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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

Vorsitzende: Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident DipI.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Das amtliche Protokoll der 42. Sitzung des 

Nationalrates vom 18. Jänner 1967 ist in der 
Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblieben 
und gilt daher als genehmigt. 

Krank gemeldet sind die Abgeordneten 
Kern, Dr. Stella Klein-Löw, Libal und Pay. 

Entschuldigt sind die Abgeordneten Dok­
tor Gorbach und HartI. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 2 Minuten 
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Ofen­
böck (OVP) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Erwachsenenbildung. 

510jM 
Erscheint dem Bundesministerium für Unter­

richt die Möglichkeit gegeben, einen Plan zur 
Förderung der Einrichtungen der Erwachsenen­
bildung zu erstellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl.-
Percevic: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Es ist durchaus möglich und wird auch beab­
sichtigt, einen solchen umfassenden Plan zu er­
stellen. Hiebei kommt den auf diesem Gebiete 
tätigen Organisationen wohl das entscheidende 
Wort zu. Es geht um die Erwachsenenbildung, 
und daher handelt es sich um eine Planung, 
die keineswegs nur von einer Dienststelle des 
Bundes ausgehen soll, sondern sehr wesentlich 
von den Kräften, die auf diesem Gebiet tätig 
sind, ausgehen muß. Wir sind aber selbst­
verständlich zur Stelle, mit allen unseren Mög­
lichkeiten und Einrichtungen sehr ausgiebig 
mitzuwirken, wie dies gewünscht ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ofenböck: Werden Sie, ver­
ehrter Herr Minister, die Organisationen hiezu 
durch ein Schreiben einladen, oder ist das in 
der Zwischenzeit schon geschehen 1 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: über die 
Frage einer solchen allgemeinen Planung gehen 
seit langem die Gespräche in allen diesen 
Organisationen und bei den Kontaktnahmen 
zwischen den Organisationen. Wir werden die 
Anregung aufgreifen, die Organisationen in 
Kürze zu einer gemeinsamen Beratung über den 
Gegenstand einladen, aus welcher sich dann er­
geben wird, welche Teilaufgaben bis zur Ge­
staltung eines Gesamtplanes dem Ministerium 
und welche den einzelnen Organisationen am 
besten zuzuteilen sind. 

Präsident: 2. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dr. Hertha Firnberg (SPÖj an den Herrn 
Unterrichtsminister, betreffend Mittel für den 
Forschungsrat. 

517jM 
Wie sollen die im Bundesfinanzgesetz für 

1967 vorgesehenen Mittel für den Forschungsrat 
(16 Millionen Schilling) verteilt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr ge-
ehrte Frau Abgeordnete! Die Mittel, die nach 
dem Bundeshaushaltsplan dem Unterrichts­
ministerium für die Forschungsförderung zur 
Versorgung anvertraut sind, werden auf Grund 
von Beurteilungen verteilt, um welche der 
Forschungsrat ersucht wird. In jedem einzelnen 
Fall gibt er hiezu ein Gutachten ab. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Minister! Ist daran gedacht, Forschungs­
aufträge für Untersuchungen, die etwa das 
Parlament anregt, weil es derartige Unterlagen 
für seine gesetzgeberischen Aufgaben benötigt, 
aus dieser Budgetpost zu finanzieren 1 Ich 
?-enke hier an Sonderuntersuchungen, die etwa 
1m Zusammenhang mit den Studiengesetzen 
oder den Studienordnungen stehen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Das halte 
ich dann für möglich, wenn ein Gelehrter oder 
eine Gelehrtengruppe einen Antrag stellt, eine 
solche Untersuchung durchführen zu wollen 
und hiefür Mittel benötigt. ' 

Ich glaube aber, daß es vom Standpunkt der 
allgemeinen Forschung erfreulich wäre, wenn 
für diesen Zweck das Parlament selbst Mittel 
bereitstellte, wenn es sich eben um parlamen­
tarische Untersuchungen handelt, damit die 
vorhandenen Mittel wenigstens für die anderen 
Zwecke, für die sie bekanntlich ohnedies zu 
gering sind, voll zur Verfügung stünden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Minister! Könnten Sie sich nicht vorstellen 
daß Anregungen, die von einzelnen Parla~ 
mentariern oder Gruppen von Parlamen­
tariern, etwa aus Ausschüssen kommen, durch 
Sie an den Verein "Forschungsrat" weiter­
geleitet werden und daß bestimmte Forschungs­
gruppen mit derartigen Untersuchungen auf 
Anregung des Parlaments betraut würden ~ 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Das ist 
durchaus vorstellbar, entspricht allerdings 
nicht der bisherigen übung des Forschungs­
rates, sich nur mit aus eigener Initiative ein­
gereichten Projekten gutächtlich zu beschäfti­
gen. Wenn solche Anregungen an mich heran­
getragen werden, werde ich sie selbstverständ­
lich dem Forschungsrat unter allfälliger Auf- . 
forderung an Gelehrte, sich diesen Dingen zu 
widmen, zur Beurteilung weiterleiten. 

Präsident: ? Anfrage: Frau Abgeordnete 
Lola Solar (Ö V P j an den Herrn U nterrichts­
minister, betreffend Lehrer an den Kunst­
akademien. 

511JM 
Da noch immer ein verhältnismäßig großer 

Prozentsatz der Lehrer an den Ktillstakademien 
nicht pragmatisiert worden ist, frage ich Sie, 
Herr Minister, was unternommen wird, um die 
soziale Sicherheit dieser Lehrer zu heben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr ge-
e~te Frau Abgeordnete! Die Schwierigkeit 
mIt den Lehrkräften an den Kunstakademien 
ist wohl bekannt, wir haben aber in den letzten 
Jahren hier bedeutsame Verbesserungen da­
durch erzielen können, daß mehr Dienstposten 
für pragmatische Anstellungen auch an den 
Kunstakademien zur Verfügung gestellt wer­
den, Bodaß jetzt von den rund 690 an den 
Kunstakademien lehrend Tätigen etwa 30 Pro­
zent pragmatisiert sind. 

Präsident: Eine Z usa tzfrage. 

Abgeordnete Lola Solar: Ich möchte Sie 
fragen, Herr Minister, ob man schon im Bilde 
ist, ob für das Jahr 1968 ein Zuwachs des Dienst­
postenplanes zu erwarten ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sicher 
wird dies von den Kunstakademien beantragt 
werden. Die bezüglichen Verhandlungen be­
ziehungsweise die Vorarbeiten und die nach­
folgenden Verhandlungen mit dem Bundes­
kanzleramt und dem Finanzministerium setzen 
jedoch erst etwa im April ein, sodaß vorläufig 
noch nicht gesagt weIden kann, wieweit die 
sicher zu erwartenden Wünsche auch tat­
sächlich erfüllt werden können. 
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Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Har- I gefaßt, und es wird damit versucht, den not· 
walik (0 V P) an den Herrn U nterrichtsmini~ter, wendigen und berechtigten Wünschen Rech· 
betreffend Zuwachs des wissenschaftlichen nung zu tragen. 

Personals. Präsident: Eine Zusatzfrage. 

512jM 
Auf welche Universitäten und Fakultäten, 

Herr Minister, verteilt sich der Zuwachs des 
Dienstpostenplanes 1967 im Bereich des wissen­
schaftlichen Personals? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Püfl-Percevic: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Der Zuwachs des 
wissenschaftlichen Personals an unseren wis­
senschaftlichen Hochschulen ist für das lau­
fende Budget jahr mit 400 zusätzlichen Posten 
ausgewiesen und bewilligt. Die Verteilung 
dieser zusätzlichen 400 Assistenten und wi&sen. 
schaftlichen Kräfte auf die einzelnen Hoch. 
schulen erfolgt auf Grund von Anträgen, die 
uns vorlagen. Die konkrete Verteilung auf die 
einzelnen Lehrkanzeln, lnstitute und Kliniken 
erfolgt durch die betreffenden Universitäten 
und Hochschulen ~elbst. 

Jedenfalls wird die Vermehrung um 400 
Posten einen Assistentenstand an den öster­
reichischen wissenschaftlichen Hochschulen er­
geben, der einen Gesamtstand von 2960, also 
fast 3000, bedeutet. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Mel­
ter ( F PO ) an die Frau Sozialminister , be­
treffend Beruf der Krankenschwestern. 

522jM 
Sehen Sie, Frau Bundesminister, nachdem 

vor kurzem die Öffentlichkeit durch eine Fern­
sehreportage mit dem Mangel an Krankenschwe­
stern und der daraus resultierenden katastro­
phalen Situation in den Spitälern konfrontiert 
wurde, einen Weg, durch bessere Fortbildungs­
und Aufstiegsmöglichkeiten den Beruf der 
Krankenschwester attraktiver zu gestalten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor: Herr Abgeordneter! Zu Ihrer Anfrage 
darf ich folgendes sagen: Im Rahmen eines 
Informationsgespräches, das am 31. Oktober 
1966 im Bundesministerium für soziale Ver­
waltung stattgefunden hat und an dem die 
Vertreterinnen der Fachgruppenvereinigungen 
des Krankenpflegepersonals, darüber hinaus die 
Vertreter der Gebietskörperschaften, der Kran­
kenanstalten und Fachleute teilgenommen 
haben, wird nunmehr in Arbeitskreisen be­
raten, wie wir die Fortbildung und Weiter­
bildung, aber auch die Aufstiegsmöglichkeiten 
des Krankenpflegepersonals fördern können. 
Die Ergebnisse werden legislativ zusammen-

Abgeordneter Melter: Frau Bundesminister! 
Es ist ja bekannt, daß das Krankenpflege. 
personal überlastet ist. Stadtrat Dr. Glück hat 
die Anregung gegeben, allenfalls einen sozialen 
Hilfsdienst durcheine allfällige Vorschreibung 
von Pflichtdienstleistungen für weibliche Ju­
gendliche einzuführen. Welche Stellungnahme 
nehmen Sie im Zusammenhang mit dieser Er­
leichterung für das Krankenpflegepersonal ein? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Mit dieser 
Frage, Herr Abgeordneter Melter, bin ich 
nicht direkt befaßt. Ich werde zum ge· 
ge benen Zeitpunkt, wenn diese Frage an mich 
herangetragen wird, dazu Stellung beziehen. 

Präsident: Die 6. Anfrage entfällt, da die 
Frau Abgeordnete, die die Anfrage stellte, 
plötzlich erkrankt ist. Diese Anfrage wird 
schriftlich beantwortet werden. 

7. Anfrage: Abgeordneter Dr. van Tongel 
( F PÖ) an die Frau Sozialminister , betreffend 
überweisung von Pensionsbezügen auf ein 
Konto. 

523/M 
Sind Sie bereit" sich dafür einzusetzen, daß 

beim Postsparkassellamt auch die Pensioni.sten 
der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
in Wien, 9., si.ch ihre Pensionsbezüge auf ein 
Konto überweisen lassen können, wie dies für 
die Pensionist.en anderer Bereiche bereits jetzt 
möglich ist, da das Postsparkassenamt die 
Überweisung der Pensionen von Arbeitern nur­
unter sehr erschwerten Bedingungen zulä.ßt? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge-
ordneter Dr. van Tongel ! Zu Ihrer Anfrage 
möchte ich folgendes bemerken. Das Postspar­
kassenamt hätte sicher nichts dagegen, die 
Pensionisten aus dem Bereich der Sozial. 
versicherung genauso zu behandeln wie die 
Pensionisten des öffentlichen Dienstes be­
ziehungsweise des Bundes. 

Die Gleichstellung dieser beiden Pen­
sionistengruppen ist bisher lediglich daran 
gescheitert, daß die Pensionsversicherungs. 
träger zwei weitere zusätzliche Kontrollen, und 
zwar die persönliche Übernahme der Pension 
durch den Pensionsberechtigten und die Vor. 
lage von Lebensbestätigungen, verlangen. 
Diesem Verlangen konnte aus betrieblichen 
Gründen vom Personal des Postsparkassen­
amtes bisher nicht zugestimmt werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Dr. vall Tongel: Trotzdem, 
Frau Minister, wird aber weiterhin für Bundes­
pensionisten die Möglichkeit eines Kontos bei 
der Postsparkasse gewährt, während die Banken 
jene Schwierigkeiten machen, die Sie, Frau 
Minister, jetzt erwähnt haben. Es wird also 
auf diese Art und Weise lediglich für die Pen­
sionisten der Sozialversicherung ein gesondertes 
Statut eingerichtet. 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr 
Abgeordneter Dr. van Tongel ! Es wird 
neuerlich geprüft und überlegt, ob vielleicht 
doch ein Arrangement mit dem Postspar­
kassenamt gefunden werden kann, vor allem in 
technischer Beziehung, in der Personalfrage, 
oder ob mit anderen Banken ein Arrangement 
gefunden werden kann. 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Dok­
tor Scrinzi (FPÖ) an die Frau Sozialminister, 
betreffend Überprüfung von Spitälern durch 
die Arbeitsinspektorate. 

549/M 
Sind Sie bereit, der langjährigen Forderung 

des Krankenpflegepersonals nach Einbezie­
hung der von den Gebietskörperschaften erhal­
tenen Spitäler in den Überprüfungsbereich der 
Arbeitsinspektorate durch Ausarbeitung eines 
entsprechenden Gesetzentwurfes Rechnung zu 
tragen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge-
ordneter Dr. Scrinzi! Zu Ihrer Anfrage möchte 
ich kurz folgendes bemerken: Das Ministe­
rium bereitet den Entwurf einer Novelle zum 
Arbeitsinspektionsgesetz vor, mit der auch der 
Wirkungskreis der Arbeitsinspektion geändert 
werden soll. Es ist beabsichtigt, auch die bisher 
von der Wirksamkeit der Arbeitsinspektion 
ausgenommenen, von Gebietskörperschaften 
betriebenen Kranken-, Heil- und Pflege­
anstalten in dem aus verfassungsrechtlichen 
Gründen möglichen Umfang in den Wirkungs­
kreis der Arbeitsinspektion mit einzubeziehen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Minister! 
Sind Sie in der Lage, dem Hohen Hause 
bekanntzugeben, wann mit der Vorlage dieser 
Novelle gerechnet werden kann ~ 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Dazu darf ich 
sagen, Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, daß die 
Ar beiten in unserem Ministerium im Gange 

die Abgeordneten aller Parteien eingeladen, 
mitzuwirken, damit wir diese Vorlage durch­
setzen können. 

Präsident: Ich danke, Frau Minister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Josef 
Schlager (S PÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Bauten und Technik, betreffend Um­
fahrungsstraße für Judenburg. 

538jM 
Ist die Planung der Umfahrungsstraße für 

die Stadt Judenburg bereits fert.iggestellt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina : Herr Abgeordneter! Auf Grund 
einer Luftbildaufnahme sind derzeit die ge­
nerellen Planungen für eine Umfahrung von 
Judenburg im Gange. 

Nach Auffindung einer in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht entsprechenden Um­
fahrungstrasse wird aller Voraussicht nach im 
Jahre 1968 mit dem Bau begonnen werden. 
Die Baukosten der über 5 km langen Um­
fahrungsstraße werden auf 25 bis 30 Millionen 
Schilling geschätzt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter J osef Schlager: Herr Minister! 
Können Sie bereits sagen, welche Trasse - man 
spricht von einigen Möglichkeiten, und zwar von 
einer vor dem Falkenberg, von einer schatt­
seitig am Falkenberg - voraussichtlich gewählt 
werden wird 1 

Präsident: Bitte, Herr Mini&ter. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Darüber, Herr 
Abgeordneter, bin ich im Augenblick noch nicht 
informiert, weil ich mir die Trassenstudien, 
die in den nächsten Wochen eine Entscheidung 
erheischen, noch nicht vorlegen ließ. 

Präsident: 10. Anfrage: Abgeordnettlr 
Peter (F PÖ) an den Herrn Bautenminister , 
betreffend Autobahn-Streudienst in Nieder­
österreich. 

543/M 

Nachdem Ihre Versuebe, den Autobahn­
Streudienst in Niederösterreich in Ordnung zu 
bringen, nicht zielführend waren, frage ich Sie, 
was Sie noch zur Lösung dieSEr Mißstände zu 
unternehmen gedenken. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

sind, daß wir beabsichtigen, diese Vorlage in I Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
Bälde zur Begutachtung auszusenden. Es ordneter! Für die Durchführung des Streu­
werden dann - wie auch bei den übrigen Ent- dienstes wie überhaupt des ganzen Erhaltungs­
würfen, die von unserem Hause der Bundes- dienstes der Bundesstraßen, aber auch der 
regierung, dem Parlament zugeleitet werden - Autobahnen ist die jeweilige Landesbaudirek-
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Bundesminister Dr. Kotzina 
tion, im konkreten Fall die Landesbaudirektion 
Niederösterreich, zuständig; das wird im Zuge 
der mittelbaren Bnndesverwaltung durchge­
führt. 

Die mit der Durchführung des Winter­
dienstes betrauten Autobahnmeistereien ver­
fügen - jetzt spreche ich im Konkreten von 
Niederösterreich - über ausreichende tech­
nische Einrichtungen, um ihre Aufgaben ent­
sprechend wahrnehmen zu können. Diese 
Einrichtungen werden im Wege des Budgets 
den Landesbaudirektionen zur Betreuung und 
zum Einsatz der notwendigen Geräte zur Ver­
fügung gestellt. 

Ihre Klage, Herr Abgeordneter, geht dahin, 
daß im Gegensatz zu anderen Bundesländern 
der Streudienst, der Winterdienst im Lande 
Niederösterreich nicht in ausreichendem Maße 
zum Tragen kommt. Ich habe daher veranlaßt, 
daß in den einzelnen Abschnittsbereichen 
innerhalb der einzelnen Bundesländer nunmehr 
eine Koordinierung insofern durchgeführt wird, 
als die einzelnen Landesbaudirektionen und 
Autobahnmeistereien ihrer Obsorgepflicht nicht 
unabhängig voneinander nachkommen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Sie hatten bereits die Freundlichkeit, den 
Landesbaudirektor des Landes Niederöster­
reich auf diese Unzulänglichkeiten aufmerksam 
zu machen; das geschah nach dem ersten 
Wintereinbruch am Ende des vergangenen 
Jahres. Nunmehr war ich in der Lage, nach 
dieser Intervention beim Landesbaudirektor 
für Niederösterreich an Hand von Leserzu­
schriften in Tageszeitungen und Bericht­
erstattungen in Tageszeitungen festzustellen, 
daß diese Mängel des niederösterreichischen 
Winterdienstes auf der Autobahn und der 
Bundesstraße 1 auch beim weiteren Winter­
einbruch nicht behoben werden konnten. 

Welche Maßnahmen stehen Ihnen, Herr 
Minister, zur Verfügung, um noch während 
dieses Winters Abhilfe zu schaffen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Mit Rücksicht 
auf die nicht verstummenden Klagen, die Sie, 
Her.r Abgeordneter, im Hohen Hause immer 
wieder auch zur Geltung bringen, habe ich 
mich nunmehr veranlaßt gesehen, nicht nur 
wie seinerzeit den beamteten Leiter der Lan­
desbaudirektion Niederösterreich auf diese 
Hinweise aufmerksam zu machen, sondern 
auch den politischen Chef der Bundesstraßen­
verwaltung im Lande Niederösterreich, den 
Herrn Landeshauptmann, auf diese Umstände 
hinzuweisen und ihn zu bitten, dafür Sorge 
zu tragen, daß sich in Hinkunft solche Klagen 
nach Möglichkeit nicht mehr wiederholen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Auf Grund eigener 
Beobachtungen und Wahrnehmungen stehe 
ich unter dem Eindruck, daß die Winterräum­
ausstattung des Landes Niederösterreich in 
personeller und technischer Hinsicht nicht jene 
Voraussetzungen aufweist, wie das im Auto­
bahnbereich und im Bereich der Bundes­
straße Nr. 1 in den Ländern Oberösterreich 
und Salzburg der Fall ist. Ich stelle immer 
wieder fest, daß mit Privatfahrzeugen, mit 
Traktoren privater Herkunft geräumt und 
gestreut wird und daß im Land Niederöster­
reich für den Winterräumdienst nicht jene 
öffentlichen Fahrzeuge zur Verfügung stehen 
wie in den zwei anderen genannten Bundes­
ländern. 

Herr Minister! Ich unterbreite Ihnen die 
Bitte, dem Hohen Hause Auskunft über den 
Stand der technischen und der personellen 
Ausstattung des Winterdienstes im Lande 
Niederösterreich einerseits und in den Ländern 
Salz burg und Oberöstetreich andererseits zu 
geben. Ich glaube, ein Bericht dieser Art 
würde überaus interessante Aufschlüsse über 
Mängel des Räumdienstes -in Niederösterreich 
geben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Ich werde Ihnen diesen sehr detail­
lierten vergleichsweisen Bericht für die Länder 
Salzburg, Qberösterreich und Niederöster­
reich zur Verfügung stellen und, wenn Sie es 
wünschen, dem ganzen Hohen Haus. 

Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter Pölz 
(SPO) an den Herrn Bautenminister, be­
treffend Budgetmittel für Straßen- und Auto­
bahnbau. 

537/M 
Wie werden Sie im Jahre 1967 die für Zwecke 

des Straßen- und Autobahnbaues zur Verfü­
gung stehenden Budgetmittel verwenden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge-
ordneter! Aus dem Bundesfinanzgesetz 1967 
geht hervor, daß für den Bundesstraßenbau 
und den Bundesstraßendienst insgesamt ein 
Betrag von 4090 Millionen Schilling zur Ver­
fügung steht. Dieser Betrag gliedert sich in 
die Erhaltung des Bundesstraßen- und Auto­
bahnnetzes in der Höhe von 574 Millionen, 
für Baumaßnahmen im engeren Sinn des 
Wortes mit 3385 Millionen und für sonstige 
Ausgaben - das sind die Anschaffung von 
Geräten, Kfz-Anschaffung und ähnliche Inve­
stitionen - mit 131 Millionen Schilling. Be­
zogen auf die Gruppe Autobahnbau beziehungs­
weise auf die Gruppe Bundesstraßen B wird 
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Bundesminister Dr. Kotzina 
das Jahr 1967 folgende Quoten enthalten: 
Der Autobahnbau wird innerhalb dieser Bau­
maßnahmen und dieser Gliederung, die ich 
eben vorhin bekanntgegeben habe, einen Be­
trag von rund 1,4 Milliarden Schilling um­
fassen, der Bundesstraßenbau einen Betrag 
von rund 2990 Millionen Schilling. 

Durch diese zweiteilige Gliederung ist 
erklärbar, wie im Jahre 1967 die Mittel für den 
Bundesstraßenbau und für den Autobahnbau 
verwendet werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pölz: Rerr Bundesminister! 
Wieviel von den Mitteln des Budgets 1967 
muß für Schuldenrückstände des Jahres 1966 
für geleistete Arbeit ausgegeben werden ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Auf diese Frage bin ich auf Grund 
ihrer ersten Anfrage nicht vorbereitet. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pö}z: Rerr Bundesminister! 
Man hört von den Beschäftigten in der Bau­
wirtschaft, aber auch von den Wirtschafts­
treibenden die ängstliche Meinung, daß infolge 
der Vorkommnisse in der Bauwirtschaft die 
Auftragserteilung im Jahre 1967 sehr verzögert 
erfolgen könnte, daß dadurch Arbeits- und 
Auftragslücken entstehen könnten und daß 
am Beginn des Jahres 1967 eine Situation der 
Unterbeschäftigung eintreten könnte. Welche 
Maßnahmen haben Sie getroffen, daß das ver­
hindert werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! Von solchen Sorgen und Über­
legungen habe auch ich gehört, und zwar so­
wohl von Seite der Arbeitgeber als auch von 
Arbeitnehmerseite. Dazu ist folgendes zu 
sagen: 

Ich persönlich erkläre mir diese Sorgf'n aus 
einer gewissen psychologischen Schockwirkung, 
die im Zusammenhang mit all den Vorkommnis­
sen im Herbst steht, die weitgehend auch mein 
Ministerium berührten. Ich konnte aber und 
kann beruhigend darauf hinweisen, daß 
von Seite des Bundes bezüglich des Einsatzes 
von Mitteln für das Baugeschehen im Jahre 
1967 zumindest nicht weniger Mittel vorge­
sehen sind. Es sind für den Bundesstra.ßenbau 
gegenüber dem Jahre 1966 um einige hundert 
Millionen Schilling mehr Mittel insgesamt ver­
anschlagt. Soweit die Finanzierung der Förde­
rung des Wohnbaues seitens des Bundes zu 
betrachten ist, sei darauf hingewiesen, daß 
auch da die Mittel gegenüber den Ansätzen 
im Jahr 1966 nicht geringer geworden sind. 

Bei der Vergabe der Aufträge in der Bundes­
straßenverwaltung wird keine Lücke gegenüber 
1966 entstehen. Es werden bereits jetzt im 
Jänner und Anfang Feber wieder die ersten 
Aufträge über die einzelnen Landesbaudirek· 
tionen erfolgen, sodaß also beim Bundes­
straßen- und beim Autobahnbau keine wie 
immer geartete Lücke in der Kontinuität der 
Vergabe der Aufträge eintritt. 

Wohl aber ist bei den Wohnbaufonds - das 
ist der Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
und der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds - eine 
gewisse Lücke von etwa zwei Monaten ent· 
standen. Wir hatten seinerzeit in den ver· 
gangenen Jahren die Möglichkeit gehabt, 
auf Grund der klaren Verhältnisse, die bei den 
Fonds bestanden, die Aufträge für das nächste 
Jahr bereits im Dezember auszuschreiben 
beziehungsweise die Kreditmittel zu vergeben. 
Das ist heuer auf Grund der Tatsache, daß 
wir die beiden Gesetzesnovellen erst im Laufe 
dieser Woche beschlossen haben, erst im Laufe 
der nächsten Wochen möglich. Es werden in 
den nächsten Wochen die Kuratorien der 
beiden Fonds einberufen, um au.ch da nach 
den Vorbereitungen, die im Sinne der beiden 
neuen Gesetze bereits getroffen wurden, die 
Aufträge zu vergeben. 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter ZeH· 
linger (F PÖ) an den Herrn Bautenminister , 
betreffend Neubauten der Salzburger Uni. 
versität. 

552/M 

Beruhen jene Zeitungsmeldungen auf Rich­
tigkeit, wonach das Bundesministerium für 
Bauten und Technik für die Neubauten der 
Salzburger Universität keinen international 
orientierten Architekten-Wettbewerb ausschrei­
ben lassen will ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge­
ordneter! In der Information, die mir die Zl\­

ständige Sektion zu. der von Ihnen gestellten 
Anfrage gegeben hat, lautet es zunächst: 

Gemäß § 5 des Ziviltechnikergesetzes von 
1957 ist auch die Erstellung von Wettbewerbs­
projekten in Österreich unbeschadet der den 
Gewerbetreibenden zustehenden Befugnisse an 
die Befugnis eines Architekten oder Zivil­
ingenieurs für Hochbau gebunden. Gemäß 
§ 7 desselben Gesetzes ist zur Erlangung einer 
solchen Befugnis die österreichische Staats. 
bürgerschaft erforderlich. Die Ausschreibung 
eines internationalen Wettbewerbes ist daher 
aus gesetzlichen Gründen in Österreich nicht 
möglich. 

Herr Abgeordneter! Ich erkläre freimütig, 
daß ich diese Ansicht nicht teile. Wenn die 
Gesetzeslage tatsächlich den öffentlich-recht-

242 
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lichen Körpersehaften Österreichs zwingend die 
Ausschreibung von öffentlichen Wettbewerben 
auf internationaler Ebene verbieten würde, 
müßte sich meines Erachtens das Hohe Haus 
in nächster Zeit damit befassen, daß eine 
solche Behinderung eines öffentlichen Wett­
bewerbes, der über die Grenzen Österreichs 
hinausgeht, beseitigt wird. 

Ich habe aber feststellen können, daß die 
Judikatur in der jüngsten Zeit bereits zum 
Ausdruck gebracht hat, daß Entgelte aus 
Wettbewerben, die für die Teilnahme gegeben 
werden, nämlich durch die Hingabe von 
Preisen - im Zuge von Wettbewerben werden 
ja nur Preise gegeben -, nicht mit einer ent­
geltlichen Tätigkeit zu vergleichen sind, sodaß 
aus dieser Interpretation heraus internationale 
Wettbewerbe möglich sind. 

Nun zu Ihrer konkreten Frage. Hinsichtlich 
der Überlegungen, die im Bundesministerium 
in bezug auf die Planung der Universität Salz­
burg gegeben sind, darf ich darauf hinweisen, 
daß aus dieser ursprünglichen Ansicht des 
Ministeriums im Jahre 1965 die Meinung ver­
treten wurde, daß solche internationalen Wett­
bewerbe nicht möglich seien. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich danke zuerst 
für die zumindest in einem Teil der Antwort 
beruhigende Auskunft. 

Herr Bundesminister I In den Zeitungsmel­
dungen - ich darf zum Beispiel auf die "Salz­
burger Nachrichten" vom 13. Jänner verwei­
sen - geht es aber um eine andere Frage, 
nämlich um den Verdacht, daß das Bundes­
ministerium überhaupt auf die Ausschreibung 
verzichten und in durchaus unüblicher Weise 
den Architektena uftrag dem die Situierung 
vorplanenden Architekten Professor Rainer 
ohne Ausschreibung eines Wettbewerbes über­
geben will. Darf ich Sie daher fragen: Ist es 
sicher, daß ein Wettbewerb ausgeschrieben 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Diese Ansicht 
des Ministeriums bezog sich nicht auf das 
Gesamtprojekt, sondern auf eine kleine An­
fangsstufe im Zusammenhang mit dem gesam­
ten Konzept der Ausgestaltung der Universi­
tät Salzburg. Bekanntlich setzt sich das 
Gesamtprojekt der Universität Salzburg zu­
sammen aus alten Teilen im Zentrum der 
Stadt - für die juridische Fakultät und für 
Teile der philosophischen Fakultät - und 
einem neuen Teil der Universität, der außer­
halb des Stadtkernes Salzburgs neu errichtet 
werden soll. Bezüglich dieses neu zu errich­
tenden Teiles, des neuen Universitätsviertels 
- um es so zu bezeichnen -, war die Ansicht 

des Ministeriums gegeben, daß bei einer klei­
nen Teilstufe, um die Dinge durch einen länger­
dauernden Wettbewerb nicht zu behindern, 
gleich der mit der Grundsatzplanung betraute 
Architekt auch diese erste Teilstufe mitplanen 
sollte. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Da man in Öster­
reich im allgemeinen und in Salz burg im 
besonderen hinsichtlich der Unterlassung von 
Ausschreibungen sehr aufmerksam ist und ich 
Sie aufmerksam machen muß, Herr Minister, 
daß ja üblicherweise ein Architekt, der eine 
Vorstudie ausarbeitet, dann bei der Ausschrei­
bung zum Wettbewerb nicht mehr eingeladen 
wird - eine Ansicht, bei der man im Hin­
blick auf die Person Professor Rainers in die­
sem Fall ohneweiters eine Ausnahme machen 
kann, die aber niemals so weit gehen kann, 
daß man die übrigen Architekten ausschließt 
und einen Auftrag dem an und für sich sonst 
Auszuschließenden allein überträgt-, und ich 
auch nicht Ihre Ansicht teilen kann, daß ein 
Wettbewerb ein Hindernis wäre oder eine 
Verzögerung mit sich bringe - er ist die Vor­
aussetzlmg einer ordentlichen und sauberen 
Leistung -, darf ich Sie daher fragen: Haben 
Sie die Absicht, etwa analog dem Autobahn­
Fleckerlteppich-System auch die Salzburger 
Universität von Haus aus dadurch zu gefähr­
den, daß man jetzt einmal ein Stückerl ohne 
Ausschreibung einem Architekten gibt, weil 
der, wenn er schon angefangen habe, auch 
weiterarbeiten müsse und man beim ersten 
Schritt noch nicht weiß, wie der zweite aus­
sehen wird, oder werden Sie bei Österreichs 
größtem Bauprojekt der Nachkriegszeit die 
von der Öffentlichkeit erwartete Sorgfalt wal­
ten lassen 1 

Präsiden t: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abgeord­
neter! In bezug auf die Hochschule, auf die 
Universität Salzburg, konkret gesehen, gehört 
ein gesamtes Konzept. Und dieses Konzept 
gehört sicherlich auf Grund eines Wettbewerbes 
ausgearbeitet. Ich werde nicht verfehlen, die 
Wünsche der Unterrichtsverwaltung mit denen 
des Landes und der Stadt Salz burg auf einen 
gemeinsamen Nenner zu bringen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsiden t: 13. Anfrage: Abgeordneter Gug­
genberger (ÖV P) an den Herrn Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, 
betreffend Ausbaggerung der Drau im Bereich 
der Stadt Spittal. 
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525/M 
Sind Sie, Herr Minister, bereit, dem \\Tunsch 

des Gemeinderates der Stadt Spittal/Drau 
nachzukommen und die Ausbaggerung und 
Verbauung der Drau iIUlerhalb des Stadtgebie­
tes zu veranlassen, um neuerliche Verheerungen 
an etwa 100 Siedlungshäusern bei künftigen 
Hochwassern zu vermeiden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Herr Abge­
ordneter I Ich bin grundsätzlich bereit, dem 
Wunsch des Gemeinderates von Spittal nach­
zukommen. Allerdings müssen vorher die zu 
erwartenden Auswirkungen in den anschließen­
den Flußabschnitten und vor allem auch die 
technische Realisierbarkeit zunächst einmal 

welche Mittel uns dann im Rahmen des 
Schwerpunktprogramms beziehungsweise des 
Ordinariums des Budgets zur Verfügung ste­
hen. Jedenfalls haben wir die Absicht, soweit 
als möglich auch diese Maßnahme dann zügig 
in Angriff zu nehmen. 

Präsident: 14. Anfrage. Abgeordneter Meißl 
(F PÖ) an den Herrn Landwirtschaftsminister , 
betreffend Senkung der Fleischpreise. 

528/M 
Sind Sie bereit, Herr Bundesminister, sich 

dafür einzusetzen. daß die bessere Marktver­
sorgung, die in letzter Zeit auf dem Schlacht­
viehsektor zu beobachten war, dem Konsumen­
ten in Form einer Senlnmg der Fleischpreise 
zugute kommt? 

untersucht und geprüft werden. Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Eine wirksame Eintiefung der Drausohle ist Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
nur dann möglich, wenn das Längenprofil der Seit dem Jahre 1960 gibt es keine amtliche 
Drau zeigt, daß im Ortsbereich von Spittal Preisbestimmung für Schlachtvieh und daraus 
die Drausohle aufgelandet ist. Wenn hingegen hergestelltes Fleisch. Das Bundesministerium 
ein Sohlengleichgewicht besteht, so würde eine für Land- und Forstwirtschaft kann nur auf 
Ausbaggerung nur bewirken, daß bei der die Preisgestaltung jener landwirtschaftlichen 
nächsten größeren Geschiebeführung der Drau Produkte und Lebensmittel Einfluß nehmen, 
diese lokale Sohleneintiefung sofort wieder auf-I für welche noch eine amtliche Preisregelung 
gefüllt wird. besteht. Die amtliche Preisbestimmung für 

Die notwendigen Vermessungs- und Pla- Schlachtvieh und auch für Fleisch wurde 
nungsarbeiten werden derzeit von einem Zivil- seinerzeit aufgelassen, da es sich als unmög-
ingenieurbüro durchgeführt. lich erwiesen hatte, die Preisbestimmung 

Präsident: Eine Zusatzfrage. I mit der tatsächlichen Marktlage - mit ihren 
doch stets wechselnden Anlieferungsmengen 

Abgeordneter Guggenberger: Sehr_geehrter u d daraus resultierenden Verkaufspreisen 
Herr Minister! Ich darf Sie fragen: Wie lange . n E' kl b l'nge 

. d d b' d' -ttb I In m ang zu r n. WIr es etwa auern, IS lese u er egungen 
und Erwägungen in technischer Hinsicht wegen Präsident: Eine Zusatzfrage. 
der Verbauung abgeschlossen sein werden? 

Präsiden t: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Eine völlig genaue zeitliche Angabe kann ich 
nicht machen; ich schätze aber, daß es in~er­
halb von acht bis zehn Monaten möglich sein 
wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Guggenberger: Sehr geehrter 
Herr Minister! Wird es möglich sein, wenn 
diese Vorbereitungen abgeschlossen sind und 
sich die Notwendigkeit solcher technischer 
Maßnahmen ergibt, dann auch zeitgerecht die 
erforderlichen Mittel auf Grund des Hochwas­
serhilfegesetzes beziehungsweise des Wasser­
bautenförderungsgesetzes für ein solches Pro­
jekt bereitzustellen? 

Präsiden t: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Diese Frage kann genauer wohl erst beant­
wortet werden, wenn man die Gesamtkosten 
dieses Projektes überblickt; das ist gegenwärtig 
noch nicht der Fall. Es hängt auch davon ab, 

Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister! 
Sehen Sie eine Möglichkeit, in der Bundes­
regierung mit dem Innenminister vielleicht 
doch Maßnahmen zu "letzen, die die erhöhte 
Anlieferung auf dem Schlachtviehsektor im 
kommenden Jahr zumindest auch für den Kon­
sumenten zu einer positiven Auswirkung 
bringen können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Die Auswirkungen im kommenden Jahr können 
wir heute noch nicht voll überblicken. Wir 
können sie auf Grund der Viehzählungsergeb­
nisse vom Dezember des vergangenen Jahres 
in etwa abschätzen. 

Wir rechnen mit einem verstärkten Angebot 
auf dem Rindersektor, wobei es unsere Auf­
gabe sein wird, hier auch eine entsprechende 
Marktversorgung zu sichern, andererseits aber 
auch den Absatz dieser Rinderproduktion 
zu gewährleisten. Bei den Schweinen rechnen 
wir damit, im Frühjahr ein etwas verstärktes 
Angebot zu haben, das wir durch stärkere 
Interventionen aus dem Markt nehmen, um 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 
für die Sommermonate vorzusorgen, in denen 
wir ohnehin wieder auf Importe angewiesen 
sein werden. Es wird im Rahmen des Möglichen 
alles geschehen, um eine möglichste Stabili­
sierung von Produktion und Absatz Irerbei­
zuführen. 

Präsident: 15. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (ÖVP) an den 
Herrn Landwirtschaftsminister , betreffend 
Marktforschung hinsichtlich der Agrarprodukte. 

526JM 
In welch~~ Weise befassen sich die zuständigen 

Stellen in Osterreich mit der Marktforschung 
hinsichtlich der Agrarprodukte? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Dazu darf ich folgendes berichten. 

I. Von der Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammern wurde ein Marktbüro 
zur laufenden Beobachtung des Obst- und Ge­
müsemarktes eingerichtet. Wir haben diese 
Einrichtung vom Ressort her unterstützt. 
Mit Hilfe dieses Marktbüros ist es uns gelungen, 
die saisonbedingten Absatzkrisen bei Obst 
und Gemüse wesentlich zu mildern und somit 
produktionsgefährdende Preisrückgänge weit­
gehend hintanzuhalten. 

2. Wir haben ferner vom Agrarwirtschaft­
lichen Institut des Ministeriums wie auch an 
der Hochschule für Bodenkultur folgende 
wissenschaftliche Er he bungsar beiten durch­
führen lassen: eine Produktions- und Ver­
brauchsprognose für das österreichische 
Schlachtvieh; Bericht über den Stand der 
horizontalen und vertikalen Integration bei 
der Erzeugung und Vermarktung von Schlacht­
geflügel in Österreich; Saisonschwankungen 
der Produktion von Schlachtschweinen ; 
ein Expose über die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen der Errichtung eines Kartoffel­
verarbeitungswerkes in Niederösterreich. Wei­
tere Arbeiten, die sich auf die Sparten Eier, 
Obst, Gemüse und Wein beziehen, sind gegen­
wärtig im Gange. 

3. Daneben liefern uns der Milchwirtschafts-, 
Viehverkehrs- und Getreideausgleichsfonds, die 
ja auf Grund des Marktordnungsgesetzes zur 
Erstellung einer Versorgungsbilanz verpflich­
tet sind, die jeweils aktuellen Daten über 
Marktleistung, Absatzmöglichkeiten und Ver­
sorgungsbedarf der von ihnen verwalteten 
Produkte. 

Außerdem wurde beim Österreichischen 
Statistischen Zentralamt im Rahmen des Fach­
beirates für Agrarstatistik die Inangriffnahme 
einer Reihe von Arbeiten beantragt und auch 
bereits durchgeführt. Diese Erhebungen wer­
den zur Erstellung einer wirksamen Produk­
tionsprognose zweifellos sehr von Nutzen sein. 

Darüber hinaus wurde im Jahre 1964 eine 
Konsumerhebung durchgeführt, deren Er­
gebnis demnächst veröffentlicht wird und die 
zweifellos wertvolle Hinweise für die Produk­
tionsförderung liefern wird. 

Im Rahmen des Fachbeirates beim Stati­
stischen Zentralamt sind insgesamt elf Ar­
beitsgruppen geschaffen worden, die sich mit 
einzelnen Maßnahmen der statistischen Er­
hebungen beschäftigen. 

loh bin überzeugt, daß die bisher darge­
legten Maßnahmen und Unterlagen eine wert­
volle Voraussetzung zur Schaffung einer wirk­
samen Marktforschung für sämtliche agrarische 
Produkte bilden werden. Diese Unterlagen 
werden nunmehr zentral im Bundesministe­
rium für Land- und Forstwirtschaft erfaßt und 
ausgewertet. 

Präsident: 16. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (OV P) an den 
Herrn Landwirtschaftsminister , betreffend 
Agrarstatistik. 

527{M 
Welche Maßnahmen wurden zum Ausbau 

einer umfassenden und leistungsfähigen Agrar­
statistik getroffen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Frau Abgeordnete! Diese Frage hängt zum 
Teil mit der vorhergehenden Frage zusammen. 
Ich darf mich also darauf beziehen und er­
gänzend noch folgendes sagen: 

Wir haben zur Vorbereitung eines umfassen­
den Ausbaues und der Modernisierung auch 
der Agrarstatistik im Einvernehmen mit dem 
Statistischen Zentralamt einen international 
anerkannten Experten mit der Erstellung eines 
Gutachtens über die Agrarstatistik in Österreich 
beauftragt. Diese Studie war eine außerordent­
lich wertvolle Ausgangsbasis für die weiteren 
gemeinsamen Initiativen des Ressorts mit dem 
Statistischen Zentralamt. Auf der Grundlage 
dieses Gutachtens wurden die Maßnahmen 
eingeleitet, von denen ich im Zusammenhang 
mit der Statistik über die Produktions- und 
Marktforschung bereits berichtet habe. 

Auf der Grundlage dieses Gutachtens und 
vor allem auch des neu wirksam gewordenen 
Bundesstatistikgesetzes aus 1965 sind bisher 
neun Verordnungen erlassen worden, um zeit­
gemäße Grundlagen für die laufenden amtliohen 
agrarstatistischen Erhebungen zu schaffen. 
Gleichzeitig wurde getrachtet, das Erhebungs­
programm schrittweise auf bisher noch nicht 
erfaßte Sparten und Sachbereiche auszudehnen. 

Diese elf Arbeitsgruppen, von denen ich 
spraoh, haben ihre Arbeiten in der Zwischen­
zeit aufgenommen, und ich hoffe, daß wir 
damit wertvolle Unterlagen für die Ermittlung 
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Bundesminister Dipl..Ing. Dr. Schleinzer 
der pflanzlichen und tierischen Produktion, 
der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise, der 
agrarwirtschaftlichen Bilanzen und V olks­
einkommensrechnung sowie auch für die Forst­
statistik bekommen werden. 

Der tiefgreifende Umstellungsprozeß der 
österreichischen Land- und Forstwirtschaft 
und die steigenden Ansprüche der Wirtschafts­
politik nach umfassenderen und aussage­
kräftigeren Unterlagen machen einen weiteren 
Ausbau der Agrarstatistik notwendig. Das 
gilt nicht nur im nationalen, sondern auch im 
internationalen Bereich. 

Präsiden t: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen 

Präsident: 17. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Kranzlmayr (OV P) an den Herrn Bundes­
minister für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen, betreffend verstaatlichte Unter­
nehmungen. 

Tonne abgesetzt werden konnten. Daraus 
geht aber hervor, daß beispielsweise in den 
Ländern des Gemeinsamen Marktes im Durch­
schnitt um rund ein Viertel höhere Export­
erlöse pro Tonne erzielt werden konnten als 
bei den Exporten in die Ostblockstaaten. 
Jedoch hat die weitere Analyse der Export­
ergebnisse der letzten Jahre gezeigt, daß die 
zunehmende Diskriminierung seitens der Län­
der des Gemeinsamen Marktes gegenüber 
Drittländern auch für den verstaatlichten 
Bereich seit 1963 eine merkliche Verringerung 
des Anteils der Exporte in die EWG um knapp 
8 Prozent zur Folge gehabt hat. Da gleichzeitig 
die Anteile der Exporte in die EFTA-Länder 
nicht nur nicht gestiegen sind, sondern sogar 
rückläufig waren, haben die Exportquoten 
in die Ostblockländer und in die blockfreien 
Bereiche bei einem Gesamtexportzuwachs um 
ein Zehntel eine relative Zunahme erfahren. 

Die Notwendigkeiten für die verstaatlichten 
Unternehmungen im Hinblick auf die euro· 
päische Integration zeichnen sich aus dem Ge· 

531/M sagten teilweise schon ab. Ein Vertrag mit dem 
Welche Notwendigkeiten, Herr Minister, Gemeinsamen Markt würde zweifellos die Nach­

ergeben sich für die verstaatlichten Unterneh- teile der derzeit wirksamen Diskriminierung 
mungen im Hinhlick auf die europäische Inte- beseitigen, er würde aber auch vor allem in 
gration ? 

der derzeitigen Konjunkturlage mit freien 
Präsident: Bitte, Herr Minister. I Kapazitäten in vielen Wirtschaftszweigen er· 
Bundesminister für Verkehr und verstaat- j höhte Anforderungen stellen, denen nur durch 

lichte Unternehmungen Dipl..Ing. Dr. Ludwig I str.engste ~eoba:chtung der Grundsätz~ der 
Weiß: Der Anteil der Exporte in den Bereich WIrtschaftlIchkeIt entsprochen werden konnte. 
der Länder des Gemeinsamen Marktes ergab Zu den Maßnahmen kommerzieller und 
im Durchschnitt der letzten acht Jahre administrativer Art schließlich müßten die 
37,1 Prozent und stellt damit wertmäßig für den verstaatlichten Sektor bereits wieder. 
das Schwergewicht der gesamten Exporttätig. holt begonnenen und beabsichtigten Projekte 
keit der verstaatlichten Industrie dar. der Koordinierung der Investitions-, Produk. 

Die Ausfuhrleistungen in den EFTA.Be- tions- und Verkaufsprogramme der einzelnen 
reich erreichten demgegenüber in der gleichen Unternehmungen sowie die noch vorhandenen 
Zeit im Durchschnitt 13,4 Prozent; in die Möglichkeiten für eine Steigerung der Pro­
Länder des COMECON wurden rund 26 Pro- duktivität in den Betriebsstätten selbst ge­
zent und in die blockfreien Länder rund zählt werden. Die für den Fall der geplanten 
23 Prozent ausgeführt. europäischen Zusammenarbeit gebotenen Mög­

lichkeiten der Kooperation mit ausländischen 
Unternehmungen böten in Anbetracht der 
beschränkten inländischen Kapitalkraft volks­
wirtschaftlich sicherlich weitere günstige 
Aspekte für die Erhaltung des wirtschaftlichen 
Wachstums der verstaatlichten Industrie. 
Das wird vor allem Aufgabe der neugeschaffe­
nen ÖIG sein. 

Die Errechnung des für den Veredlungs­
grad der ausgeführten Produkte maßgebenden 
Einheitswertes je Tonne, dessen Höhe bekannt­
lich zum Ausdruck bringt, ob besonders 
hochwertige Produkte oder etwa nur wenig 
bearbeitete Fertigungsgrundstoffe in dieses 
oder jenes Land ausgeführt werden konnten, 
hat ergeben, daß am meisten arbeitsintensive 
und daher volkswirtschaftlich besonders loh­
nende Produkte von den verstaatlichten Unter­
nehmungen vor allem in blockfreie Länder 
mit einem Exportwert je Tonne von durch­
schnittlich rund 5100 S, in die EFTA-Länder 
mit einem Exportwert von rund 4100 S je 
Tonne, in die EWG-Länder mit einem Export­
wert von 3900 S und in die Ostblockländer 
mit einem Exportwert von nur 2900 S pro 

Präsident: 18. Anfrage: Abgeordneter Zeile 
linger (F pO) an den Herrn Verkehrsminister , 
betreffend Maßnahmen zur Vermeidung von 
Koordinierungsfehlern. 

535/M 
Welche Maßna,hmen werden Sie ergreifen, 

damit eine Vergeudung von in viele Millionen 
gehenden Steuergeldern, wie Aie durch unver­
ständliche Koordinierungsfehler des Amtes für 
Zivilluftfahrt im Zusammenhang mit der Bewil-
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ligung für den Bau einer Sendeanlage in Berg­
heim bei Salzburg zutage getreten ist, künftig 
vermieden wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Dem Österreichischen Rund­
funk wurde mit Bescheid des Bundesmini­
steriums für Verkehr und Elektrizitätswirt­
schaft als oberste Zivilluftfahrtbehörde im 
Jahre 1960 im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Landesverteidigung als Militär­
luftfahrtbehörde eine Ausnahmebewilligung ge­
mäß § 92 des Luftfahrtgesetzes für die Errich­
tung einer Mittelwellesendestation mit je 
206 m hohen Antennenmasten im Standort 
Bergheim bei Salzburg erteilt. Durch drei 
Jahre wurde mit dieser Arbeit nicht be­
gonnen. Die Baubewilligung für das Projekt 
wurde von der Gemeinde Bel gheim erst mehr 
als drei Jahre später, am 12. September 1963, 
erteilt. Erst zwei Tage vorher bestätigte der 
Österreichische Rundfunk eine Mitteilung des 
damaligen Bundesministers für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft, daß auf Grund zwi­
schenzeitlicher Änderung des Betriebsumfanges 
am Flughafen Salzburg, nämlich Anfliegbar­
keit bei Nacht und unter Instrumenten­
flug-Wetterbedingungen, auf der in der Zwi­
schenzeit errichteten neuen Nord-Süd-Piste 
die Errichtung der Sendeanlage Bergheim 
überhaupt in Frage gestellt sei. 

Diese Auffassung wurde auch vehement 
vom Bundesministerium für Landesverteidi­
gung, vom Flugrettungsdienst des Bundes­
ministeriums für Inneres, vom Amt der 
Salzburger Landesregierung und von der 
Salzburger Flughafendirektion sowie von Or­
ganisationen der allgemeinen Luftfahrt Öster­
reichs vertreten. 

Es wurden sodann in Zusammenarbeit 
mit dem Österreichischen Rundfunk geeignete 
neue Sendestandorte ausfindig gemacht, die 
zum Teil auch bereits die Zustimmung der 
obersten Fernmeldebehörde fanden. Darauf­
hin wurde im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Landesverteidigung die seiner­
zeitige Ausnahmebewilligung in Wahrung des 
öffentlichen Wohles aufgehoben. 

Diese Entscheidung wurde vom Österreichi­
schen Rundfunk beim Verwaltungsgerichtshof 
angefochten. Der Verwaltungsgerichtshof er­
kannte die geplante Anlage gleichfalls als sicher­
heitsgefährdend, stellte sich jedoch auf den 
Rechtsstandpunkt, eine Verhinderung der Er­
richtung des geplanten Luftfahrthindernisses 
könnte nur im Enteignungswege erfolgen. 

Unter maßgeblicher Mitwirkung meines 
Ressorts wurde ein neuer Standort für die 
Aufstellung der für SalzburgjBergheim vor-

gesehen gewesenen beiden Sendemaste gefun­
den. Eine Ausnahmebewilligung hiefür wurde 
beantragt, und mit ihrer Erteilung ist in Kürze 
zu rechnen. 

Ich habe nunmehr die Weisung erteilt, daß 
bei Erteilung von künftigen Ausnahmebewil­
ligungen unter Bedachtnahme auf die außer­
ordentlich rasch vor sich gehende Entwicklung 
auf dem Gebiete der Luftfahrt und mit größerer 
Sorgfalt vorgegangen wird. 

Bereits seit mehreren Jahren oder seit län­
gerer Zeit werden luftfahrtbehördliche Aus­
nahmebewilligungen nicht nur den zuständi­
gen Baubewilligungsbehörden übermittelt, 
sondern diese darüber hinaus aus Koordina­
tionsgründen aufgefordert, das Bundesmini­
sterium von Bauverhandlungsterminen zu ver­
ständigen. 

Um in anderen Verfahren eine weitere 
Koordinierung und Berücksichtigung bereits 
erteilter Ausnahmebewilligu.ngen - soweit 
sie für die Sicherheit der Luftfahrt von Be­
deutung sind - zu erreichen, werden diese 
Bescheide unter anderem auch dem Bundesamt 
für Zivilluftfahrt, einschließlich der betroffenen 
Flugsicherungsstellen und Flugsicherungshilfs­
stellen, dem Landeshauptmann, dem Bundes­
ministerium für Landesverteidigung, dem Bun­
desministerium für Inneres, den Haltern der 
betroffenen Zivilflugplätze und den sonst zu­
ständigen Sachbearbeitern meines Ressorts zur 
Kenntnis gebracht. 

Darüber hinaus wurden beziehungsweise 
werden die seit Inkrafttreten des Luftfahrt­
gesetzes erteilten Ausnahmebewilligungen in 
einer Kartei und Übersichtskarte erfaßt und, 
soweit es sich um für die Sicherheit der Luft­
fahrt bedeutsame Luftfahrthindernisse handelt, 
seit 1. Jänner 1967 als Kundmachu.ng im Nach­
richtenblatt für Luftfahrer verlautbart. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich danke, Herr 
Minister, für die lange u.nd ausführliche, so­
wohl das Thema wie auch die Arbeit erschöp­
fende Studie über die mangelnde Koordinierung, 
aber ich bin trotzdem nicht überzeugt ... 
(Zwischenruf des Abg. Glaser.) Ich komme 
gerne darauf zurück, Herr Kollege, aber ich 
möchte zuerst mit dem Herrn Minister fertig­
reden. - Aber ich bin trotzdem nicht über­
zeugt worden, daß hier nicht mangelnde 
Koordinierung dem Staate einen großen Scha­
den zugefügt hat; denn zu einer Zeit, als bei 
mir als Abgeor~neten - sicher auch bei 
anderen Salzburgern - bereits die Bevölke­
rung protestierte, weil sie durch die Verlegung 
der Einflugschneise betroffen ist, hat man 
andererseits die neue Anlage errichtet, die man 
dann wieder wegreißen mußte, als die Start-
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Zeillinger 

bahn dann tatsächlich verlegt worden war.r treffend Ausschreibung von Großbauvor­
Es liegt also zweifellos eine mangelnde Koor-

I 
haben. 

di~i~rung vor, und ich ~arf Sie fragen, Herr I 533JM 

~ll~Ister: 'Yas kostete dIese mangelnde Koo:-. Welche Gl'oßbauvorhaben, Herr Minister, 
dmwrung J.nsgesamt? (Abg. Glaser: S'/,e sind in den letzten zehn Jahren öffentlich, 
mÜs.'3en dazusugen, unter welchem Minister dies beschränkt oder überhaupt nicht ausgeschrie-
gewesen ist') ben worden beziehungsweise welche Firmen 

. waren in erster Linie dabei beschäftigt? 
Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 

Abgeordneter! Ich habe auch diese Sache 
erheben lassen, aber ich kann augenblicklich 
nicht sagen, was das kostet. Es ist vorsorglich 
im Budget in meinem Ressort ein Betrag von 
2 Millionen Schilling vorgesehen. Ich mache 
jedoch aufmerksam, daß es möglich ist, daß 
dieser Betrag nicht benötigt wird. Es stehen 
bereits Gebäude an der Stelle der Sender, und 
es wird nu.n der Versuch unternommen, u.nd 

. es ist Aussicht vorhanden, daß diese Gebäude 
für andere Zwecke verwendet werden können. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Die 
von den Österreichischen Bundesbahnen in den 
letzten zehn Jahren durchgeführten Groß­
bauvorhaben wurden im Wege der beschränkten 
Ausschreibung vergeben, die für Eisenbahn­
bauten den Regelfall bildet, weil bei Arbeiten 
an Eisenbahnanlagen fast immer eine Ge­
fährdung des Betriebes besteht, nur mit den 
Gefahren des Eisenbahnbetriebes vertraute 
Unternehmen herangezogen werden können 
und nu.r dadu.rch für die Sicherheit der Reisen­
den und der Arbeiter entsprechend vorgesorgt 
werden kann. 

Abschließend kann ich wirklich nur sagen, 
daß wir derzeit nicht wissen, was diese man­
gelnde Koordinierung gekostet hat, aber wir 
werden versuchen, den Betrag so klein wie 
möglich zu halten. 

Eine Au.fzählung aller Großbauten, die durch 
die Österreichischen Bundesbahnen vergeben 
wurden, würde den Rahmen einer kurzen 

Präsident: Zweite Zu.satzfrage. mündlichen Anfragebeantwortu.ng weit über-
Abgeordneter Zeillinger: Nachdem der Herr schreiten, da im Bereich der Bundesbahn­

Kollege Glaser Wert darauf legt, bin ich direktion Wien 21 Großbau.vorhaben, im Be­
gerne bereit, öffentlich festzustellen: Ich habe reich der Bundesbahndirektion Linz 3 Groß­
gar nicht dem gegenwärtigen Minister die bauvorhaben, in der Bundesbahndirektion 
Schuld gegeben, nur wechseln die Minister Innsbruck 6 Großbauvorhaben und im Be­
schneller, als wir Abgeordneten fragen können, reich der Bundesbahndirektion Villach 9 solche 
beziehungsweise die Fragen aufgerufen werden. Großbauvorhaben durchgeführt wu.rden, an 
(Abg. Glaser: Das Mt in diesem Fall nicht denen rund 50 verschiedene Firmen beschäftigt 
möglich!) Nein, nein, ich will ja gar nicht. waren. 
Herr Minister, ich gebe Ihnen die Ehren- Die von der Post- und Telegraphenverwal­
erklärung ab: Sie waren es nicht! Wir waren tung in den letzten zehn Jahren für drei 
damals schon in Opposition, zu einer Zeit, Großbauvorhaben vergebenen Bauleistungen 
wo Sie also noch mit der anderen Seite in wurden öffentlich ausgeschrieben. 
einer Koal~ti,on waren. '.. Beim Postamt Wien-Westbahnhof sind bis-

Herr Mmlster, nachdem SIe schatzungs-I h . B 1 g f"hrt Dl'eAusschrel'bung . '1' S h'n' 1 S h d r t er zweI au ose aus eu . 
WeIse 2 MlllOnen c 1 mg a ~ c.a en les - und Vergabe des ersten Bauloses erfolgte 
gestellt haben, was ~ns al~e SICherlIch s.chwer bereits 1951, das zweite Baulos wurde 1954 
trifft, und un~ seh: VIel bel anderen Pr?Jekten öffentlich ausgeschrieben u.nd an den Best­
abge~t, darf ICh SIe. nun fragen: :Wer I,st nun bieter unterzehnFirmen vergeben. Vom Neu­
wirkhc~ der SchuldIge, und was 1St mIt dem bau des Postamtes Wien-Südbahnhof wurden 
~chu~dlgen gesch~h.en?, ( Abg. G 1 ase r: Er von fünfBaulosen zwei fertiggestellt, das dritte 
~8t nteht mehr M tn'/,ster ,) Baulos ist in Arbeit. Auch diese Baulose 

Präsident: Herr Minister. wurden öffentlich ausgeschrieben. 
Bundesminister Dipl.-Ing, Dr. Weiß: Herr Das Fernmeldeverwaltungsgebäude im Ar-

Abgeordneter! Eine Schuldfrage wird sich, senalgelände, das in der Spannbetonweise aus­
glaube ich, in diesem Falle nicht ohne weiteres geführt wurde, ist 1961 nach öffentlicher Aus­
feststellen lassen. Die Schuld liegt an einer schreibung an die für die vorgesehene Bauweise 
mangelnden Koordinierung, das will ich ohne bestbietende Firma Rella & Co. vergeben 
weiteres zugeben; aber ich kann nicht irgend- worden. 
einen bestimmten Beamten für diese mangelnde Vom Bundesamt für ZivillufUahrt wurde ein 
Koordinierung haftbar machen. einziges Bau.vorhaben, welches als Großbau-

Präsident: 19. Anfrage: Abgeordneter Mayr vorhaben angesprochen werden kann, in Au.f­
(OYP) an den Herrn Verkehrsminister, be- trag gegeben. Das Bauvorhaben wurde 1965 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
öffentlich ausgeschrieben und der Zuschlag 
an die Firma "Universale-Hoch- und Tief­
bau A. G." erteilt. 

Präsi~ent: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mayr: Herr Bundesminister! 
Darf ich fragen: Halten Sie es für zweck­
mäßig, daß künftig bei der Österreichischen 
Bundesbahn au,ch Großbauvorhaben öffentlich 
ausgeschrieben werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Es hängt davon ab, um welche 
Bauvorhaben es sich handelt. Wenn es sich 
um Bauvorhaben handelt, die im Gleisbereich 
vor sich gehen, die also während des Bahn­
betriebes vorgenommen werden müssen, wie 
größere Brückenbauten oder Gleisbauten, ist 
es zweckmäßig, nur solche Firmen heranzu,­
ziehen, die mit solchen Arbeiten und mit dem 
Betrieb der Österreichischen Bu,ndesbahnen 
vertraut sind. Ich bin aber durchaus bereit, 
alle jene Großbauvorhaben, die sich abseits 
der Bahnanlagen befinden, u,nd vor allem auch 
Hochbauten in Zukunft in öffentlicher Aus­
schreibung zu vergeben. 

Präsident: 20. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. van Tongel (FPÖ) an den Herrn Verkehrs­
minister, betreffend Herausgabe von Post­
wertzeichen. 

536jM 
Wann werden die Postwertzeichen von der 

Postverwaltung herausgegeben werden, die durch 
die jüngsten Tariferhöhungen notwendig sind, 
wie zum Beispiel Postkarten mit dem Auf­
druck einer 1,50 S-Marke und Briefmarken für 
Auslandsbriefe zu 3,50 S ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Die 
postwertzeichen, die durch die jüngsten Tarif­
erhöhungen notwendig sind, sind mit Aus­
nahme der Marke zu 1,30 S für Geschäfts­
briefe seit Jahren im Verkehr. Die Marken zu 
3,50 S, das ist die Esterhazy-Burg in Eisen­
stadt, sind seit 9. November 1962 im Verkehr, 
die Marken zu 2 S seit 29. November 1958 an 
den Schaltern erhältlich. Nur die Marke zu, 
1,30 S existiert nicht, sie wird am 27. Jänner 
1967 erscheinen und vom 3. Feber 1967 an 
gültig sein. Sie gehört zur Bautenserie und 
stellt die Schattenburg in Vorarlberg dar. 
Die Postkarten zu, 1,50 S werden bereits seit 
2. Jänner 1967 laufend an die Postämter 
versandt, doch mache ich aufmerksam, daß 
die Postämter natürlich bemüht sind, zu,erst 
die alten Karten mit Zusatzfrankierung abzu­
geben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tonget: Herr Mini­
ster! Sie haben in liebenswürdiger Weise 
Dinge beantwortet, die ich gar nicht gefragt 
habe. Tatsache ist, daß man nur Postkarten 
mit dem Aufdruck von 1 S bekommt. Ich 
habe mir von Fachleu.ten sagen lassen, daß 
der Zusatzau,fdru,ck einer 50-Groschen-Marke 
auf diese alten Postkarten angeblich billiger 
kommen würde als die Au,sgabe von 50-Gro­
sehen-Marken, die man aufkleben muß. Ab­
gesehen da von: Wenn man schon die Tarife 
um 50 Prozent erhöht, so könnte die Post­
verwaltung so liebenswürdig sein, ihren Kun­
den etwas entgegenzu.kommen. Die tatsäch­
lich benötigten Briefmarken von 3,50 S 
sind nirgendwo erhältlich. Sie sind vielleicht 
vorhanden, aber man bekommt sie nicht. Man 
muß daher au.ch zusammenpicken. 

Frage: Werden Sie dafür sorgen, daß in 
Bälde diese ja seit längerer Zeit geplanten 
Tariferhöhungen auch dadurch ihren Aus­
druck finden, daß sich die Ku.nden der Post 
mit diesen durch die Tariferhöhung bedingten 
neu.en Postwertzeichen eindecken können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Wir sind längst bemüht, es zu 
machen. Es läßt sich natürlich schwer jede 
einzelne Dienststelle kontrollieren, weil selbst­
verständlich jedes Postamt ein Interesse hat, 
die vorhandenen Markenbestände abzusetzen. 
Ich werde mich aber auf Gru,nd Ihrer Anfrage 
neuerlich dafür interessieren. 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde 
sind abgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
beendet. 

Seit der letzten Haussitzung sind zwei 
Anfrage beantwortungen eingelangt, die 
den Anfragestellern übermittelt wurden. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich gebe bekannt, daß von der Bundes­
regierung folgende Vor lag e n eingelangt sind: 

Dritte Niederschrift betreffend die Verlänge­
ru,ng der Deklaration über den provisorischen 
Beitritt Argentiniens zum Allgemeinen Zoll­
u,nd Handelsabkommen (GATT) (354 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1967 abgeändert und 
ergänzt wird (Bundesfinanzgesetznovelle 1967) 
(362 der Beilagen); 

Bu.ndesgesetz, mit dem Überschreitungen 
der Ansätze des Bu.ndesfinanzgesetzes 1967 
genehmigt werden (1. Bu.dgetüberschreitu.ngs­
gesetz 1967) (363 der Beilagen). 

Ich werde die Zuweisu.ng dieser Vorlagen 
im Sinne des § 41 Abs. 4 Geschäftsordnungs­
gesetz in der nächsten Sitzung vornehmen. 
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Präsident 
Die in der letzten Sitzung vom Schrift­

führer als eingebracht bekanntgegebenen Vor­
lagen weise ich zu wie folgt: 

293 der Beilagen: Protokoll Nr. 2 zur Kon­
vention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, durch das dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte die Zustän­
digkeit zur Erstattung von Gutachten über­
tragen wird, und 

333 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
die Nationalrats-Wahlordnung 1962 abgeän­
dert wird, 

dem Verfassungsausschuß ; 

298 der Beilagen: Zusatzabkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Fran­
zösischen Republik zum Haager übereinkom­
men vom 1. März 1954, betreffend das Ver­
fahren in bürgerlichen Rechtssachen, 

299 der Beilagen: Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Französischen 
Republik über die Anerkennung und die Voll­
streckung von gerichtlichen Entscheidungen 
und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet 
des Zivil- und Handelsrechtes, 

das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes Wien 
um Aufhebung der Immunität des Abgeord­
neten zum Nationalrat Dr. Franz Hetzenauer 
wegen § 491 Strafgesetz (Ehrenbeleidigung) 

dem Immunitätsausschuß. 
Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 

Debatte über die Punkte 7 und 8 der heutigen 
Tagesordnung unter einem abzuführen. 

Es sind dies: der Jahresbericht und Jahres­
abschluß 1965/66 des ERP-Fonds sowie die 
Ergänzung des Jahresprogramms 1966/67 des 
ERP-Fonds und die Grundsätze hiezu. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
wird zuerst der Berichterstatter seine beiden 
Berichte geben, sodann wird, wie immer in 
diesen Fällen, die Debatte unter einem abge­
führt und getrennt abgestimmt. 

Des weiteren wurde vorgeschlagen, auch die 
beiden auf der heutigen Tagesordnung stehen­
den ersten Lesungen der Anträge 32/A und 
34/A unter einem vorzunehmen. 

Wird gegen diese Vorschläge ein Einwand 
erhoben? - Das ist nicht der Fall. Die 
Debatte über die Punkte 7 und 8 und über 
die Punkte 11 und 12 wird daher jeweils 

334 der Beilagen: Vertrag zwischen der unter einem vorgenommen. 
Republik Österreich und der Ungarischen 
Volksrepublik über Nachlaßangelegenheiten, 

335 der Beilagen: Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Ungarischen 
Volksrepublik über wechselseitigen Verkehr 
in bürgerlichen Rechtssachen und über Urkun­
denwesen, und 

337 der Beilagen: Vertrag zwischen der 
Repu blik Österreich und dem Fürstentum 
Liechtenstein über die Ergänzung des Vertra­
ges vom 1. April 1955 zwischen der Republik 
Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Rechtshilfe, Beglaubigung, Urkunden und 
Vormundschaft, 

dem Justizausschuß ; 
332 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 

das Hochschulassistentengesetz 1962 neuerlich 
abgeändert wird (6. Novelle zum Hochschul­
assistentengesetz), und 

361 der Beilagen: Bundesgesetz über die 
Erhöhung von Sonderzahlungen im öffentlichen 
Dienst, 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 
Ferner weise ich zu: 
den Bericht der österreichischen Delegation 

zur 55. IPU-Konferenz in Teheran 

dem Außenpolitischen Ausschuß; 
den Bericht des Bundesmillisteriums für 

Finanzen über Veräußerung von unbeweglichem 
Bundeseigentum im 1. Vierteljahr 1965 

dem Finanz- und Budgetausschuß, und 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (291 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Beförderungssteuergesetz 1953 neuerlich abge­
ändert wird (Beförderungssteuergesetz-Novelle 

1967) (344 der Beilagen) 

Wir gehen in die Tagesordnung ein und 
gelangen zum 1. Punkt: Beförderungssteuer­
gesetz-Novelle 1967. 

Präsident: Berichterstatter ist der Herr 
Abgeordnete Kulhanek. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Kulhanek: Hohes Haus! 
Ich gebe den Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses zur Regierungsvorlage 291 der 
Beilagen: Beförderungssteuergesetz-Novelle 
1967. 

Einer Entschließung vom 24. Juni 1966 
entsprechend, soll den Bedürfnissen jener 
Randgemeinden Rechnung getragen werden, 
die nur nach einer Seite ihren Verkehr aus­
weiten können. Diese Gemeinden sollen von 
der Fernverkehrssteuer befreit sein. 

Im einzelnen sieht die Novelle folgendes vor: 
Diese Befreiung soll unter anderem gelten 
von den Orten des politischen Bezirkes Ober­
pullendorf in das Gemeindegebiet der Stadt 
Wien; von den Orten des politischen Bezirkes 
Herruagor in das Gemeindegebiet der Stadt 
Villaeh; von Orten der politischen Bezirke 
Gmünd, Horn, Waidhofen an der Thaya und 

243 
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Zwettl, von Orten der Gerichtshezirke GföW 
und Spitz sowie von den nördlich der Donau 
gelegenen Orten des politischen Bezirkes Melk 
in das Gemeindegebiet der Stadt Wien; von 
Orten des politischen Bezirkes Tamsweg in 
das Gemeindegebiet der Stadt Salzburg, von 
Orten des politischen Bezirkes Lienz in das 
Gemeindegebiet der Stadt Innsbruck. 

Im § 6 wird das Werkverkehrpauschale, das 
seit 1951 keine Änderu.ng erfahren hat, au.f 
288 S je Tonne Nutzlast im Jahr u.nd für den 
Anhänger auf 144 S pro Anhänger erhöht. 

Im § 10 wird für den grenznahen Verkehr 
die Möglichkeit von pauschalen Abfindungen 
geschaffen. 

Der Ausschuß hat weiterhin einem Abände­
rungsantrag seine Zustimmung gegeben, der 
diese Befreiung von der Fernverkehrssteuer 
auch für Orte des politischen Bezirkes Jen­
nersdorf, Güssing und Oberwart in das Ge­
meindegebiet der Stadt Wien vorsieht, und 
weiters von den Orten der politischen Bezirke 
Freistadt, Perg, Rohrbach und des Gerichts­
bezirkes Leonfelden in das Gemeilldegebiet 
der Stadt Wien. 

Ich habe den Bericht über die Beratungen 
des Finanz- und Budgetausschusses gegeben 
und stelle den Antrag, der Nationalrat möge 
darüber Beschlu.ß fassen und, falls Wortmel­
dungen vorliegen, General- und Spezialdebatte 
unter einem abführen. 

erstatter hat sie schon zitiert - das ganze 
Burgenland, welches von u.nd nach Wien 
beförderungssteuerfrei wird transportieren 
können; des weiteren der Bezirk Hermagor, 
die politischen Bezirke Gmünd, Horn, Waid­
hofen an der Thaya, Zwettl, die Gerichtsbe­
zirke Gföhl und Spitz sowie die nördlich der 
Donau gelegenen Orte des politischen Bezirkes 
Melk, der Bezirk Tamsweg, der Bezirk Reutte, 
der Bezirk I .. ienz und schließlich die politischen 
Bezirke Freistadt, Perg und Rohrbach sowie 
der Gerichtsbezirk Leonfelden. 

Diese von mir aufgezählten beziehungsweise 
im Text der Novelle enthaltenen Bezirke wer­
den nunmehr beförderungssteuerfrei in das 
ihnen nächst gelegene Wirtschaftszentrum 
transportieren können. Es handelt sich hiebei 
vornehmlich um Gebiete, die in dem zu novel­
lierenden Gesetz die 65 km-Zone nicht aus­
nutzen konnten, weil sie zum Großteil dadurch 
gehindert waren~ daß sie am Eisernen Vorhang 
liegen und es nicht so tun konnten, wie es der 
Gesetzgeber eigentlich im Gesetz 1953 wollte. 

Für die betroffenen Gebiete bedeutet der 
heu.te zu setzende Gesetzesakt eine wirtschaft­
liche Hilfe und Unterstützung, deren Wert 
man vermutlich im jetzigen Zeitpunkt nicht 
hoch genug einschätzen kann. Es wäre aber 
fehl am Plat.ze, Hohes Haus, von einer Wett­
bewerbsverzerrung durch diese Novelle zu 
sprechen. Denn, wie ich schon sagte, gewisse 
Gebiete wurden durch das seinerzeitige Gesetz 

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean- quasi diskriminiert, weil die vom Gesetzgeber 
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem ermöglichten Transporte in dem Radius von 
vorzunehmen. - Einwand wird nicht erhoben. 65 km nicht genutzt werden konnten. 

Wir gehen somit in die Debatte ein .. Als Es wäre aber gleichfalls verfehlt, in dieser 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Stu.nde nicht auch von der in Aussicht stehen­
Robert Graf. Ich erteile 'es ihm. den kommenden großen Lösung etwas zu 

Abgeordneter Robert Graf (ÖVP): Herr sagen. Ich möchte hier einige ausführliche 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich und erweiternde Bemerkungen zu der in Rede 
darf zur Beförderungssteuergesetz-Novelle 1967 stehenden kommenden Sache machen. Ich 
einiges sagen; ich möchte aber dieser Sache erbitte zu diesem Teil meiner Ausführungen 
die Bemerkung voranstellen: Wer mit der die Erlaubnis des Herrn Präsidenten, daß ich 
Materie der Beförderungssteuer nichts zu tun dies verlesen darf. 
hat, wird sich sehr schwer vorstellen können, Die durch die vorliegende Novelle bezweckte 
warum darüber an die Jahre so ein Aufheben Beseitigung von wirtschaftshemmenden Här­
gemacht wurde. Diejenigen abcr, die damit ten des gegenwärtig gültigen Beförderungs­
befaßt waren, denen, das darf ich sagen, hängt steuersystems, die sich aus den Standortnach­
die Sache beim Hals heraus. So ungefähr teilen der wirtschaftlich gefährdeten Grenz­
präsentierte sich die Situation bis zum heutigen und Entwicklungsgebiete ergeben, mindert 
Tage. keineswegs die Notwendigkeit einer Gesamt-

Die heute in Beratung stehende Novelle' ref~r~ dieses Steuers~stems, die d~n verkehrs­
dürfte geeignet sein, die Sit.uation wesentlich polItIschen Erford~rmssen un.d Zlelset~ungen 
zu entschärfen, allerdings endgültig geklärt besser gerecht WIrd, als dIes derzeIt der 
wird die Situation erst dann sein, ,venn die Fall ist. 
in Aussicht genommene sogenannte große Dementsprechend stellt der Motivenbericht 
Lösung verwirklicht sein wird. Die heutige zur vorliegenden Novelle ausdrücklich klar, 
Novelle bringt aber eine wesentliche Erleichte- daß nach der Regelung der verbindlichen 
rung für verschiedene Länder beziehungsweise Straßengütertarife eine allgemeine Umstellung 
Landesteile. Es sind dies - der Herr Bericht- I des Beförderungssteuersystems in Angriff ge-
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nommen werden soll, wobei anläßlich dieser 
Umstellung noch bestehende Härten auf dem 
Gebiete der Beförderungssteuer beseitigt wer­
den können. 

Die derzeitige Gestaltung der Beförderungs­
steuer, insbesondere die Belastung des Straßen­
güterfernverkehrs wurde vornehmlich von 
der Absicht bestimmt, die mit gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen und Auflagen 
belasteten, in ihrer betrieblichen, kaufmänni­
schen und tarifpolitischen Beweglichkeit be­
hinderten Eisenbahnen gegen den Wettbewerb 
des von derartigen Verpflichtungen und Be­
hinderungen nicht oder doch nicht im gleichen 
Ausmaß belasteten Straßengüterverkehrs zu 
schützen und so ihren Transportbesitzstand zu 
erhalten. Diesem Schutzbedürfnis der Eisen­
bahnen sollte also durch eine künstliche Ver­
teuerung des Straßentransports beziehungs­
weise durch Ertragsschmälerung des gewerb­
lichen Straßenverkehrs und des Werkverkehrs 
Rechnung getragen werden - eine Maßnahme, 
die zwangsläufig in eklatantem Gegensatz zu 
den Prinzipien der modernen Wirtschafts­
politik und zur dynamischen technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung geraten muß und 
keinesfalls geeignet sein kann, eine gesamt­
wirtschaftlich nützliche Koordinierung der 
beiden einander konkurrierenden Verkehrs­
träger herbeizuführen. 

Die in den Jahren 1951 und 1952 erfolgte 
steuerliche Koordinierung zwischen der 
Schiene und der Straße durch eine als pro­
hibitiv gedachte Güterfernverkehrssteuer zei­
tigte sogar ihrer Zielsetzung entgegengesetzte 
Wirkung. Die Folgen blieben auch nicht aus. 
Die Erwartungen der Eisenbahnen erfüllten 
sich nicht, ihr Transportbesitzstand ging viel­
mehr relativ - im Verhältnis zum allgemeinen 
Produktionsaufschwung - zurück, und der 
Konkurrenzkampf führte bei ihnen, aber auch 
beim Transportgewerbe, zu einem starken 
Preisverfall, der bei den Bahnen zu immer 
höheren Anforderungen an den Staatshaushalt 
zur Deckung ihre~ Defizits und zur Einschrän­
kung auch notwendigster Investitionen für die 
Erneuerung und Rationalisierung des Be­
triebes zwang, den Ertrag des Transport­
gewerbes aber und seines Investitionsmittels 
für die Entwicklung seiner Leistungsfähigkeit 
in so starkem Maße beeinträchtigte, daß dieser 
Wirtschaftszweig nicht in der Lage war, am 
allgemeinen Wirtschaftsaufschwung der an­
deren Wirtschaftszweige im gleichen Maße teil­
zunehmen. 

Die volkswirtschaftliche Notwendigkeit 
einer Koordinierung zwischen Bahn und Straße 
wie überhaupt einer gesunden Ordnung auf 
dem Verkehrsmarkt ist heute nicht nur in 
Österreich, sondern auch in den anderen 

Ländern mit freier Wirtschaftsentfaltung unbe­
stritten. Diese Koordinierung bezweckt, bei 
grundsätzlicher Aufrechterhaltung des freien 
Wettbewerbs der einzelnen Verkehrsträger 
eine Abstimmung der Transportaufgaben der 
beiden großen Verkehrsträger nach Maßgabe 
ihrer spezifischen Eignung in der Weise herbei­
zuführen, daß eine ausreichende Deckung des 
Verkehrsbedürfnisses zum volkswirtschaftlich 
geringsten Kostenaufwand gesichert ist. 

Die Reform der Österreichischen Bundes­
bahnen, die gleichzeitig auch eine Reform ihrer 
Transportaufgaben und ihrer Aufgaben als 
Träger staatlicher und gesamtwirtschaftlicher 
Funktionen wird sein müssen, ist bereits in 
Angriff genommen. Die hier zu treffenden 
Maßnahmen bewirken zwangsläufig auch eine 
neue AufgabensteIlung für die Straßenverkehrs­
wirtschaftschaft. Die Durchführung dieses 
Konzeptes wird sicherlich noch ein gewisses 
Maß und eine gewisse Zeit der lenkenden 
Hand des Staates bedürfen; er wird daher 
auch auf eine begrenzte Beibehaltung steuer­
licher Ausgleichsmaßnahmen nicht verzichten 
können. Die gegen wärtige Gestaltung des 
Beförderungssteuersystems ist aber für diesen 
Zweck denkbar ungeeignet und bedarf daher 
einer grundlegenden Reform. 

Die Durchführung einer solchen Reform 
setzt allerdings die Schaffung solcher Grund­
lagen auf dem Verkehrsmarkt voraus, die es 
gestatten, die Notwendigkeit, das Ausmaß, die 
Art der Gestaltung und die Wirkung der 
steuerlichen Ausgleichsmaßnahmen zu erken­
nen und abzuschätzen. Diese Voraussetzung 
ist nun nur dann gegeben, wenn auch das 
Straßentransportgewerbe einen vergleichbaren 
Maßstab für die wirtschaftliche Bewertung 
ihrer Leistungen und einen geordneten Ver­
kehrsmarkt bietet. Diese Voraussetzung muß 
in Form eines verbindlichen Straßengüter­
tarifes in den für die Koordinierung der 
Verkehrsträger relevanten Entfernungen ge­
schaffen werden. 

In dieser Hinsicht wurden bereits zwei 
wichtige Schritte getan. Die Novelle 1963 
zum Güterbeförderungsgesetz hat dem Fach­
verband für das Lastfuhrwerksgewerbe das 
Recht der Erstellung von verbindlichen Ta­
rifen eingeräumt, gleichzeitig aber auch be­
stimmte Kriterien für diese Tttriferstellung und 
für Erteilung der Genehmigung eines solchen 
Tarifes durch das Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie festgesetzt. 

Gemäß diesen Kriterien hat der Tarif alle 
zur Bestimmung des Beförderungsentgeltes 
notwendigen Angaben und die Beförderungs­
bedingungen zu enthalten sowie einen ange­
messenen Gewilln zu berückbichtigen. Der 
Erhaltung des Wettbewerbes und der Berück-
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sichtigung der unterschiedlichen wirtschaft­
lichen Voraussetzungen der einzelnen Unter­
nehmungen des Lastfuhrwerksgewerbes wurde 
dadurch Rechnung getragen, daß die Fracht­
sätze im allgemeinen in Form eines durch 
Höchst- und Mindestsätze begrenzten Tarif­
bandes, auch Marge genannt, festgesetzt wer­
den sollen; innerhalb dieses Tarifbandes 
können die Frachtsätze jeweils frei vereinbart 
werden. 

Die wichtigste Bestimmung ist aber die, 
daß die Genehmigung des Tarifes dann zu 
erteilen ist, wenn volkswirtschaftliche Rück­
sichten nicht entgegenstehen. 

Gemäß diesen Kriterien hat nun der ge­
nannte Fachverband einen Tarifentwurf aus­
gearbeitet, der einem sehr genauen und lang­
wierigen Begutachtungsverfahren unterzogen 
wurde, das erst vor kurzem abgeschlossen 
werden konnte. Hauptthema der sehr schwie­
rigen Verhandlungen war vor allem die An­
passung des Entwurfes an die volkswirtschaft­
lichen Bedürfnisse sowie eine gewisse Anpas­
sung seines Aufbaues an das volkswirtschaft­
lich ausgerichtete Tarifsystem der Eisen­
bahnen. Nachdem der Fachverband eine 
Reihe von weitgehenden Änderungen oder 
Ergänzungen seines Entwurfes akzeptiert hatte, 
konnte eine Einigung erzielt und damit die 
weitestmögliche Sicherheit gewonnen werden, 
daß der Tarif den volkswirtschaftlichen Be­
dürfnissen Rechnung trägt. 

Gegenwärtig bildet dieser Tarif den Gegen­
stand von Verhandlungen mit der Bundes­
bahnverwaltung, die verständlicherweise auf 
eine stärkere Berücksichtigung ihres Schutz­
bedürfnisses drängt. Dieses Verlangen ist 
allerdings nach meiner Meinung durch die 
schon erwähnten gesetzlichen, für die Er­
stellung maßgebenden Kriterien nicht gedeckt. 
Die untere Grenze der Frachtsätze dieses 
Tarifes ist durch die Kosten zuzüglich eines 
angemessenen Gewinnes, ihre obere Grenze 
durch die Bedachtnahme auf volkswirtschaft­
liche Bedürfnisse vorgezeichnet; innerhalb 
dieser Grenzen muß aber auch dem Wett­
bewerb ein gewisser Raum gegeben werden. 
Um jedenfalls sicherzustellen, daß der Tarif 
den kommenden Entwicklungen und Refor­
men angepaßt werden kann, wurde seine 
Geltungsdauer auf drei Jahre ab seiner Ge­
nehmigung befristet. 

Wenn also dieser Tarif allein nicht das 
Koordinierungsinstrument sein kann, so kommt 
seiner Schaffung und Inkraftsetzung auf jeden 
Fall eine wichtige Schlüsselstellung im Rahmen 
eines verkehrspolitischen Konzeptes zu; denn 
von ihm hängt der Umbau des gesamten Be­
förderungssteuersystems ab. Erst dann wird 
es möglich sein, eine Umstellung der Beför-

derungssteuer für den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen an die effektiv erbrachte Be­
förderungsleistung vorzunehmen. Das bisherige 
Besteuerungssystem mit seiner starren Steuer 
pro Nutzlasttonne und pro Fahrt bei Steuer­
sätzen, die nach Luftlinienumkreisen, gemessen 
vom Standort des Unternehmens, gestaffelt 
sind, hat ja zur Folge, daß Transporte knapp 
über die Nahzone hinaus, die in vielen Fällen 
mit Rücksicht auf die verkehrsgeographische 
Situation oder die Art des Gutes auf der Straße 
durchgeführt werden müssen, relativ am höch­
sten belastet sind, wogegen Beförderungen auf 
ganz weite Distanz, für die die Eisenbahn in der 
Regel besonders prädestiniert ist, praktisch 
begünstigt sind. Durch die heutige Berech­
nung der Steuer von der Nutzlast werden 
nämlich die Transporteure praktisch gezwun­
gen, sich um eine optimale Auslastung des 
Fahrzeuges zu bemühen, auch wenn dabei 
Ergänzungsgut mitgenommen werden muß, 
das andernfalls der Schiene zugegangen wäre. 
Das heutige System bietet also geradezu einen 
Anreiz zu Überladungen, die schon aus Grün­
den der Verkehrssicherheit nicht erwünscht 
sind, weil dadurch das Verhältnis zwischen 
der steuerlichen Belastung und dem erzielbaren 
Beförderungspreis günstiger gestaltet werden 
kann. 

Im Rahmen der großen Reform des Beför­
derungssteuergesetzes werden auch einige an­
dere Fragen zu lösen sein, die heute der ge­
werblichen Wirtschaft große Sorgen bereiten. 
So ist es überaus bedauerlich, daß das Beför. 
derungssteuergesetz keine Bestimmung über 
die steuerfreie Beförderung von Retourwaren 
enthält. Es ist nicht einzusehen, warum etwa 
ein Lastkraftwagen mit mehreren Tonnen 
Nutzlast, der beispielsweise nur 100 kg Rück~ 
ware geladen hat, trotzdem mit einer Steuer 
für die gesamte Nutzlast belastet wird. Es 
sollte daher im Beförderungssteuergesetz eine 
Regelung getroffen werden, wonach bis zu 
einer bestimmten Gewichtsgrenze - ich könnte 
mir hiefür etwa 200 kg vorstellen - für Rück­
ware keine Güterfernverkehrssteuer zu ent­
richten ist. 

Auch andere Wünsche werden bei der 
kommenden großen Reform des Beförderungs­
steuerrechtes zu berücksichtigen sein, wie 
etwa der Abbau der besonders hohen Besteu­
rung des Kraftfahrlinienverkehrs, eine klar­
stellende Ergänzung der Befreiungsbestim­
mungen für den Arbeiter-, Angestellten- und 
Schüler verkehr sowie eine einwandfreie ge­
setzliche Fundierung der Richtlinienbesteue­
rung für Kleinbetriebe des Taxi- und Miet­
wagengewerbes. 

Auf lange Sicht wird es wohl überhaupt 
erforderlich sein, die Beförderungssteuer, die 
ihrer Art nach die Umsatzsteuer für Transport-
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leistungen darstellt, dem dann allgemein in I meine Damen und Herren von der linken Seite, 
Österreich geltenden Umsatzsteuersystem das hinreichend wissen; aber auf die heutige 
wieder voll einzugliedern. Dieser Zeitpunkt Situation traf wohl nie besser das Sprichwort 
wird eintreten, wenn das geltende System der zu: Der Sieg hat viele Väter, die Niederlage 
Brutto-Allphasenumsatzsteuer durch die sich ist ein Waisenkind. Denn kaum hatte der 
immer stärker abzeichnende Mehrwertsteuer Finanz- und Budgetausschuß diese Novelle 
abgelöst wird. Eine solche Regelung wurde in beschlossen, konnte man schon hören, daß ein 
Frankreich bereits getroffen und ist auch in langgehegter Wunsch der SPÖ damit seine 
der Bundesrepublik Deutschland geplant, weil Erfüllung gefunden hat. 
sie am ehesten das Prinzip der Neutralität der 
Besteuerung auch im Bereich des Verkehrs 
sicherstellt. 

Die bis dorthin zur Verfügung stehende 
Zeit wird jedoch auch benutzt werden müssen, 
um unsere Verkehrspolitik nach klaren Grund­
sätzen auszurichten und insbesondere die 
Sanierung der Österreichischen Bundesbahnen 
intensivst voranzutreiben. Wenn diese große 
Aufgabe erfüllt ist, ist eine natürliche Auf­
teilung der Transportaufgaben je nach den 
technischen und organisatorischen Vorzügen 
der einzelnen Verkehrsträger zu erwarten, die 
das Ziel jeder Verkehrspolitik, eine optimale 
Verkehrsbedienung zu den geringsten volks­
wirtschaftlichen Kosten, am besten fördern 
kann. 

Hohes Haus! Ich hoffe, daß ich Sie mit 
diesen zugegeben langen Ausführungen und 
Erläuterungen nicht gequält habe, aber ich 
fühlte mich veranlaßt, diese Feststellungen 
doch hier zu machen, nicht, weil ich etwa 
mit der in Rede stehenden, heute zu beschlie­
ßenden Novelle nicht zufrieden bin; aber für 
einen Vertreter eines kleinen und armen Landes 
ist, glaube ich., der etwas abgewandelte Spruch am 
Platz: Lamentare necesse est - Wehklagen 
tut not. Aus diesem Grunde und aus der 
tatsächlichen Notwendigkeit heraus sah ich 
mich veranlaßt, das zu tun. 

Meine Damen und Herren! Der Beitrag 
der SPÖ zu dieser Novelle war ihr Beitritt zu 
unserem Antrag, den ich namens der ÖVP 
im Finanzausschuß eingebracht habe. Ich 
freue mich zwar, daß wir diese Novelle gemein­
sam beschließen können, aber ich muß wohl 
sagen: Hieraus einen Erfolg für die SPÖ 
herauszufinden, übersteigt wohl das übliche 
Ausmaß der Erfolgstheorie, die von der SPÖ 
angewandt wurde; denn diesem N ovellierungs­
antrag, der heute hier beschlossen wird, nicht 
beizutreten, hätte für jene Damen und Herren 
Abgeordneten von der SPÖ ein politisches 
Harakiri bedeutet. Das möchte ich wohl doch 
nachsagen. 

Die SPÖ hat ja mehr als ein Jahrzehnt lang 
die Chance gehabt, hier zu helfen, wenn ihre 
Herren Minister diesen wiederholt vorgebrach­
ten Novellierungsanträgen zugestimmt hätten. 
Es ist dies nicht der Fall gewesen. Bundes­
kanzler Dr. Klaus hat die Novellierung dieser 
Beförderungssteuer für notwendig und wichtig 
genug erachtet, um sie sogar in seine Regie­
rungserklärung aufzunehmen. 

Es wurde also hier ein Versprechen realisiert, 
und ich möchte für alle betroffenen Gebiete 
heute ein ehrliches Dankeschön sagen. Sie 
alle werden noch verspüren, was das für die 
Wirtschaft der Betroffenen bedeutet. (Abg. 
Z e i II i n ger : Warum habt ihr sie nicht beschlos­

Ich darf nun, Hohes Haus, einige Worte zur sen im Wirtschaftsbund ?) Wir haben es ja 
politischen Legende der Beförderungssteuer in der Zeit der Koalition beschlossen. Sie 
sagen. Ich beabsichtige, das ohne jede Polemik waren ja _ das muß ich Ihnen sagen - immer 
zu tun. Seit dem Jahre 1953, also unmittelbar ein Gegner der Beförderungssteuer. Ich hoffe, 
nach dem Inkrafttreten des heute zu novel- ich irre mich nicht. (Abg. Zeillinger: 
lierenden Gesetzes, begannen bereits die Ver- Dr. Hofeneder war der einzige, der sich getraut 
suche, dieses Gesetz zu novellieren. Es war hat!) Ich hoffe es! In der Zeit der Koalition _ 
bis zum heutigen Tage vergeblich. Alle Ver- das darf ich doch bei Ihnen als bekannt voraus­
kehrsminister der Koalitionsregierung, die setzen, Herr Abgeordneter - war es nicht 
Herren Dipl.-Ing. Waldbrunner und auch möglich, weil die Zustimmung des ressort­
Abgeordneter Probst, waren nicht zu bewegen, mäßigen Verkehrsministers nicht zu erlangen 
auch nur einer kleinen Änderung in dieser war. Das ist aus den Akten offenkundig! 
Richtung zumindest zuzustimmen, obwohl sich (Abg. Z eillinger: Das Gesetz habt ihr erst 
kein Finanzminister der damaligen Regierun- beschlossen und dann keine Zustimmung zur 
gen gegen eine brauchbare Regelung stellte. N ovellierung gekriegt 1 Das ist Sadismus 1 Ihr 

Ich könnte dem Hohen Haus ein Bündel habt euch selber vergewaltigt I) Natürlich! 
von Korrespondenzen verlesen, worin die, Unsere Leute haben die Zustimmung zur 
zahllosen Kanossagänge der einzelnen Länder I Novellierung ja gegeben! Kein Finanzminister 
und ihrer Funktionäre zu den beiden genannten I hat sich geweigert, einer brauchbaren Lösung 
Herren aufgezählt sind. Ich möchte Ihnen zuzustimmen, aber ich werde dazu noch etwas 
das ersparen. Ich setze voraus, daß auch Sie, sagen. 
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naß Sie das nicht wissen oder nicht wissen persönlicher Erfolg meiner drei Herren Kol­

wollen, überrascht mich, denn Sie kannten legen Babanitz, Müller und Robak. Ich muß 
genau die Situation der vergangenen Jahre, in Sie fragen, meine Herren: Was haben Sie dabei 
denen eine Zahl von Novellierungswünschen, gedacht, als Sie das gleich mir gelesen haben ~ 
nur deshalb nicht durchgesetzt werden konnte, Ich mute Ihnen loyalerweise zu, daß Sie drei 
weil der jeweilige Verkehrsminjster... (Abg. persönlich seit Jahren vielleicht auch den 
Zeillinger: Weil der Wirtschaftsbund das Wunsch gehabt haben, daß dieses Gesetz 
Gesetz beschlossen hat!) Es sind schon mehrere novelliert wird, aber Sie konnten bei Ihren 
Gesetze beschlossen worden, zu denen man Parteifreunden und damaligen Ministern nicht 
nachträglich Novellen machen mußte! Tun durchdringen. 
Sie nicht so, als ob das eine Novi.tät wäre, Herr In diesem Zusammenhang möchte ich Ihnen 
Abgeordneter! (Beifall bei der Ö V P.) Sie tun einiges ins Gedächtnis rufen. Als der damalige 
ja so, als ob wir eine Novelle erfunden hätten! Herr Verkehrsminister Probst am Parteitag 
(Abg. Zeillinger: Das Grundgesetz habt ihr der SPÖ im Burgenland in St. Martin vor 
erfunden!) Wir haben es nicht erfunden, aber Jahren erklärt hat, er werde hier Abhilfe 
wir haben es beschlossen, und es gibt eine schaffen stand auch in Ihrer Zeitung es sei 
Fülle von Gesetzen, die später novelliert dies ei~ Erfolg der burgenländische~ SPÖ. 
wer~en. mußten.. Unmittelbar nach dieser Zusicherung bewegte 

SIe smd lang genug 1m Parlament, um zu sich eine burgenländische Delegation nach 
wissen, daß erst die Praxis erweist, wann und Wien. Der damalige Herr Landeshauptmann 
wo man novellieren muß. Wären Sie doch, Hans Bögl ist nicht mitgefahren; nicht aus 
wenn Sie damals schon im Haus gewesen sind, Bequemlichkeit, das möchte ich nicht sagen, 
damals aufgestanden und hätten Sie gegen die sondern der Realpolitiker Bögl hat genau 
wel.tfr~mde Gesetzgebung gewettert! (Abg. gewußt, daß sein Parteifreund Probst diesen 
Zetlltnger: Ich habe damals schon dagegen Wunsch nicht erfüllen wird. Darum ist es 
gesprochen!) Ich konnte nicht sehr viel fest- gegangen. 
stellen. Ich habe mir die Protokolle sehr genau 
angeschaut. (Der Präsident gibt das Glocken. 
zeichen.) Herr Abgeordneter Zeillinger! Was Sie 
jetzt betreiben, ist nichts als Effekthascherei. 
Sie kennen ganz genau die Situation, und Sie 
hätten es vielleicht gar nicht notwendig, hier 
zu polemisieren, denn Sie wissen, worum es 
gegangen ist! (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
Z e i II i n ger : Wir haben sie auch damals ge­
kannt und daher dagegen gestimmt! - A bg. 
Dr. van Tongel: Bei Ihnen war es eine Spät­
zündung!) Es ist eine Effekthascherei, Herr 
Dr. van Tongel ! 

In der Regierungserklärung Dr. Klaus ist 
der Strukturpolitik breiter Raum gegeben. 
Dieser Strukturpolitik wurde auch hier Rech­
nung getragen, denn sowohl die 2. Einkommen­
steuernovelle 1966 als auch die heutige 
Novelle zum Beförderungssteuergesetz stellen 
eine echte Maßnahme zur Verbesserung der 
regionalen Struktur der betroffenen Gebiete 
dar. Es ist dies ein sichtbarer Beweis - ich 
wiederhole: ein sichtbarer Beweis - für den 
Wunsch und den Ernst der Bundesregierung, 
strukturell schlechter gestellten Gebieten wirk­
same Hilfe zu bringen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme schon 
zum Schluß. Ich wollte das zwar nicht sagen, 
aber erlauben Sie mir, daß ich ein kleines 
Privatissimum mit meinen drei Kollegen aus 
dem Burgenland halte, die der SPÖ angehören. 
Meine sehr geehrten Herren! Ich konnte am 
Tag nach der Sitzung des Finanz- und Budget­
ausschusses in Ihrem Zentralorgan der burgen­
ländischen SPÖ lesen, es sei diese Novelle ein 

Es blieb der Einparteienregierung Klaus und 
dem jetzigen Verkehrsminister vorbehalten, 
endlich das zu tun, was man jahrelang auch 
von Seite der SPÖ versprochen hat. (Beifall 
bei der ÖV P.) Das möchte ich doch feststellen. 
Und in diesem Zusammenhang, meine verehrten 
Freunde und Kollegen von der burgenländi­
sehen SPÖ, darf ich noch eines feststellen: 
Wir werden nichts unterlassen, wodurch un­
seren Landsleuten klargemacht wird, wo wir 
Versprechungen bekamen und wo uns echte 
Hilfe zuteil wurde. Wir erwarten, erwünschen 
und bekommen auch die Hilfe der Regierung 
Klaus für unser Land. 

Meine drei Herren Kollegen! Ich darf Sie 
in diesem Zusammenhang an eines erinnern. 
Die Situation in Pinkafeld, die Wiederaufnahme 
der Produktion in der einen Stoffabrik ist auf 
Grund einer persönlichen Initiative des Herrn 
Bundeskanzlers zustande gekommen. Es mag 
schon sein, daß Sie, meine drei Herren, morgen 
in Ihrer Zeitung schreiben, Klaus sei in Pinka­
feld auch nur auf Grund Ihrer massiven Vor­
stellungen aktiv geworden. (Abg. Gzettel: 
Weil wir die Wahl im Burgenland gewonnen 
haben!) Darüber werden wir noch reden, 
Herr Minister! Das werden jedenfalls die 
Burgenländer beurteilen, wer wo und wann 
initiativ geworden ist. 

Ich darf nun auf die vorgestrige Anfrage 
meines Kollegen Babanitz und auf den Artikel 
in Ihrer heutigen Zeitung im Burgenland zur 
Frage Tauchen auch noch ein paar Worte 
sagen. Meine Damen und Herren! Die 
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Initiative der Bundesregierung für eine Lösung 
in Tauchen entspringt dem Wunsch, auch hier 
zu helfen. Sie wissen selbst genau, daß die 
Bereitstellung des ersten Teiles der Stillegungs. 
prämie wesentlich zur Entspannung beige. 
tragen hat, und Sie wissen genauso gut wie ich, 
meine drei Kollegen aus dem Burgenland, daß 
wir wohl die Tauchener Kumpels in den 
burgenländischen Ar beitsprozeß einschalten 
werden können. Die Kumpels wollten sich nur 
nicht - und mit Recht, das unterschreibe ich­
schon jetzt vermitteln lassen, weil sie selbst­
verständlich nicht auf diese Stillegungsprämie 
verzichten wollen. Das ist doch der wahre 
Grund, und das muß endlich einmal klargestellt 
werden. 

ha ben die sozialistischen Verkeh.rsminister ~­
brauch gemacht. (Abg. Robert G1'af: Der 
jetzige Verkehrsminister aber nicht!) Darauf 
komme ich noch zurück, nur Geduld, Herr 
Abgeordneter Graf! Ich werde Ihnen be­
weisen, daß die derzeitige Novellierung, wie sie 
hier vorliegt, für den Herrn Finanzminister ein 
Geschäft ist, weil das Werkverkehrspauschale 
erhöht wurde. 

Laut Bundesvoranschlag 1966 bringt die 
Beförderungssteuer 600 Millionen Schilling, 
laut Bundesvoranschlag 1967 aber 660 Mil­
lionen Schilling (Zwischenrufe bei der Ö V P), 
also eine Erhöhung von 10 Prozent. Hier wird 
das Verkehrsministerium nicht belastet (Abg. 
Dr. Kranzlmayr zu Abg. Robert Graf: Ver­
stehst du das? - Abg. Robert Graf: Nein! Ich 
verstehe es auch nicht I), sondern im Gegenteil ist 
für den Herrn Finanzminister eine Mehrein­
nahme zu verzeichnen. - Wenn Sie es nicht 
verstehen, tut es mir leid, Herr Kollege! 
Schauen Sie sich die Bundesvoranschläge von 
1966 und 1967 an, und Sie werden die Er­
höhung von 60 Millionen Schilling finden! 
(Abg. Robert Graf: Ich bin nicht "Fachmann" 
wie Sie!) Das besagt, daß die vorliegende 
Novelle gewinnbringend ist und daß das 
Verkehrsministerium nicht belastet wird. 

Weiters haben wir sozialistischen Abge­
ordneten insbesondere des Burgenlandes - da 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der waren Sie noch nicht im Haus, Herr Abge. 
Abgeordnete Müller. Ich erteile es ihm. ordneter Graf _ des öfteren die Frage der 

Diese von mir aufgezählten Maßnahmen der 
Regierung Klaus werden dazu beitragen, daß 
es uns gelingt, der burgenländischen Be­
völkerung vor Augen zu führen, wer diesem 
Burgenland als Entwicklungsland helfen will. 
Diese Maßnahmen - und damit möchte ich 
schließen, Herr Abgeordneter Minister Czettel 
- werden auch (Abg. Czettel: Sie hätten lange 
Zeit gehabt al8 Mehrheit im Burgenland !), so 
hoffe ich, dazu beitragen, Herr Minister, daß 
die Tage der sozialistischen Herrschaft im 
Burgenland gezählt sind! ( Beifall bei der 
ÖVP.) 

Abgeordneter Müller (SPÖ): Herr Präsident! Fernverkehrssteuer deponiert. Es waren am 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 24. Juni 1966 wiederum sozialistische Abge­
Herren! Der Herr Abgeordnete Graf, ein ordnete, die den Entschließungsantrag einge. 
burgenläl1discher Kollege, hat uns bereits des bracht haben, dem Sie anerkennenswerter· 
öfteren zitiert. Er hat die sozialistischen weise beigetreten sind. Diesem Entschließungs. 
Verkehrsminister beschuldigt, daß sie immer antrag folgend, wurde nun dem Hohen Hause 
wieder eine N ovellierung des Beförderungs- die Novelle zum Beförderungssteuergesetz vor· 
steuer gesetzes verhindert hätten. (Abg. gelegt. Die Urfassung dieser Novelle trug 
Dr. Mussil: Na net! Wer sonst?) Ein bisserl keineswegs den echten wirtschaftlichen und 
Geduld, Herr Kollege ! (Heiterkeit.) tatsächlichen Gegebenheiten der Entwicklungs-

Der Herr Finanzminister hat bei der Be- gebiete Rechnung. 
ratung des vorliegenden Gesetzentwurfes im Ich möchte hier besonders auf das Burgen. 
Finanz- und Budgetausschuß erklärt, er habe land verweisen. In der Novelle war vorgesehen, 
sich von der Notwendigkeit einer Novellierung daß der Norden des Landes von der Beförde. 
des Beförderungsstellergesetzes überzeugen rungssteuer nach Wien befreit wird und .der 
lassen. Herr Kollege Graf, das besagt alles! Süden des Landes nach Graz. Das Burgenland 
Die sozialistischen Verkehrsminister (Abg. wurde bekanntlich bereits einmal im Jahre 
Dr. K ranzlmayr: Haben sich nicht über- 1938 geteilt. In der Urfassung der Novelle 
zeugen lassen! - Abg. Robert Graf: Die zum Beförderungssteuergesetz war vorgesehen, 
sozialistischen Verkehrsminister haben sich nicht, das Land neuerlich zu teilen. Das, ,Burgen­
überzeugen lassen, das habe ich gesagt!) waren ~~ndisc~e yolksblatt", das. Landesorgan der 
immer bereit, einer Novellierung zuzustimmen Oste.rrewh1schen VolksparteI de~ ~urgenlandes, 
(Abg. Dr. K ranzlmayr: Bereit schon, aber schrIeb am 3. Dezember 1966: DIe OVP-Bundes­
zugestimmt haben sie nicht!), jedoch nicht zu regierung hilft dem Burgenland : Weit~ehende 
Lasten des Verkehrsministeriums. Denn, Aufhebung der Fernverkehrssteuer, eme ge­
meine sehr geehrten Damen und Herren von rechte Sonderregelung für das Burgenland. 
der rechten Seite, jeder kleine Bürgermeister Die Teilung des Landes - der Norden 
einer Gemeinde wehrt sich, wenn ihm Lasten nach Wien, der Süden nach Gral. - das 
a.ufgebürdet werden, und vom gleichen Recht bezeichnen Sie als gerechte Sonderregelung ! 
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(Abg. Robert Graf: Nein, Herr Kollege, die 
heutige Lösung habe ich als eine brauchbare, 
gute Lösung bezeichnet!) Ich spreche von der 
Urfassung, und Sie reden von der heutigen 
Lösung. (Abg. Robert Graf: Mich interessieren 
Tatsachen!) Was Sie interessiert, interessiert 
mich nicht! (Heiterkeit.) Ich lasse mir von 
Ihnen nicht vorschreiben, was ich hier rede! 
(Abg. Peter: Das war die Arbe'itsgrundlage der 
alten Koalition! - Neuerliche Heiterkeit. -
Abg. Mit t e r er: Aber die Betroffenen interessiert, 
was ist, nicht das, was Sie interessiert!) 

Erst im Finanzau.sschuß konnte du.rch den 
gemeinsamen Abänderu.ngsantrag eine an­
nähernd befriedigende Lösung gefu.nden wer­
den, und zwar in der Form, daß Gütertransporte 
von Wien in das Burgenland und vom Burgen­
land nach Wien von der Fernverkehrssteuer 
befreit werden. 

Aber diese Lösung ist nur zum Teil be­
friedigend. Ich sage ausdrücklich, daß diese 
Lösung nu.r zum Teil befriedigend ist, weil 
nicht vergessen werden darf, daß das Burgen­
land an einer 385 km langen toten Grenze 
liegt und daher nur einen Halbkreis von 
180 Grad ausnützen kann, während die 
Gebiete Innerösterreichs den vollen Radiu.s 
von 360 Grad ausnützen können. 

Weiters möchte ich darauf verweisen, daß 
es im Burgenland keine durchgehende Eisen­
bahnlinie vom Norden nach dem Süden gibt, 
sondern nu.r Querverbindungen, die durch 
das ehemals zu Ungarn gehörende Grenzland 
nach Ungarn verlaufen u.nd der burgenländi­
sehen Wirtschaft nur zum Teil nützen. Der 
Bezirk Güssing hat überhau.pt keine Eisen­
bahn. 

Ferner ist das Burgenland - darauf möchte 
ich besonders verweisen - zur Gänze Ent­
wicklungsgebiet und steht in der Wirtschafts­
struktur, in der \Virtschaftsentwicklung und 
daher auch in der Wirtschaftskraft mit Ab­
stand an letzter Stelle in Österreich. 

Ich will das Hohe Haus nicht mit Zahlen 
belasten, möchte aber kurz auf die großen 
Einkommensunterschiede in Österreich ver­
weisen. 

Bei einem österreichischen Durchschnitts­
einkommen von 100 verdient der Burgen­
länder 67. Im Bezirk Güssing erreicht der 
Burgenländer nicht einmal die Hälfte des 
österreichischen Durchschnittseinkommens, 
nämlich nur 42,8, im Bezirk Jennersdorf gar 
nur 35,2. 

Auch hinsichtlich der Steuerkraft steht das 
Bu.rgenland mit 623 S pro Einwohner oder 
47,5 Prozent des Bu.ndesdurchschnitts mit 
Abstand an letzter Stelle. 

Die Sonderregelung bei der Beförderungs­
steu.er für das Bu.rgenland und die anderen 

Entwicklungsgebiete ist daher ein Gebot der 
Gerechtigkeit und kein Geschenk! (Abg. 
Dr. MU88il: Spät draufgekommen!) 

Die Beförderungssteuer ist keine österreichi­
sche Erfindung, noch ist sie eine Einrichtung 
unserer Zeit. Sie war bis zum Beginn des 
zweiten Weltkrieges in den meisten europäischen 
Ländern eingeführt und hatte ursprünglich 
rein fiskalischen Charakter. Ihrem Wesen 
nach eine Umsatzsteuer für Dienstleistungen, 
wurde sie nach dem zweiten Weltkrieg mit 
verkehrspolitischen Absichten gekoppelt, um 
vor allem den Wettbewerb zwischen Schiene 
und Straße ausgleichen zu helfen. Schon in 
der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen 
wu.rden in Österreich Transporte teils durch 
die Warenumsatzsteuer und teils durch spezielle 
Steu.ern, zum Beispiel die Fahrkartensteuer, 
erfaßt. 

Die Beförderungssteuer hat daher zweifellos 
auch ihre Berechtigung, und zwar dort, wo 
echte verkehrspolitische Notwendigkeiten vor­
liegen. Im Burgenland und in anderen Ent­
wicklungsgebieten Österreichs liegt diese Not­
wendigkeit nicht vor. Sie wirkt in diesen 
Gebieten investitions- und produktionshem­
mend. Das Burgenland, das zum Beispiel 
über keine du.rchlaufende Eisenbahnlinie vom 
Norden nach dem Süden verfügt, hat daher 
keine Möglichkeit, die verbilligten Gütertarife 
der Bundesbahn in Anspruch zu nehmen, wird 
jedoch mit der Beförderungssteuer belastet. 

Hinzu kommt noch, daß die Absicht be­
steht, die sogenannten Nebenlinien, Nebenbahn­
linien, wegen ihrer Unrentabilität einzustellen. 
Wenn man sich fragt, wo denn diese unren­
tablen Nebenbahnlinien sind, dann findet man 
sie in Gebieten, die infolge ihrer geringen 
Wirtschaftskraft Entwicklungsgebiete sind. 
Infolge der geringen Wirtschaftskraft werden 
diese Gebiete durch die Einstellung der Bahn­
linien eventuell noch bestraft, aber· bei der 
Beförderungssteuer herangezogen. Durch die 
Einhebung der Beförderungssteuer entsteht 
eine beträchtliche Erhöhung der Kosten der 
Erzeugnisse, die Wettbewerbsfähigkeit wird 
dadu.rch sehr stark gegenüber jenen Gebieten 
beeinträchtigt, die verkehrsmäßig günstiger 
liegen und deren Wirtschattskraft wesentlich 
höher ist als die Wirtschaftskraft des Burgen­
landes und der anderen Entwicklungsgebiete. 

Angesichts dieser Tatsachen ist es auch 
sehr schwer, Betriebe in diese Gebiete zu 
bekommen. Diese nachteiligen Wettbewerbs­
verzerrungen teilweise au.fzuheben, ist ein 
Gebot der Gerechtigkeit und durchaus kein 
Geschenk des Bundes an das Burgenland und 
an die anderen Entwicklungsgebiete. 

Ich möchte nochmals au.f folgendes ver­
weisen: Wenn man die vorliegende Novelle 
von der fiskalischen Seite betrachtet, so findet 
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man, daß im Bundesvoranschlag 1967 ein 
Mehreingang von 60 Millionen Schilling gegen­
über dem BundesvoranschIag 1966 zu ver­
zeichnen ist. Dies ist eine Erhöhung um 
10 Prozent. Die vorliegende Novelle ist daher, 
gelinde ausgedrückt, gewinnbringend für den 
Herrn Finanzminister, unter keinen Umstän­
den ein Opfer und - ich wiederhole - auch 
kein Geschenk an das Burgenland und die 
übrigen Entwicklungsgebiete. Die Abgabe­
pßichtigen der Beförderungssteuer - ich 
nehme die Konsumenten nicht aus, da bei 
allen Erzeugnissen die Transportkosten einen 
Platz in der Kalkulation einnehmen - kom­
men selbst für die Abgabepflichtigen jener 
Gebiete auf, die mit der vorliegenden Novelle 
eine Erleichteru.ng bekommen. 

Ich möchte auch wieder auf das "Burgen­
ländische Volksblatt" und auf die Ausfüh­
rungen des Herrn Abgeordneten Graf Bezug 
nehmen. Das möchte ich mit allem Nachdruck 
hier vorbringen und den Behauptungen des 
Herrn Abgeordneten Graf mit allem Nachdruck 
entgegentI'eten, daß es die sozialiEltischen 
Verkehrsminister waren, die immer wieder 
eine gerechte Änderung der Fernverkehrs­
steuer verhinderten. (Abg. Dr. Haider: 
Immer, immer wieder!) Die sozialistischen 
Verkehr~minister haben ... (Abg. Dr. Haider: 
Keinen jJ! illimeter 8ind wir weitergekommen 
unter Probst! - Abg. Czettel: Der Finanz­
miniäer hat sich gefreut darüber!) Sie können 
sich ja dann zum Wort melden. Darf ich 
fortsetzen 1 (Abg. Dr. Haider: Das können 
Sie ruhig, aber nur bei der Wahrheit bleiben!) 

Die sozialistischen Verkehrsminister waren 
immer zu einer Novellierung bereit und haben 
immer wieder großes Verständnis dafür ge­
zeigt (Abg. Dr. Haider: Aber nichts getan I), 
waren jedoch kraft ihrer Ministerverantwort­
lichkeit - das gebe ich ganz offen zu -
nicht bereit, die Opfer, das heißt die Kosten, 
die Lasten einer Ver besserung der Fernver­
kehrssteuer zu übernehmen. 

Ich verweise nochmals darauf, daß der Herr 
Finanzminister in der Sitzung des Finanz­
ausschusses erklärt hat, er habe sich von der 
Notwendigkeit einer Novellierung des Beför­
derungssteuergesetzes überzeugen lassen. Das 
besagt alles und stellt damit eindeutig unter 
Beweis, daß der Finanzminister schon längst 
eine Novelle zum Beförderungssteuergesetz 
hätte einbringen können. 

Wenn auch die Entwicklungsgebiete mit 
der vorliegenden Novelle nur zum Teil zu­
frieden sein können, so ist die Novelle dennoch 
ein Fortschritt für gewisse Gebiete. Wir So­
zialisten sagen daher ja zum vorliegenden 
Gesetzentwurf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Meißl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter MeIDI (FPÖ): Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren! Als ich die Redner­
liste studierte und die Namen der Abgeordneten 
Graf und Müller darauf sah, dachte ich mir, 
daß da etwas sehr Burgenländisches kommen 
werde, und ich habe mich nicht getäuscht: 
der burgenländische Landtagswahlkampf 
wurde, glaube ich, offiziell eröffnet. (Heiter­
keit.) 

Wir Freiheitlichen haben zu der Frage der 
Beförderungssteuer immer eine klare Haltung 
eingenommen. Ich darf dem Abgeordneten 
Graf sagen, daß es nicht so ist, wie er es hier 
darstellte, daß wir uns nicht dagegen ausge. 
sprochen hätten, daß wir nicht wiederholt 
initiativ geworden seien. Es war von Anfang 
an klar, daß wir dieses Gesetz grundsätzlich 
abgelehnt haben. Ich darf nur folgendes 
sagen: Es war nur ein Notbehelf der alten 
Koalition. Als man wieder einmal ein Loch 
zustopfen mußte, hat man eben die Beförde­
rungssteuer erfunden, von der Sie heute selbst 
- beide Abgeordneten, ich glaube, es war 
vor allem der Abgeordnete Graf - auch gesagt 
haben, daß diese Regelung keine Lösung 
bedeutet. 

Wenn wir dieser Beförderungssteuergesetz­
Novelle heute die Zustimmung geben werden, 
so nur deshalb, weil in ihr für einige Gebiete, vor 
allem für die burgenländischen Gebiete und 
auch für andere Gebiete, gewisse Verbesserun­
gen enthalten sind, die aber - das möchte 
ich mit allem Nachdruck sagen - neue Un­
gleichheiten schaffen, sodaß man sich wirklich 
mit der Frage zu beschäftigen hat, dieses 
Gesetz durch eine Gesamtlösung abzulösen. 
Ich möchte das mit einem Satze sagen: Die 
Gesamtlösung könnte normalerweise nur darin 
bestehen: Überhaupt weg mit dieser Beför. 
derungssteuer! Man muß sich dann natürlich 
überlegen, wie man den Einnahmenentfall 
auf anderen Gebieten wieder hereinbringt. 
Wir haben in dieser Hinsicht auch für den Fi­
nanzminister absolut Verständnis. 

Ich darf dazu auch noch sagen, daß vi'ir Frei. 
heitlichen wiederholt initiativ waren, auch wie­
der in jüngster Zeit. Vor diesem gemeinsamen 
Antrag der Abgeordneten Müller, Graf und 
MeißI hier im Hause, der den Finanzminister 
aufgefordert hat, eine Novelle vorzulegen, 
stellten wir am 11. Mai eine Anfrage, die 
sich auch mit dieser Frage beschäftigt hat. 
Damals hat der Herr Finanz minister in 
der Beantwortung einer Zusatzfrage von mir 
erklärt, er sehe in der Beseitigung der nega­
tiven Folgen der Fernverkehrssteuer für die 
Randgebiete zwar nicht den einzigen, aber 
den Hauptanlaß für diese Reform. 

244 
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Auch andere Institutionen, die Bundeswirt­

schaftskammer, sind wiederholt initiativ ge­
worden. Die "Presse" hat sich dieser Sache 
angenommen. Ich darf dazu eine kurze 
Notiz der "Presse" zitieren: "Reform der 
Beförderungssteuer" : 

"Bei Finanzminister Schmitz fand am Don­
nerstag eine Aussprache mit Vertretern der 
Wirtschaft über die Beförderungssteuer statt. 
Im Finanzministerium wird an einem Novellen­
entwurf gearbeitet, um vor allem die Benach­
teiligung der Randgemeinden durch die der­
zeitigen Bestimmungen über die Beförderungs­
steuer zu beseitigen. " Sehr wesentlich er­
scheint mir der Satz: "Der Minister will den 
Entwurf noch im Herbst zur Begutachtung 
aussenden und hofft, daß die Novelle mit 1. Jän­
ner 1967 in Kraft treten kann." 

Das ist richtig, aber es wurde wieder ein 
wesentliches Prinzip dabei verletzt, daß näm­
lich die Begutachtungsinstitutionen nicht die 
Möglichkeit eines ausreichenden Studiums die­
ser Vorlage hatten. Ich werde darauf noch 
zurückkommen. (Präsident Dipl.-Ing. Wald­
brunnet· übernimmt den V01'sitz.) 

Man war sich also allerorts darüber klar, 
daß auf diesem Gebiet eine Novellierung 
vorzunehmen ist, und man ist sich darüber 
hinaus grundsätzlich darüber klar, daß man 
sich etwas Neues einfallen lassen muß. 

Wie sieht der Inhalt der heutigen Novelle 
aus? Mein Vorredner hat schon gesagt, 
daß die Diskriminierung gewisser Grenzgebiete 
durch diese Novelle beseitigt wird. Ich möchte 
nochmals sagen, daß damit neue Unklar­
heiten geschaffen wurden; denn es ist oft so, 
daß dallll, wenn ein Bezirk erfaßt wird, der 
Transportunternehmer im Nachbarbezirk, der 
vielleicht nur einige Kilometer weiter entfernt 
liegt, weiterhin die Diskriminierung durch die 
Beförderungssteuer zu tragen hat, während 
der andere den Vorteil hat, daß er durch 
die Beförderungssteuer nicht belastet wird. 

Ich möchte als steirischer Abgeordneter 
dazu sagen, daß von dieser Beförderungssteuer­
gesetz-N ovelle deshalb keine steirischen Ge­
biete erfaßt sind, weil die untersteirischen, 
die ost- und weststeirischen Gebiete schon bis­
her im Vorteil der 65 km-Freizone waren. 
Ich möchte aber auch dazu sagen, daß dieses 
Gesetz deshalb keine entscheidende Verbesse­
rung bedeutet, weil der Nachteil der Grenzge­
biete vor allem darin liegt, daß sie nur nach 
einer Seite hin die 65 km ausnützen können. 
Es wird Ihnen, meine Damen und Herren, 
klar sein: Wenn eine Freizone von 65 km 
Luftlinie besteht, dann kann der in der Mitte 
liegende den vollen Raum, den Gesamtradius 
ausnützen, während der an der Grenze liegende 
diesen Raum nur zur Hälfte ausnützen kann. 

Hier liegt die von Haus aus entscheidende 
Benachteiligung der Grenzgebiete, die auch 
durch diese N ovellierung nicht beseitigt 
wird. Es sind also die Absichten des Gesetz­
gebers und aller zuständigen Institutionen 
in diesem Gesetz nicht verwirklicht worden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang - ich 
habe schon davon gesprochen - noch ein 
Problem aufrollen, das in einem Gutachten 
der Vorarlberger Landesregierung zum Aus­
druck kommt. In diesem Gutachten wird auf 
verschiedene sehr wesentliche Fragen Bezug 
genommen. Ich darf mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten zitieren. Die Vorarlberger 
Landesregierung sagt in ihrem Gutachten 
unter anderem dazu folgendes: 

"Im Gesetz sind lediglich bestimmte Orte, 
die in Beziehung zu den Wirtschaftszentren 
Wien, Graz, VHlach, Salz burg und Innsbruck 
stehen, aufgezählt. Ähnliche wirtschaftliche 
Verhältnisse sind sicherlich auch an anderen 
Orten gegeben. Die Beschränkung auf diese 
wenigen aufgezählten Orte, in deren Bereich 
Betriebsstätten privilegiert werden sollen, er­
scheint wegen Verletzung des Gleichheitsgrund­
satzes verfassungsrechtlich bedenklich. Für 
die Herausnahme aus der Steuerpflicht müßten 
generelle Merkmale bestimmt werden." 

Die Stellungnahme der Landesregierung 
Vorarlbergs sagt weiter, daß man das Gesetz 
wegen seiner Unübersichtlichkeit neu verlaut­
baren sollte. Auch das spricht schon für die 
Güte dieses Gesetzes. Und Elie sagt abschließend 
- und ich darf auch das zitieren -: 

"Im übrigen muß mit Nachdruck verlangt 
werden, daß künftighin die Begutachtungs­
fristen entsprechend dem Erlaß des Bundes­
kanzleramtes vom 10. Februar 1958 ... ein­
gehalten werden." 

Es wurde also wieder einmal die Frist nicht 
eingehalten, wahrscheinlich deshalb, weil die 
einfärbige Regierung die Absicht hatte, wieder 
zu beweisen: Man hat hier wieder ein neues 
Gesetz geschaffen, man ist der Verpflichtung 
nachgekommen! Aber wie man ihr nachge­
kommen ist, das ist eine ganz andere Frage. 
Es sind sich eigentlich alle Vertreter einig, 
daß es kein gutes Gesetz ist. 

Zum Inhaltlichen haben auch meine Vor­
redner schon gesagt, daß nunmehr gewisse 
Randge biete zu den Wirtschaftszentren, das 
sind meistens die Landeshauptstädte, Er­
leichterungen erhalten haben, so in Tirol die 
wirtschaftlich schlecht gelegenen Bezirke Lienz, 
Reutte nach Innsbruck, so in Kärnten das 
Gailtal, Hermagor nach Villach, so der Lungau 
nach Salzburg, so das Waldviertel, das Mühl­
viertel und vor allem das Burgenland. 

Hier sei vor allem erwähnt, daß es im Zuge 
der Ausschußberatungen gelungen ist, noch 
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gewisse Gebiete mit hineinzunehmen, so die 11965 als Walctviertler Abgeordneter zu diesem 
südburgenländischen Bezirke Jennersdol'f, I Problem gesprochen hat und in seiner Rede 
Güssing und Oberwart nach Wien und das I dem sozialistischen Verkehrsminister vorge­
Mühlviertel ebenfalls nach Wien. Das ist worfen hat, er sei schuld daran, daß es zu 
ein kleiner Fortschritt im Zuge der Ausschuß- keiner Regelung käme (Abg. Dr. Haider: 
beratungen gewesen. Das zeigt, daß es durch- Allein I), und ihm darauf geantwortet wurde, 
auS möglich ist, hier im Hause bei den Aus- es habe dabei der Finanzminister ein ent­
schußberatungen noch gewisse Verbesserungen scheidendes Wort mitzusprechen, hat der 
zu erzielen. Dies soll auch den zuständigen Herr Staatssekretär Dr. Haider damals ge­
Leuten der einfärbigen Regierung sagen, daß sagt: Ja, der Finanzminister hat das letzte 
man hier im Hause sicherlich noch in der Lage Wort. - Es wurde also damit zugegeben, 
ist, Verbesserungen zu erzielen. daß die Schuld nicht leichtfertig dem soziali-

Ich möchte nun sagen, daß diese Fern- stischen Verkehrsminister gegeben werden 
verkehrssteuer und die heutige Novellierung kann. (Abg. Dr. Haider: Wer hat das ge­
ein Produkt der alten Koalition ist _ ich habe sagt? Das letzte Wort hat immer Verkehrs­
das schon gesagt _, daß dieses Gesetz genauso minister Probst gehabt, der dauernd nein 
schlecht ist, wie es die alte Koalition im zweiten gesagt hat 1 Ich bitte bei der Wahrheit zu bleiben! 
Dezennium von 1953 an gewesen ist, und daß - Abg. Dr. J. Gruber: Es ist gar nicht zum 
wir hierin - und das möchte ich mit allem letzten Wort gekommen, weil es schon beim 
Nachdruck sagen _ vor allem keine aktive vorletzten gescheitert ist I) Herr Kollege Doktor 
M ß h . Z . ht V It Gruber! Ich bin darüber anders informiert. a na me 1m uge eIner ec en erwa ungs-
vereinfachung sehen. Wenn man in dieser (Abg. Dr. J. Gruber: Drehen Sie sich doch um 
Regierung nun einen neuen Staatssekretär und fragen Sie den Herrn Präsidenten 1 -
mit dieser Aufgabe betraut hat, Maßnahmen Abg. Dr. Haider: Der Herr Finanzminister 
zu setzen und voranzutreiben, so muß sehr hat jahrelang Vorschläge gehabt 1 Der Herr 
bedauert werden, daß diese Novellierung Verkehrsminister hat immer wieder njet ge­
keine Vereinfachung bringt, ja es im Gegenteil sagt! I!as ist .d~e Wahrheit! - 4.bg',Ozettel: 
zum Teil noch verkompliziert Der F~nanZm~nt8ter war froh daruber. - Abg. 

. Dr. Haider: Er war nicht froh I) 
Wir Freiheitlichen werden die Zustimmung I 

geben. Ich habe die Gründe genannt. Wir Und nun, meine sehr geehrten Damen und 
sind dafür, daß wirtschaftlich sowieso schwer Herren, möchte auch ich mich als Abgeordneter 
ringende Gebiete eine gewisse Verbesserung eines Gebietes, das durch diese Güterfernver­
erfahren. Wir sind aber der Meinung, daß es kehrssteuer in den vergangenen Jahren schwer 
keine Lösungistunddaß damit keine gute gesetz- betroffen war, mit der vorliegenden Novelle 
geberische Tat gesetzt wird. (Beifall bei der beschäftigen. Es ist in der Zweiten Republik 
F PÖ.) zum siebenten Male, daß sich der Nationalrat, 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Haas das Wort. 

Abgeordneter Haas (SPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mein Parteifreund 
Müller hat schon sehr eindeutig zu den Aus­
führungen des Herrn Abgeordneten Graf 
festgestellt, daß die sozialistischen Verkehrs­
ministel' der letzten Jahre dem Problem der 
Güterfernverkehrssteuer in Grenzgebieten jeder­
zeit vollstes Verständnis entgegengebracht 
haben. (Abg. Dipl.-Ing. T schida.' Nur glaubt 
es niemand I) Das wiederholt festzustellen, 
ist notwendig, weil das von den Kollegen der 
rechten Seite immer wieder bestritten wird. 

Ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
habe mich an einem der letzten Tage der Mühe 
unterzogen, in den stenographischen Proto­
kollen zu blättern, und bin dabei darauf­
gekommen, daß man bei jeder Beratung einer 
Novelle zum Beförderungssteuergesetz Ge­
spräche ähnlicher Art wie heute geführt hat. 
Als Herr Staatssekretär Dr. Haider im Jahre 

also dieses Hohe Haus, mit dem Beförderungs­
steuergesetz beschäftigt. 

Mit der heute zur Beratung stehenden Vor­
lage werden nun einige wesentliche Härten 
in der Versteuerung des Güterfernverkehres 
beseitigt. Das ist begrüßenswert, weil damit 
berechtigte Wünsche einzelner Gebiete unse­
res Heimatlandes nach sehr langem Hinhalten 
endlich Erfüllung finden. Leider wurden nicht 
alle berechtigten Wünsche berücksichtigt, 
sodaß man nicht umhin kommen wird, dieses 
Gesetz eines Tages einer umfassenden N ovellie­
rung zu unterziehen. 

Trotz dieses Mangels ist aber die Novelle 1967 
unserer Meinung nach doch ein erster wichtiger 
Schritt auf dem Wege, den diesem Gesetz 
zugrunde liegenden fiskalischen Aufgaben wie 
auch der wirtschaftlichen Aufgabe" das ist 
die Koordinierung der Wettbewerbsverhält­
nisse zwischen Schiene und Straße, vollends 
gerecht zu werden, weil sie die im Jahre 1953 
geschaffenen ungleichen Wettbewerbsverhält­
nisse für einzelne Landesteile beseitigt. 

43. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 74

www.parlament.gv.at



3482 Nationalrat XI. GP. - 43. Sitzung - 20. Jänner 1967 

Baas 
Ich komme, wie gesagt, aus einem Gebiet 

Niederösterreichs, in dem sich die bisherigen 
Bestimmungen des Gesetzes äußerst nachteilig 
ausgewirkt haben. Weite Gebiete des Wald­
viertels, vor allem die Bezirke GmÜDd, Waid­
hafen, Zwettl und Horn, wie auch etliche Orte 
der politischen Bezirke Krems und Melk 
fielen auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen 
über eine Nah- und Fernverkehrszone mit der 
ominösen 65 km-Grenze in das starre Besteue­
rungssystem nach der Nutzlast des Fahr­
zeuges. Die tat sächlich zurückgelegte Strecke 
blieb dabei ohne jede Berücksichtigung. 

Das machte sich im Waldviertel, von wo 
keiner der nächstgelegenen wirtschaftlichen 
Schwerpunkte - das ist zum größten Teil 
die Bundeshauptstadt "'-ien, aber auch die 
Stadt Linz - innerhalb der 65 km-Zone liegt, 
äußerst nachteilig bemerkbar und führte zu 
einer über Gebühr hinausgehenden steuerlichen 
Belastung des Warentransportes zwischen 
einem Wirtschaftszentrum und einem Ort 
des ihm angehörenden Grenzgebietes. 

Dies führte zwangsläufig zur Minderung der 
Konkurrenzfähigkeit der in diesen Grenz­
gebieten beheimateten Gewerbe- und Industrie­
betriebe gegenüber jenen, die das Glück 
hatten, an einem Ort zu leben, der in der 
Luftlinie nicht mehr als 65 km von Wien oder 
von Linz entfernt ist. Daß man auf diese Art 
und Weise Menschen benachteiligt, weil sie 
im Grenzgebiet, noch dazu an einer "toten 
Grenze", leben, ist mit Recht von der Bevölke­
rung des Waldviertels und sicher auch von 
der in anderen Gebieten, denen es genauso 
ging, nie recht verstanden und mit Recht 
kritisiert worden. 

Darüber hinaus aber ergaben sich aus dieser 
zusätzlichen Belastung noch etliche Konse­
quenzen regionalpolitischer Natur, die von 
dieser Stelle aus nicht nur von mir, sondern 
auch von sehr vielen anderen schon aufgezeigt 
wurden. 

So führte die Güterfernverkehrssteuer beson­
ders im oberen Waldviertel, das fast zur 
Gänze Grenzgebiet und somit auch Entwick­
lungsgebiet ist, zur Erschwerung von Betriebs­
neugründungen. Die mangelnde Versorgung 
mit Bahnlinien in unserem Gebiet zwingt uns 
nämlich vielfach dazu, die Warenbeförderung 
ausschließlich per Straße durchzuführen. Dies 
ist bei den nicht gerade in bestem Zustand 
befindlichen Straßen des Waldviertels an und 
für sich schon ein Handikap. Wenn jetzt 
noch dazu die Belastung durch die Güterfern­
verkehrssteuer gerechnet wurde, erschien von 
vornherein die beabsichtigte Betriebsneugrün­
dung als eine Art von Fehlinvestition, und 
man nahm davon Abstand. 

Das haben wir etliche Male erlebt. Ich weiß 
aus eigener Erfahrung, wie oft und oft unsere 
Bemühungen um die Neuansiedlung von Be­
trieben in den verschiedenen Orten unseres 
Grenzgebietes gerade an dieser Frage geschei­
tert sind. Das tat allen Betroffenen stets bitter 
weh, wußten wir doch alle, daß mit dem Schei­
tern des Projektes wiederum eine Möglichkeit 
verschwunden war, den vorhandenen Arbeits­
kräften Arbeitsplätze zu schaffen und so 
nicht nur dem Pendlerwesen, sondern auch 
der Abwanderung entgegenzuwirken. 

Dabei wäre es eine vordringliche Aufgabe 
der öffentlichen Hand gewesen, alles zu tun, 
um die wirtschaftliche Entwicklung der Grenz­
gebiete zu fördern. Diese öffentliche Hand 
aber hat mit den genannten Härten im Beför­
derungssteuergesetz genau das Gegenteil 
erreicht! 

Es ist deshalb verständlich, wenn nun 
Jahre hindurch bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit Funktionäre aller Parteien, die in 
den Gemeinden und sonstigen Körperschaften 
tätig waren und sich im "Regionalen Entwick­
lungsausschuß für das obere Waldviertel" 
zusammengefunden hatten, die bestehende 
Ungerechtigkeit aufzeigten und sich um deren 
Beseitigung bemühten. 

Auch hier im Hohen Hause waren sich in den 
vergangenen Jahren die Sprecher aller Frak­
tionen darüber einig, daß es notwendig ist, 
diese einmal gesetzte Benachteiligung der 
Grenzgebiete zu mildern oder zu beseitigen. 

Erreicht wurde allerdings nichts. Ich habe 
schon gesagt, daß die unermüdlichen Bemü­
hungen unsererseits stets das vollste Ver­
ständnis der sozialistischen Verkehrsminister 
gefunden haben. Aber der sozialistische Ver­
kehrsminister, da mag man von seiten der 
ÖVP sagen, was man will, fand nicht immer 
das Verständnis des Finanzministers, weil die­
ser sich eben außerstande erklärte, auf diese 
Steuermittel verzichten zu können. 

So blieb es Jahre hindurch bei der nun ein­
mal beschlossenen Regelung und somit bei 
der Tatsache, daß ungleiche Konkurrenzbedin­
gungen geschaffen waren, was sicherlich einst 
nicht in der Absicht des Bundesgesetzgebers 
lag. (Zwischenrufe der Abgeordneten Dr. M us­
sil und H orr.) 

Angesichts der zunehmenden Beunruhigung 
unter der Bevölkerung in den betroffenen 
Gebieten wegen der dadurch für jedermann 
spürbaren und auch sichtbaren Benachteili­
gung hat dann der Nationalrat am 24. Juni 
des Vorjahres einstimmig eine Entschließung 
gefaßt, die eine Reform der Beförderungssteuer 
vorsieht, die Standortbenachteiligung der wirt­
schaftsgefährdeten Grenz- und Entwicklungs­
gebiete berücksichtigt und den verkehrspoli-
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Baas 
tischen Erfordernissen Rechnung trägt. Der 
Entschließung wurde durch die Bundesregie­
rung Rechnung getragen. Die in Beratung 
stehende Novelle beinhaltet das, was Forde­
rung der Grenzgebiete war. 

Ich habe schon eingangs erwähnt, daß diese 
vorliegende Novelle keine umfassende ist und 
noch verschiedene Wünsche offen sind. Eine 
dieser Forderungen möchte ich Ihnen namens 
des Wald viertels, sehr geehrte Damen und 
Herren, noch kurz darlegen: Es ist richtig, 
daß das Waldviertel in erster Linie mit dem 
Wirtschaftsraum Wien verbunden ist. Nichts­
destoweniger gewinnt aber in zunehmendem 
Maße für die Bezirke Gmünd, Waidhofen und 
Zwettl auch das Wirtschaftszentrum Linz 
immer mehr an Bedeutung. Das hat seine 
Begründung nicht nur darin, daß es zum Bei­
spiel von Gmünd nach Linz näher ist als von 
Gmünd nach Wien, sondern vor allem auch 
in der Tatsache, daß die oberösterreichische 
Landeshauptstadt als Sitz wichtiger Grund­
stoffindustrien wie auch als Donauhafen für 
die Wirtschaft des Waldviertels immer mehr 
an Bedeutung gewinnt. Es ist daher ver­
ständlich, daß für das Grenzgebiet oberes 
Waldviertel au.ch eine Ausnahme von der 
Güterfernverkehrssteuer für das Wirtschafts­
zentrum Linz verlangt wurde. Diese Forde­
rung hat allerdings in dieser Novelle noch 
keine Berücksichtigung gefunden, obwohl sie 
im Hinblick auf die immer wieder angekün­
digten Strukturhilfen für das Notstandsgebiet 
Waldviertel durchaus gerechtfertigt und gegen­
über anderen Gebieten vertretbar gewesen 
wäre. Das ist nur eines der Probleme, welche 
trotz der heutigen Novelle zum Beförderungs­
steuergesetz in diesem vielschichtigen Fragen­
komplex für unbestimmte Zeit noch offen­
bleiben. 

Wir Sozialisten geben dieser Novelle gerne 
unsere Zustimmung und hoffen noch, daß man 
sehr bald alle in diesem Zusammenhang auf­
getauchten Fragen einer allseits befriedigenden 
Lösung zuführt. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir kom­
men zum 2. Punkt der Tagesordnung: Rege­
lung von Forderungen des Bundes gegen die 
Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesell­
schaft. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus! 
Zur bilanzmäßigen Sanierung der Axamer 
Lizum Aufschließungs-Aktiengesellschaft, an 
deren Grundkapital neben dem Bundesland 
Tirol, der Stadt Innsbruck und den Gemeinden 
Axams, Birgitz, Götzens und Grinzens auch 
die Republik Österreich beteiligt ist, . hat die 
Bundesregierung am 23. November 1966 die 
Regierungsvorlage 270 der Beilagen dem Parla­
ment vorgelegt. 

Im § 1 dieser Regierungsvorlage soll der 
Bundesminister für Finanzen ermächtigt wer­
den, von den Forderungen des Bundes gegen 
die Axamer Lizum Aufschließungs-Aktien­
gesellschaft einen Teilbetrag von 24 Millionen 
Schilling in die Gesellschaft als Sacheinlage 
gegen Gewährung von Aktien im Nennbetrag 
von 24 Millionen Schilling einzl\bringen und 
auf die Rückzahlung weiterer Forderungen des 
Bundes gegen die Axamer Lizum Aufschlie­
ßungs-AG. bis zu einem Höchstbetrag von 
6,7 Millionen Schilling zu verzichten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese 
Regierungsvorlage in der Sitzung am 13. De­
zember 1966 der Vorberatung unterzogen. 
Der Sitzung wohnte auch Bundesminister für 
Finanzen Dr. Schmitz bei. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
s~lle ich den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (270 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, schlage ich 
vor, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner:Zum Wort Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist unter einem vorzunehmen. - Es besteht kein 
geschlossen. - Der Herr Berichterstatter ver- Widerspruch. Dann gehen wir in die Debatte 
zichtet auf ein Schlußwort. ein. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
Bei der Abstimmung wird der Gesetzent­

wurf mit den vom A u8schuß be8ch[ossenen 
Abänderungen in zweiter und dritter Lesung 
einstimmig zum Beschluß erhoben. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (270 
der Beilagen): Bundesgesetz über die Rege­
lung von Forderungen des Bundes gegen die 
Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesell-

schaft (318 der Beilagen) 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abge­
ordneter Ing. Kunst. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Kunst (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Im Jahre 1961 wurde die 
Axamer Lizum Aufschließungs-Aktiengesell­
schaft mit der Absicht gegründet, die meisten 
alpinen Schiwettbewerbe der Olympischen 
Winterspiele 1964 in dem Schiparadies Axamer 
Lizum durchzuführen. Der Bund, das Land 
Tirol, die Stadt Innsbruck und vier weitere 
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Ing. Kunst 
Gemeinden haben sich mit Aktien in der Höhe 
von 10 Millionen Schilling an diesem Unter­
nehmen beteiligt. 

Es mußte eine 9 km lange Straße gebaut 
werden, um das Tal zu erschließen. Im Tal­
kessel wurden dann Schilifte errichtet, und 
so ist dieses herrliche Schi gebiet erschlossen 
worden. 

Das Grundkapital war leider zu klein, und 
es war den Aktionären nicht möglich, weiteres 
Kapital dazuzugeben. Das Unternehmen 
mußte daher Darlehen in der Höhe von 43 Mil­
lionen Schilling aufnehmen. Die Aktionäre 
haben anteilsmäßig die Haftung für dieses 
Geld übernommen. Da es dem Unternehmen 
selbst nicht möglich war, die Rückzahlungen 
und die Zinsen aufzubringen, mußten die 
Aktionäre einspringen. 

Das gesamte Unternehmen hat den Zweck 
erfüllt. Die Olympiade konnte rechtzeitig 
abgehalten werden, und viele Sportler sowie 
Millionen Zuseher an den Fernsehgeräten 
konnten sich davon überzeugen, daß wir in 
Österreich nicht nur in der Lage -sind, große 
sportliche Veranstaltungen durchzuführen, son­
dern daß wir gleichzeitig eine herrliche Heimat 
haben u.nd es sich lohnt, dieses Österreich zu 
besuchen. 

Nun kommt es heute dazu, daß man dieses 
Unternehmen gesu.nd macht und eine bilanz­
mäßige Sanierung durchführt. Nun sollen die 
Aktionäre die Regreßforderungen in der Höhe 
von 40 Millionen Schilling zur Erhöhung des 
Grundkapitals einbringen, und dadurch soll 
das Grundkapital von 10 auf 50 Millionen 
Schilling erhöht werden. Gleichzeitig soll auf 
die Rückzahlung weiterer Forderungen des 
Bundes gegen die Axamer Lizum Aufschlie­
ßungs-Aktiengesellschaft in der Höhe bis 
höchstens 6,700.000 S verzichtet werden. 

Wenn dieses Gesetz nun beschlossen wird, 
haben wir ein gesundes Unternehmen, das sich 
in der Zukunft so wie in der Vergangenheit 
außerordentlich bewähren wird. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ganz 
besonders auf die Wichtigkeit der Seilbahn­
anlagen hinweisen. Wichtig sind diese Seil­
bahnanlagen schon einmal für den Sport und 
für die Gesundheit und für eine vernünftige 
Freizeitgestaltung unserer Jugend. Zehntau­
sende Sportler besuchen bereits heute die 
Axamer Lizum im Sommer und im Winter. 

Wenn wir uns die Frequenzziffern ansehen, 
dann können wir sehen, daß sich die Bilanzen 
immer wieder verbessern. Im Sommer des 
Jahres 1964 waren es 111.725 Personen, die 
die Sesselanlagen benützt haben, im Winter 
1964 betrug die Zahl der Sesselbenützer 
761.880; das ergibt insgesamt 873.605 Sportler, 

die in diesem Jahr diese Anlagen benützt 
haben und dadurch die Möglichkeit hatten, 
sich in ihrer Freizeit sportlich zu betätigen. 

Im Jahre 1965 haben sich die Frequenzzahlen 
im Sommer, bedingt durch das schlechte 
Wetter, etwas vermindert, 74.992 Gäste haben 
diese Anlagen benützt, im Winter ist die Zahl 
jedoch gewaltig angestiegen: es wurden 
883.544 Personen befördert, insgesamt also 
958.536 Personen; das ist eine Zu.nahme um 
84.931. 

Es zeigt sich sehr deutlich, daß sich von 
Winter zu Winter die Zahl der beförderten 
Personen in der Axamer Lizum erhöht und im­
mer mehr Wintersportier diese Anlage benützen. 

Das Verhältnis der Zahl der Vollzahler zur 
Zahl derjenigen, die eine Ermäßigung bekom­
men, beträgt im Sommer 7 : 2, im Winter 5 : 6. 
85 Prozent der Vollzahler sind Ausländer. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf 
die Wichtigkeit der Seilbahnanlagen überhaupt 
zu sprechen kommen. Da unsere Zahlungs­
bilanz auf Grund der wirtschaftlichen Struktur 
immer kritischer wird, ist es ganz besonders 
notwendig, dafür zu sorgen, daß in Österreich 
der Fremdenverkehr weiterhin gefördert wird 
und wi r auf diese Weise mehr Devisen als 
Einnahmen bekommen. 

Die Seilbahnen spielen dabei eine ganz 
gewaltige Rolle. Wenn wir das Bundesland 
Tirol betrachten, in dem es die meisten Seil­
bahnen, Schilifte und Sessellifte gibt, dann 
beweisen die Tatsachen, wie wichtig es ist, 
diese Anlagen zu fördern. Niemals wären in die 
Stadt Innsbruck und in die anderen großen 
Fremdenverkehrszentren, wie Kitzbühel, See­
feld, St. Anton, ÖtztB.l, so viele Fremde gekom­
men, wenn nicht diese Anlagen in diesen Ort­
schaften gewesen wären, die Anreiz geboten 
haben, daß Fremde im Sommer lind im Winter 
kommen und diese Anlagen benützen. 

Durch diese Seilbahnen und Sesselanlagen 
war es möglich, dort, wo es Fremdenverkehr 
gibt, die Saisonen wesentlich günstiger zu ge­
stalten; dort, wo es nur eine Saison gegeben hat, 
konnte eine zweite Fremdenverkehrssaison im 
Jahr geschaffen werden. Es ist sehr interessant, 
feststellen zu können, daß sich in den Fremden­
verkehrsorten, die früher einmal eine sehr gute 
Sommersaison hatten, durch die Errichtung 
dieser Anlagen nicht nur die Sommersaison 
gewaltig verbessert hat, sondern daß die neue 
Saison, die Wintersaison, wesentlich mehr 
Fremde in diese Ortschaften und ihre Um­
gebung gebracht hat, als das jemals vorher der 
Fall war. Wenn jetzt das Land Tirol von den 
gesamten Fremdenverkehrseinnahmen an De­
visen 40 Prozent erbringt, so ist das ein Beweis 
dafür, wie wichtig es war, daß auf diesem Gebiet 
mehr investiert wurde. 
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Ing. Kunst 
Es laufen derzeit Gerüchte, daß die ERP- was ihr als Kapital in der Höhe von 10 Mil­

Mittel für die Förderung und Errichtung von lianen Schilling zur Verfügung gestellt wurde. 
Seilbahn- und Liftanlagen gekürzt werden Diese Gesellschaft hat bereits bei ihrer Gründung 
sollen. Ich möchte an Sie, an die Abgeordneten, zwei wesentliche Konstruktionsfehler auf­
den Appell richten, das nicht zu tun, sondern gewiesen, besser gesagt, zwei Geburtsfehler, 
gerade in Anbetracht der Wichtigkeit der nämlich den, daß sie zum Bau dieser 9 km 
Fremdenverkehrsförderung diese Unternehmen langen Alpenstraße und zur Errichtung der 
auch weiterhin mit finanziell günstigen Geldern notwendigen Sessel- und Schleppliftanlagen 
zu beteilen. zuwenig Mittel und vor allen Dingen auch 

Ich möchte aber auch zu einer weiteren Frage keine ERP-Mittel zur Verfügung gestellt 
kommen, die bei den Seilbahnen eine gewaltige bekam und daß sie an Stelle dessen teure 
Rolle spielt, und das ist die Verkehrsteu,er. Kommerzkredite in Anspruch nehmen mußte, 
In Italien, in der Schweiz und in anderen und den zweiten Geburtsfehler, daß die Ver­
Ländern zahlen die Seilbahnunternehmungen zinsung und die Amortisation dieser Kredite 
wesentlich weniger Verkehrsteuer als in Öster- naturgemäß durch den Gewinn aus dem Betrieb 
reich. Es gibt sogar ein Land, in dem diese der Lifte in keiner Weise möglich waren. 
Unternehmungen vorübergehend mehrere Die Sanierung in der vorliegenden Form ist 
Jahre überhaupt keine Bef~rderu,ngs8teu~r z.u daher die einzig mögliche Behebungsform, 
zahlen brauchten. Ich schn~lde das an, weil dIe nämlich die Umwandlung der Forderungen in 
Unternehmungen als SeIlbahnanlagen auf I Kapital bei gleichzeitiO'em Verzicht auf die 
Grund der großen Investitionskosten nicht in Schuldzinsen I:) 

der Lage sind, das Geld allein aufzubringen, I • • . •. •• 
um ihre Verpflichtungen gegenüber dem Frem- Der B~tneb der Lifte, ';le SIe e"?enfalls geh ort 
denverkehr z.u erfüllen. haben, Ist außerorden.~hch akt.I~. Im abge­

laufenen Jahr wurden uber 1 MillIon Personen 
befördert, die Frequenz. ist steigend, und dieser 
Betrieb wird nach Behebung dieser Unter­
kapitalisierung in keiner Weise der öffent· 
lichen Hand oder sonst jemandem zur Last 
fallen. 

Wenn wir, sehr geehrte Herren Abgeordnete, 
nun im Hohen Haus heute die Sanierung der 
Lizum Aufschließungs-Aktiengesellschaft be­
schließen, dann tun wir damit etwas, was sich 
in der Zukunft sehr gut bewähren wird. Ich 
bin davon überzeugt, daß es gelingen wird, 
dieses Unternehmen weiterhin wirtschaftlich Die Tatsache, daß heute zwei Gesetzes­
auszubauen und auf eine gesunde Basis zu vorlagen zur Behandlung stehen, die sich beide 
st.ellen. Ich bin ferner überzeugt, dieses Unter- mit Seilbahnen beschäftigen, soll doch zu 
nehmen wird dazu beitragen, daß viele, viele einigen grundsätzlichen Betrachtungen führen. 
tausende Fremde unser Heimatland besuchen Die Errichtung von sogenannten mechani­
und nicht nur als Schisport.1er durch die Be- schen Aufstiegshilfen steht ja bekanntlich in 
nützung der Anlagen viel Devisen bringen wer- engem Zusammenhang mit der Förderung des 
den, sondern gleichzeitig auch als Gäste in Fremdenverkehrs in den alpinen Gebieten. 
unserem Land schlafen, Waren kaufen, Lebens- Sehr oft wird eine solche Errichtung von Seil­
mittel konsumieren und mit ihren Devisen bahnen bei der gewünschten Erschließung 
wirklich dazu beitragen werden, unsere Zah- von neuen Fremdenverkehrsgebieten geradezu 
lungsbilanz günstiger zu gestalten. Wir Sozia. _I als eine un~rläßli~he.yoraus?e.tzung, also so~u­
listen stimmen daher diesem Gesetzesantrag sagen als eme PnmarmvestitlOn oder als eme 
zu. (Beifall bei der SPÖ.j Initialzündung, angesehen, wobei man von 

vornherein weiß, daß solche Arten von In­
vestitionen von Haus aus defizitär sind, den 
Einsatz von ERP-Mitteln daher a fonds perdu 
erfordern, somit praktisch zu Lasten und zum 
Schaden unseres Seilbahnwesens insgesamt 
fallen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Bassetti das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Wie Sie bereits aus den 
Ausführungen meines Tiroler Kollegen Ing. 
Kunst entnommen haben, handelt es sich hier 
nicht um die sonst übliche Behebung eines 
Defizits oder um die Sanierung eines defizitären 
Betriebes, sondern um eine späte, besser gesagt, 
verspätete Behebung einer Unterkapitalisierung, 
eines Kapitalmangels. 

Sie haben ebenfalls schon gehört, daß die 
Aufgaben, die anläßlich der Winterolympiade 
dieser Aufschließungs-AG. gestel1t wurden, 
rechnerisch ein Vielfaches dessen erforderten, 

Es ist richtig, daß jede neuerrichtete Seil­
bahn einen Schritt weiter zur oberen Sättigungs­
grenze und damit zur Ertragsminderung der 
bestehenden Seilbahnen führt. In diesem 
Zusammenhang sind einige Zahlen vielleicht 
von allgemeinem Interesse. 

Derzeit verfügt Österreich über 17 Stand­
seilbahnen, die im abgelaufenen Jahr, im 
Jahre 1966,5,1 Millionen Personen beförderten; 
weiters über 89 Seilbahnen und Doppelsessel­
lifte, die 16,2 Millionen Personen 
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Dr. Bassetti 
beförderten, über 188 Sessellifte mit 
einer Beförderungsleistung von 15,4 Millionen 
Personen und über 1121 Schlepplifte mit einer 
Beförderungsleistung von 35 Millionen Per­
sonen. 

Die Investitionen für Seilbahnen und Sessel­
lifte ohne Schlepplifte betrugen seit dem 
Jahre 1945 insgesamt 1,6 Milliarden Schilling, 
davon über 500 Millionen ERP-Kredite. 

Diese Zahlen werfen zwangsläufig die Frage 
auf, wann der obere Sättigungsgrad bei der­
artigen Investitionen insgesamt erreicht ist. 

Andererseits ist aber nicht zu übersehen, daß 
die internationale Konkurrenz im Seilbahn­
wesen und auch die Erfordernisse unseres 
Fremdenverkehrs zu einer weiteren Invest.ition 
und zu weiteren Verbesserungen auf diesem 
Gebiet drängen. Ich glaube also, daß bei der 
Beurteilung von Investitionsvorhaben auf dem 
Seilbahnsektor nachfolgenden Maximen Rech­
nung getragen werden müßte: 

1. Die Investition muß von vornherein eine 
aktive, zumindest eine kostendeckende Ge­
barung erwarten lassen. Wir können uns 
nämlich den Schwund von ERP-Mitteln durch 
defizitäre Betriebe in der heutigen Zeit nicht 
mehr leisten. Praktisch gesprochen heißt das, 
daß für eine derartige Investition, für die 
Investition für eine Seilbahn ein ausreichendes 
Hinterland gegeben sein muß und daß vor 
allen Dingen. eine ausreichende Bettenzahl 
bereits vor Errichtung einer derartigen In­
vestition vorhanden sein muß. 

Die Erschließung einer sogenannten Winter­
saison soll daher zunächst immer mit möglichst 
geringen Investitionsmitteln, also zunächst 
mit Hilfe von Schleppliften begonnen werden. 
Eine wesentliche Absicherung gegen zu riskante 
oder mit Defizit bedrohte Objekte liegt durch­
aus in der Forderung nach einer genügend 
hohen Beteiligung mit Eigenmitteln seitens der 
Projektanten. 

2. Angesichts der wachsenden internationalen 
Konkurrenz im Seilbahnwesen und angesichts 
der steigenden Ansprüche des Publikums auf 
Komfort sollen die künftigen Investitionen auf 
diesem Gebiet mehr der Rationalisierung der 
bestehenden Betriebe gelten. Das heißt wie­
derum, praktisch gesprochen, daß die öffent­
lichen Mittel mehr dem Umbau und dem Aus­
bau der bestehenden Betriebe, also der Er­
höhung der Förderungsleistung bei gleichem 
Personalstand, dienen sollen. 

3. Das Publikum stellt heute bekanntlich 
Ansprüche auf die Pflege der Schipisten, auf 
den Ausbau von Höhenwegen und auch auf 
einen permanenten Rettungsdienst. Diese 
Kosten werden derzeit weitgehend, meist sogar 
zur Gänze, von den Seilbahngesellschaften 
getragen. Auch bevorzugen die Schifahrer und 

die Sommergäste heute Gebiete mit einem so­
genannten Seilbahnzirkus, der ihnen eine 
ständige Möglichkeit von Variationen und Ab­
wechslungen bietet. Es erscheint daher die 
Konzentration und der Ausbau von Seilbahnen 
in sogenannten Ballungszentren heute als die 
richtige und produktive Investition im Interesse 
des Fremdenverkehrs, immerhin als eine bessere, 
als dies bei verzettelten Einzelerrichtungen von 
Seilbahnen gegeben ist. 

Der ERP-Fonds hat für 1967, wie wir heute 
noch hören werden, angesichts der verschärften 
internationalen Wettbewerbslage ein Programm 
erhöhter Rationalisierungsinvestitionen be­
schlossen. Diese allgemeinen Grundsätze einer 
erhöhten Rationalisierung müßten daher in 
besonderer Weise auf das Seilbahnwesen in der 
vorgezeigten Richtung angewandt . werden. 
Diese Rationalisierungsmaßnahmen, der Aus­
und Umbau der bestehenden Seilbahnen, er­
fordern nicht nur unsere Anstrengungen, son­
dern natürlich auch den vollen Einsatz der 
bisher zur Verfügung stehenden ERP-Mittel, 
und zwar ohne jede Kürzung. Gerade ange­
sichts der Schlüsselstellung des Seilbahnwesens 
für den Fremdenverkehr und angesichts der 
Bedeutung des Fremdenverkehrs für unsere 
Zahlungsbilanz wäre eine Kürzung der ERP· 
Mittel auf diesem Sektor durchaus von kata. 
strophalen Folgen begleitet. Ich möchte mich 
daher in diesem Sinne dem Appell meines 
Kollegen Ing. Kunst in dieser Richtung voll 
anschließen und hitten, in keiner Weise an 
eine Kürzung der bisher zur Verfügung ge­
stellt~n ERP-Mittel zu denken. (Beifall bei 
der ÖVP.j 

Präsident Dipl..lng. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf ein Schlußwort. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wi1'd die Regierurtg8' 
vorlage in zweiter und dritter Lesung mit 
Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

3. Pun k t: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (256 
der Beilagen): Bundesgesetz über die Ein­
bringung einer Sacheinlage bei der Dachstein 
Fremdenverkehrs-Aktiengesellschaft (342 der 

Beilagen) 
Präsident Dipl.~Ing. Waldbrunner: Wir kom­

men zum 3. Punkt der Tagesordnung: Ein­
bringung einer Sacheinlage bei der Dachstein 
Fremden ver kehrs-Aktiengesellschaft. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sand· 
meier. Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Sandmeier: Hohes Haus! 
Die Dachstein Fremdenverkehrs-Aktiengesell­
schaft muß zur Erfüllung eines großen Bau· 
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Sandmeier 
vorhabens rund 10 Millionen Schilling durch 
eine Zwischenfinanzierung aufbringen. Um der 
Gesellschaft die Aufnahme eines Bankkredites 
zu erleichtern, haben die beiden Haupt­
aktionäre, die Republik Österreich und das 
Land Oberösterreich, beschlossen, ihre Gesell­
schafterdarlehen endgültig in Grundkapital 
umzuwandeln. Der vorliegende Gesetzentwurf 
enthält daher die Ermächtigung an den Bun­
desminister für Finanzen, Darlehensforderun­
gen in der Höhe von 52 Millionen Schilling als 
Einlage zur Erhöhung des Grundkapitals der 
Dachstein Fremden ver kehrs-Aktiengesellschaft 
einzubringen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage am 11. Jänner 1967 in 
Gegenwart des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Schmitz der Vorberatung unterzogen. Zum 
Gegenstand sprachen fünf Abgeordnete sowie 
Bundesminister Dr. Schmitz. 

Auf Antrag des Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar Weihs wurden der Titel des Gesetzes 
und der Wortlaut des § 1 abgeändert. 

Der Gesetzentwurf wurde unter Berücksich­
tigung dieser Abänderungen vom Ausschuß 
einstimmig angenommen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den An trag, der Nationalrat 
woUe dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (256 der Beilagen) mit 
den dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. Es 
ist beantragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Kein Widerspruch. 
Somit gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Schrotter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Schrotter (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die zur Behandlu.ng 
stehende Regierungsvorlage gibt dem Finanz­
minister die Möglichkeit, die Darlehensforde­
rungen der Repu.blik Österreich gegen die 
Dachstein Fremdenverkehrs-Aktiengesellschaft 
in der Höhe von 52 Millionen Schilling als Ein­
lage zur Erhöhung des Grundkapitals der 
Gesellschaft einzubringen. 

Die im Jahre 1946 gegründete Dachstein 
Fremdenverkehrs-Aktiengesellschaft verfügt 
derzeit über ein Grundkapital von 37 Millionen 
Schilling. Als Hauptaktionäre scheinen der 
Bund und das Land Oberösterreich auf. Von 
den 37 Millionen Schilling Grundkapital be­
sitzt die Republik Österreich 25,1l2.000 S, 

das sind rund 68 Prozent, und das Land Ober­
österreich ist mit 9,720.000 S, das sind 
26,3 Prozent, beteiligt. 

Die Aktiengesellschaft hat sich zur Aufgabe 
gestellt, das Dachsteinmassiv für den Fremden­
verkehr zu erschließen. Derzeit ist bereits 
eine von Obertraun au.sgehende und in drei 
Teilstrecken auf die Gjaidalm führende Seil­
bahn in Betrieb. An den Endstellen der ersten 
beziehungsweise zweiten Teilstrecke, das ist 
auf der Schönbergalm und am Krippenstein, 
wurde je ein Hotel erbaut. Diese Hotels stehen 
den Gästen bereits seit längerer Zeit zur Ver­
fügung. 

Zur Überquerung des Dachsteinmassivs ist 
der Bau weiterer Seilbahnteilstücke notwendig; 
er ist in der langfristigen Planung auch vor­
gesehen. 

Auf Drängen des Landes Steiermark hat 
sich nun die Dachstein Fremdenverkehrs­
Aktiengesellschaft entschlossen, als nächstes 
großes Bauvorhaben auf der steirischen Seite 
eine Seilbahn von der Thürlwandhütte in der 
Ramsau auf den Hünerkogel zu errichten. 
Mit dem Bau. wurde bereits im Sommer 1966 
begonnen. Die Grundsteinlegung hat sogar 
der Herr Bundespräsident selbst vorgenommen. 
Die Baukosten dieser Seilbahn sind mit 
60 Millionen Schilling veranschlagt. Die er­
forderliche Summe wird zum größten Teil 
aus ERP-Mitteln, durch Beiträge des Landes 
Oberösterreich und aus Eigenmitteln der Dach­
stein-Aktiengesellschaft finanziert. Der Rest­
betrag von rund 10 Millionen Schilling muß 
jedoch durch eine Zwischenfinanzierung aufge­
bracht werden. 

Die im Bau befindliche vorhin erwähnte 
Dachsteinseilbahn liegt in einem der größten 
Fremdenverkehrszentren Österreichs. Die Rams­
au selbst ist im Sommer der meistbesuchte 
Fremdenverkehrsort der Steiermark und steht 
im Winterfremdenverkehr unter den steiri­
schen Fremdenverkehrsorten an zweiter Stelle. 
Angesichts des Baues der Seilbahn ist jedoch 
anzunehmen, daß in spätestens zwei Jahren 
die Ramsau auch im Winterfremdenverkehr 
die erste Stelle in der Steiermark einnehmen 
wird. Nicht nur die Ramsau, sondern das 
ganze obere Ennstal ist, soweit es den Frem­
denverkehr betrifft, in jeder Hinsicht sehr 
leistungsfähig. Allein in der Ramsau und in 
den unmittelbaren Nachbargemeinden Schlad­
ming, Rohrmoos, Haus im Ennstal und Pichl 
an der Enns stehen den Gästen rund 10.000 Bet­
ten zur Verfügung. Die Zahl der Gesamtüber­
nachtungen in diesen fünf Gemeinden betrug 
im Winterhalbjahr 1965/66 207.271, im Som­
merhalbjahr 1966 waren es 579.464 Nächti­
gu.ngen. Die Übernachtungsfrequenzen des 
Fremdenverkehrsrau.mes dieser fünf Gemeinden 

245 
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Schrotter 
haben ungefähr das gleiche Ausmaß wie die 
des Fremdenverkehrsraumes Kitzbühel, Sankt 
Johann in Tirol und Kirchberg in Tirol. 

Als mittelbares Einzugsgebiet für die Dach­
steinseilbahn sind auch die benachbarten 
Gemeinden im Pongau, und zwar Radstadt, 
Flachau, Wagrain, Altenmarkt und Filzmoos, 
anzusehen, ebenso die Ennstaler Gemeinden 
Gröbming, Aich-Assach, Pruggern, Öblarn, 
Aigen und so weiter. Selbstverständlich wird 
sich die Anziehungskraft der Dachsteinseilbahn 
auch auf weiter entfernte Fremdenverkehrs­
gebiete, wie zum BeispielSt.Johann im Pongau, 
Zell am See, Badgastein, das Salzkammergut und 
das Ausseerland erstrecken. Es ist daher mit 
Sicherheit anzunehmen, daß der Bau dieser 
Seilbahn gerechtfertigt ist und sich entspre­
chend bezahlt machen wird. 

Zur geographischen Situation der neuen 
Dachsteinseilbahn kann gesagt werden, daß 
diese sicherlich die interessanteste in Ostöster­
reich sein wird und auch kapazitätsmäßig an 
der Spitze aller Seilbahnen in den östlichen 
Bundesländern stehen wird. Sie kann weiters 
mit Berechtigung auch den Titel "Gletscher­
seilbahn" führen, da sie in die unmittelbare 
Nähe der verschiedenen Dachsteingletscher 
führt. 

Durch den Bau. der Seilbahn wird ein herr­
liches Hochgebirge und Gletschergebiet für die­
jenigen erschlossen werden, die entweder aus 
gesundheitlichen Gründen oder wegen zu ge­
ringer Bergerfahrung solche Strapazen und Ge­
fahren meiden mußten. 

Weiters erschließt sich auch ein interessantes 
Gebiet für den Sommerschilauf, der in Öster­
reich, verglichen mit der Schweiz, Frankreich 
und Italien, noch immer in den Kinderschuhen 
steckt. Nach Aussagen der Fachexperten soll 
das neuerschloss'ene alpine Schi gebiet am Dach­
stein künftig der Trainingsort für die öster­
reichische Schinationalmannschaft sein. Allein 
diese Tatsache wird propagandistisch sehr dazu 
beitragen, die Dachsteinseilbahn auch im Aus­
land bekannt zu machen. 

Unsere Fraktion wird daher dieser Regie­
rungsvorlage gerne ihre Zustimmung geben. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort, daher kommen 
wir gleich zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Gesetz­
entwurf mit den vom Ausschuß beschlossenen 
Abänderungen * )in zweiter und dritter Lesung 
einstimmig zum Beschluß erhoben. 

*) Unter dem Titel: BtUl,desgesetz über die 
Umwandlung von Forderungen des Bundes an die 
Dachstein Fremdenverkehr-Aktiengesellschaft in 
Grundkapital. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (303 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über eine Abgabe von land- und forst­
wirtschaftlichen Betrieben neuerlich abgeändert 

wird (343 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir be­
handeln nun Punkt 4 der Tagesordnung: Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über eine 
Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben neuerlich abgeändert wird. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn lug. 
Hofstetter, um seinen Bericht. 

Berichterstatter lng. Kar! Hofstetter: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses - über ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über eine Abgabe von land- und forst wirt­
schaftliehen Betrieben neuerlich abgeändert 
wird. 

Zur Bedeckung des schon au.f Grund der 
derzeitigen Rechtslage voraussichtlich eintre­
tenden Gebarungsabganges der Landwirt­
schaftlichen Zuschußrentenversicherungs­
anstalt als auch zur Bedeckung des durch die 
Einführung des Hilflosenzuschusses auf dem 
Gebiete des LZVG. entstehenden Mehrauf­
wandes sieht die in Behandlung stehende Regie­
rungsvorlage als erste Etappe mit Wirksamkeit 
vom 1. Jänner 1967 eine Erhöhung des Hebe­
satzes dieser Abgabe von 225 Prozent auf 
245 Prozent des Grundsteuermeßbetrages und 
als zweite Etappe mit Wirksamkeit vom 1. Jän­
ner 1968 eine Erhöhung des Hebesatzes dieser 
Abgabe von 245 Prozent auf 310 Prozent des 
Grundsteuermeßbetrages vor. Auf Grund die­
ser Erhöhung des Hebesatzes der Abgabe von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben wird 
mit einer Erhöhung des jährlichen Abgabe­
aufkommens ab 1. Jänner 1968 um rund 
46 Millionen Schilling gerechnet. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Gesetzentwurf in seiner Sit­
zung am 11. Jänner 1967 in Anwesenheit des 
Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz 
der Vorberatung unterzogen. Nach einer Wort­
meldung des Abgeordneten Peter wurde Ar­
tikel I des Gesetzentwurfes mit Stimmenmehr­
heit, der übrige Teil des Gesetzentwurfes jedoch 
einstimmig ohne Abänderung angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit durch mich den Antrag, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (303 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, falls Wort­
meldungen vorliegen, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. Präsidentenkonferenz vom 1. Dezember 1966 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte klar die Ablehnung ausgesprochen. Es wird 
unter einem vorzunehmen. - Kein Wider- hier gesagt: Nach dem vorliegenden Entwurf 
spruch. Dann kommen wir zur Debatte. soll die Abgabe mit 1. 1. 1967 auf 245 Pro-

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete zent erhöht werden. Die Präsidentenkonferenz 
MeißI. Ich erteile es ihm. I nimmt eine Erhöhung dieser Abgabe in diesem 

Abgeordneter Meißl (FPÖ): Herr Präsi- Ausmaß zur Kenntnis. Der vorgesehenen Er­
dent! Meine Damen und Herren! Die gegen- höhung ab 1. 1. 1968 auf 310. Prozent .des 
ständliehe Regierungsvorlage sieht eine - Er- Grund~teuermeßbetrages kann Jedoch mcht 
höhung der Abgabe von land- und forstwirt- zuges~lmmt werden. . 
schaftlichen Betrieben vor. Der Herr Be- . Es IS~ für uns dahe:: se~ verwunderlIch, daß 
richterstatter hat schon die Begründung ge- dIe gleIChen Herren 1m Fmanz- und Budget­
geben. Es glOlht lOlinerseits darum, daß die a~sschuß dieser Erhöhung nunmehr ihre Zu­
Landwirtschaftliche Zuschußrentenversiche- stimmung gegeben haben. 
rungsanstalt mit ihren Mitteln nicht mehr aus- Wir Freiheitlichen werden ~a~er im Sinne 
kommt und andererseits darum daß die Ein- unseres Standpunktes, den WIr m den Aus· 
führung des Hilflosenzuschus;es in dieser schußberatungen vertreten haben, einen Ab­
Anstalt erhöhte Mittel erfordert. änderungsantrag vorlegen, den ich nunmehr mit 

Mein Parteifreund Peter hat im Ausschuß Genehmigung des Herrn Präsidenten zur Ver­
schon den Standpunkt der Freiheitlichen lesung bringe: 
klargelegt, daß wir wohl Verständnis dafür 
haben, daß eine gewisse Erhöhung notwendig 
ist, wie sie auch in der gegenständlichen Regie­
rungsvorlage für das Jahr 1967 zum Ausdruck 
kommt, daß wir aber einer derart massiven 
Erhöhung für das Jahr 1968 nicht zustimmen 
können und unserer Meinung nach auch keine 
Begründung für eine so starke Erhöhung ge­
geben ist. 

Die Einführung des Hilflosenzuschusses ist 
ebenso wie die einer Ausgleichszulage eine alte 
freiheitliche Forderung. Wir haben deshalb 
auch dafür ein gewisses Verständnis. Wenn 
mit 1. Oktober 1967, also im letzten Quartal, 
dieser Hilflosenzuschuß nunmehr eingeführt 
werden soll, so ist es sicherlich gerechtfertigt, 
daß im Jahre 1967 die Hebesätze des Grund­
steuermeßbetrages etwas angehoben werden. 

Nun sieht die gegenständliche Regierungs­
vorlage eine Erhöhung auch bereits für das 
Jahr 1968 vor, wofür unserer Meinung nach 
überhaupt noch keine Berechnungsgrundlage 
möglich ist, denn heute weiß noch niemand, 
wie viele Hilflosenzuschüsse dann überhaupt 
beansprucht werden. Daher ist diese enorme 
Erhöhung von 1967 auf 1968 um 26,5 Prozent 
zurzeit sicherlich nicht gerechtfertigt. 

Ich darf Ihnen vielleicht ein paar Zahlen 
dazu sagen. Es war bisher so, daß diese Hebe­
sätze von 1962 auf 1963 von 175 auf 200 und 
dann von 1963 auf 1965 von 200 auf 225 vom 
Hundert erhöht wurden, aber ab 1. Jänner 
1967 erfolgt eine Erhöhung auf 245 vom Hun­
dert. Dabei sind wir der Meinung, daß das 
noch gerechtfertigt ist. Aber für die Erhöhung 
ab 1. Jänner 1968, also schon im voraus, auf 
310 vom· Hundert sehen wir zurzeit keine 
Begründung. 

Ich darf dafür auch einen Kronzeugen an­
führen. Es ist auch in der Stellungnahme der 

Abänderungsantrag 
der Abgeordneten MeißI und Genossen zur 

Regierungsvorlage, betreffend Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über eine Abgabe 
von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
neuerlich abgeändert wird (303 der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
In Artikel I der oben bezeichneten Regie. 

rungsvorlage (303 der Beilagen) wird die vor­
letzte Zeile "ab 1. Jänner 1968 ... 310 vom 
Hundert" ersatzlos gestrichen. 
Wir haben sicherlich die Möglichkeit, im 

Zuge neuer Beratungen und wenn Unterlagen 
vorliegen, über diese Erhöhung neuerlich zu 
beraten. Zurzeit ist diese Erhöhung unserer 
Meinung nach nicht gerechtfertigt. Wir er· 
suchen daher den Herrn Präsidenten, die Unter. 
stützungsfrage zu stellen, und ich bitte die 
Damen und Herren Abgeordneten der beiden 
anderen Fraktionen dieses Hauses, diesem 
Antrag beizutreten. In diesem Falle werden 
wir der vorliegenden Novelle in der verkürzten 
Form die Zustimmung geben. Sollten die Kol­
legen Abgeordneten aber unserem Abänderungs­
antrag nicht beitreten, so werden wir freiheit­
lichen Abgeordneten gegen dieses Gesetz 
stimmen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Sie 
haben den Antrag des Herrn Abgeordneten 
MeißI gehört. Er ist nicht genügend unter· 
stützt. Ich stelle daher die Unterstützungs­
frage. Wer diesen Antrag des Herrn Abge­
ordneten MeißI unterstützt, den bitte ich, sich 
vom Sitze zu erheben. - Danke. Der Antrag ist 
nicht genügend unterstützt (Ruf: Was ist mit 
den Bauern?), er steht nicht zur Debatte. 

Es ist niemand mehr zum Wort gemeldet. 
Die Debatte ist· geschlossen. - Der Herr 
Berichterstatter verzichtet auf ein Schlußwort. 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 
Wir kommen daher zur Abstimmung. 
Bei der Abstimmung wird die Regierungs­

vorlage in zweiter und dritter Lesung mit 
Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (302 der 
Beilagen): Bundesgesetz, betreffend den Über­
gang einer Verbindlichkeit der Steinkohlen­
bergbau Grünbach Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung in Liquidation auf den Bund als 

Alleinschuldner (345 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir ge­
langen zum 5. Punkt der Tagesordnung: Über­
gang einer Verbindlichkeit der Steinkohlen­
bergbau Grünbach Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung in Liquidation auf den Bund als 
Alleinschuldner . 

Wieder ist Herr Ing. Karl Hofstetter Bericht­
erstatter. Bitte. 

Berichterstatter lng. Karl Hofstetter: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich erstatte den 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvor lage 302 der Beilagen: 
Bundesgesetz, betreffend den Übergang einer 
Verbindlichkeit der Steinkohlenbergbau Grün­
bach Gesellschaft mit beschränkter Haftung in 
Liquidation auf den Bund· als Alleinschuldner . 

Die Bundesregierung hat am 7. Dezember 
1966 den ob genannten Gesetzentwurf im Natio­
n:alrat eingebracht. In den Erläuternden Be­
merkungen zu diesem Gesetzentwurf wird aus­
führlich dargelegt, wie im Laufe der Zeit durch 
die finanzielle Beziehung zwischen der Vereinig­
ten Österreichischen Eisen- und Stahlwerke 
Aktiengesellschaft und der Steinkohlenbergbau 
Grünbach Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung eine Forderung der Vereinigten Öster­
reichischen Eisen- und Stahlwerke Aktien­
gesellschaft von 90,490.507 S aufgelaufen ist. 
Da sich im Zuge der Liquidation der Stein­
kohlenbergbau Grünbach Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung herausgestellt hat, daß 
die erwähnte Forderung auch nicht zum Teil be­
friedigt werden kann, es aber unbillig erscheint, 
der Vereinigten Österreichischen Eisen- und 
Stahlwerke Aktiengesellschaft, die nur auf 
Grund von Beschlüssen der Bundesregierung 
die Führung des Grünbacher Betriebes über­
nommen und dieser Gesellschaft Dar lehen ge­
währt hat, den Verlust anzulasten, hat die 
Bundesregierung den gegenständlichen Gesetz­
entwurf eingebracht, gemäß welchem der Bund 
die Verbindlichkeit der Steinkohlenbergbau 
Grünbach Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung gegen die Vereinigte Österreichische 
Eisen- und Stahlwerke Aktiengesellschaft über­
nimmt und nach. Maßgabe der budgetären 
Möglichkeiten in mehreren jährlichen Teilbe­
trägen erfüllt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 11. Jänner 
1967 der Vorberatung unterzogen. Dieser 
Sitzung wohnte auch Bundesminister für 
Finanzen Dr. Schmitz bei. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt daher 
als Ergebnis seiner Beratung durch mich den 
An trag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(302 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wird 
gegen den Antrag, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen, ein Widerspruch er­
hoben? - Das ist nicht der Fall, dann gehen 
wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Nationalrat 
hat sich nunmehr mit den Folgen einer der 
bedenklichsten Entscheidungen der früheren 
schwarz-roten Koalitionsregierung auseinander­
zusetzen. Der Bund übernimmt nunmehr ein 
Defizit aus dem Kohlenbergbau Grünbach in 
einem Ausmaß von mehr als 74 Mimonen 
Schilling. Dieses Defizit entstand unter ande­
rem deswegen, weil die damals für die verstaat­
lichten Unternehmungen Österreichs verant­
wortliche Bundesregierung nicht in der Lage 
war, ein wirtschaftlich fundiertes, zukunft­
weisendes Konzept zur Führung des österreichi­
sehen Kohlenbergbaues zu entwickeln und 
auch zu vertreten. Als im Jahre 1963 
das 1. Verstaatlichungs-Organisationsgesetz be­
handelt wurde und als einer Reihe leistungs­
fähiger verstaatlichter Unternehmungen 
Töchterbetriebe angelastet wurden, war unter 
anderem auch die VÖEST einer der leidtragen­
den verstaatlichten Betriebe. Obwohl man sich 
mit Hilfe dieses seinerzeitigen 1. Verstaat­
lichungs-Organisationsgesetzes bemüht hat, 
einigermaßen rechtliche Ordnung in den Be­
reich der Töchtergesellschaften hineinzubrin­
gen, gelang dies nicht für den Bereich des 
Kohlenbergbaues in Grünbach und Langau. 

Der damalige Berichterstatter zu dieser 
Regierungsvorlage, Abgeordneter Czettel, 
führte am 11. Juli 1963 unter anderem aus: 

"Bezüglich der Bergbaubetriebe Grünbach 
und Langau, die durch einen Ministerrats beschluß 
ebenfalls in einer engen Verbindung zur VÖEST 
stehen, die durch das vorliegende Gesetz jedoch 
keine rechtliche Sanierung erfährt, vertrat der 
Ausschuß ebenfalls einstimmig die Meinung, 
daß die durch den genannten Ministerrats-
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beschluß festgelegte sachliche und persönliche 
Verbindung der VÖEST mit den beiden Berg­
baubetrieben in Niederösterreich auch weiter­
hin aufrechterhalten werden soll." 

Die Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, war ja 1963 nicht in der Lage, recht­
liche Ordnung in diesen Komplex hineinzu­
bringen, und heute haben wir das Ergebnis 
dieses Versagens der österreichischen Bundes­
regierung und der verantwortlichen Ressort­
minister vor uns. Der Leidtragende dieses 
Versagens der österreichischen Bundesregierung 
ist ke;n anderer als der österreichische Steuer­
zahler in einer überaus ernsten wirtschaftlichen 
und finanzpolitischen Situation. 

Der leistungsfähigen VÖEST wurde mit 
diesem Kohlenbergbau seinerzeit durch 
einen rechtlich nicht verankerten Beschluß 
der Bundesregierung ein überaus großes Opfer 
auferlegt. Die verantwortlichen Herren der 
VÖEST haben bereits zum Zeitpunkt der Be­
schlußfassung ihre Bedenken zum Ausdruck 
gebracht. Diese ernsthaften Bedenken der 
Unternehmensleitung wurden aber von der 
damaligen Bundesregierung in den Wind ge­
schlagen. So ist es nun Aufgabe des Bundes, 
heute dieses Defizit von 74 Millionen Schilling 
zu übernehmen. Wir Freiheitlichen erklären 
uns außerstande, der Fahrlässigkeit der öster­
reichischen Bundesregierung unsere Zustim­
mung zu erteilen, und wir lehnen daher die in 
Verhandlung stehende Gesetzesvorlage ab. 

Hohes Haus! Es ist überaus bedauerlich, 
daß ein solcher Zustand in einem Rechtsstaat 
überhaupt möglich ist. Es muß aber bei dieser 
Gelegenheit auch in Erinnerung gerufen werden, 
wie konzeptlos in einem wesentlichen Bereich 
unserer Wirtschaft von den Verantwortlichen 
der Regierung gewirtschaftet wurde. Und ob­
wohl auf der einen Seite nunmehr der Steuer­
zahler einen Verlust von 74 Millionen Schilling 
zu berappen haben wird, bleibt andererseits 
der VÖEST weiterhin eine Bürde dadurch 
erhalten, daß sie den Zinsenanfall von 15 Mil­
lionen Schilling zu übernehmen hat. 

Nun stehen wir vor der Frage: Wer ist der 
Schuldige für dieses Versagen? Wer über­
nimmt für dieses Versagen und für diese Ver­
geudung der Steuergelder die Verantwortung? 
Wir Freiheitlichen sahen uns auf Grund der 
Unzulänglichkeiten auf dem Bautensektor 
genötigt, gegenüber dem Herrn Vizekanzler 
Dr. Bock schwere Vorwürfe zu erheben, die in 
seiner Abberufungsforderung gipfelten. Ich 
will dieses Thema, da es nicht zur Diskussion 

Die Diskussion über die ÖIG-Vorlage in der 
letzten Haussitzung im Jahre 1966 hat dazu 
beigetragen, diesen Sachverhalt einer weitest­
gehenden Klärung zuzuführen. Ich habe dem 
seinerzeitigen Ressortminister für die verstaat­
lichte Industrie, Herrn Vizekanzler a. D. 
Dr. Pittermann, den Vorwurf gemacht, daß er 
die 8ich seit 1960 abzeichnende Strukturkrise 
in seinem Ressortbereich nicht rechtzeitig 
erkannt hat und ihr nicht wirksam entgegen­
getreten ist. Herr Dr. Pittermann hat sich in 
der genannten Sitzung gegenüber dieser Fest­
stellung zur Wehr gesetzt und zum Ausdruck 
gebracht, daß für die Unzulänglichkeiten auf 
dem Gebiete des Kohlenbergbaues die Haupt­
verantwortung nicht in seine Kompetenz, 
sondern in die des damaligen Handelsministers 
Dr. Fritz Bock gefallen wäre. 

Ich zitiere Herrn Dr. Pittermann: "Als wir 
1960 - ganz im Gegensatz zu Ihrer Auffassung, 
Herr Peter - sehr wohl die beginnende Krise 
im Kohlenbergbau erkannten, wurde ein 
Ministerkomitee in der damaligen Regierung 
gebildet, das aus Kamitz, S chleinz er , Bock, 
Waldbrunner, Proksch und Pittermann be­
stand und dem die Aufgabe übertragen wurde, 
Lösungsvorschläge für den Kohlenbergbau zu 
erstatten. Ich habe darauf hingewiesen, daß ich 
für den Bergbau ja nicht zuständig bin. Ich 
vertrat damals nur das Eigentum der Republik 
an den Bergwerksunternehmungen. Zuständig 
war damals und ist heute das Handelsministe­
rium, damals wie heute Dr. Fritz Bock. Er hat 
aber entgegenkommenderweise erklärt, in der 
Situation nehme er" - Dr. Bock - "seine 
Ressortzuständigkeit nicht in Anspruch und 
übertrage mir" - Pittermann - "vertrauens­
voll den Vorsitz in dieser Kommission." 

Es ergibt sich jetzt die Frage, wer also für 
dieses Debakel in erster Linie die Verantwor­
tung zu tragen hat: Pittermann oder Bock, 
Bock oder Pittermann, oder beide? Natürlich 
werden Sie von dieser Seite "Pittermann" 
sagen, und Sie von der anderen Seite den Herrn 
Dr. Bock nennen. Aber Sie haben von der 
Seite der Österreichischen Volkspartei zu früh 
den Zwischenruf gemacht, denn Dr. Pitter­
mann führte dann unter anderem aus, daß nach 
einer bestimmten Zeit Handelsminister 
Dr. Bock wiederum den Vorsitz im Bergbau­
komitee beansprucht hat und daß ihn Herr 
Pittermann an Herrn Bock abgetreten hat, 
weil dieser Vorsitz ja an und für sich in die 
Kompetenz des Handelsministers fällt. (Abg. 
Dr. van Ton gel: Das waren halt noch Zeiten!) 

steht, heute nicht aufrühren, sehe mich aber I Ja, der Herr Abgeordnete Grundemann 
namens der freiheitlichen Nationalratsfraktion lächelt weise darüber, aber der Präsident des 
genötigt, die Frage aufzuwerfen, welcher Gemeindebundes, der er zugleich ist, weiß sehr 
Ressortminister für diese Unzulänglichkeiten genau, was es für den österreichischen Steuer­
die Hauptverantwortung trägt. zahler heißt, diese 74 Millionen Schilling in 
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dieser so ernsten Stunde des Vaterlandes über­
nehmen zu müssen. (Abg. Grundemann­
Falkenberg : Da haben Sie falsch gehört! 
Das war ein anderer! Gesagt habe ich nichts!) 
Ich habe Ihnen nicht unterstellt, daß 
Sie etwas gesagt haben, sondern ich 
habe nur Ihr. Lächeln zitiert, Herr Abge­
ordneter Grundemann. (Heiterkeit. - Abg. 
1 ng. H ä u 8 er: Bitte, nicht lächeln! - Weitere 
Zwischenrufe.) Oh, ich vertrage viel mehr als 
das Lächeln. 

Nun steht also auch die Verantwortlichkeit 
des Herrn Vizekanzlers Bock bei dieser Misere 
mit zur Diskussion. Gestatten Sie mir neuer­
dings die Frage an die Regierungspartei: Wel­
che Unzulänglichkeiten in der Amtsführung des 
Ministers Bock müssen noch aufgezeigt werden 
in diesem Nationalrat, bis Sie, die Österreichi­
sche Volkspartei, sich entschließen werden, die 
Ab berufung des Handelsministers Dr. Bock zu 
veranlassen 1 (Abg. M elter: Er genießt das Ver­
trauen des Kanzlers I) Ja, er genießt an­
scheinend nicht nur das Vertrauen des Kanz­
lers, sondern er genießt anscheinend auch das 
Vertrauen der gesamten Österreichischen Volks­
partei mit ihren 85 Mandaten in diesem Haus. 
Und man kann heute, wie die Fakten zeigen, 
ohne weiteres leichtfertig, möchte ich sagen, 
Verluste herbeiführen, ohne daß man dafür die 
Verantwortung zu übernehmen und die Konse­
quenzen zu tragen hat. 

Sie können mir jetzt von Seite der ÖVP 
entgegenhalten: Na ja, das ist vorbei, Sie 
blenden hier zurück 1-Nein, wir haben uns heute 
noch, im Rahmen dieser Tagesordnung, mit 
einem weiteren Gegenstand zu beschäftigen, 
nämlich dem sogenannten Kohlenplan, und das 
Thema der Sanierung der Verluste in Grünbach 
ist nicht zu trennen von jenen 100 Millionen 
Schilling, meine Damen und Herren, die aus 
dem ERP-Fonds für die Schaffung von Arbeits­
plätzen in gefährdeten Kohlenbergbaugebieten 
freigemacht werden müssen. Und zwar ist das 
Thema deswegen nicht davon zu trennen, weil 
man mit den heute zu beschließenden 100 Mil­
lionen Schilling für einen sogenannten Kohlen­
plan, den kein Abgeordneter dieses Hohen 
Hauses wirklich kennt, eine Maßnahme setzt, 
mit der man das Pferd beim Schwanz aufzäumt. 

Denn eines, meine Damen und Herren, fehlt 
der österreichischen Wirtschaft seit Jahren: 
ein grundlegender Bestandteil, ein Wesens­
element, soll diese österreichische Wirtschaft 
klaglos ihre Funktion zum Wohle des Staates 
und seiner Bürger erfüllen, und das ist der 
Energieplan. Welches Durcheinander es der­
zeit auf dem Energiesektor in Österreich gibt, 
wird uns täglich vor Augen geführt, und wie 
notwendig und dringend dieser Energieplan 
wäre, wird von Fachleuten in vielfältiger Hin­
sicht täglich unterstrichen. 

Wenn wir nur die allerletzten Pressemeldun­
gen über drei Energiesektoren in Erinnerung 
rufen, so zeigt sich, daß wir auf dem Gebiet der 
Erdölversorgung und der damit verbundenen 
Errichtung von entsprechenden Rohrleitungen 
keine Klarheit und kein Konzept haben. In 
der Frage der Errichtung der zweiten Raffinerie 
gab es ein monatelanges Tauziehen zwischen 
den einzelnen Teilen unserer Republik, dem 
Bund, verschiedenen Ländern; in der Frage der 
Errichtung einer Erdgasleitung hörten wir in 
den letzten Monaten, wie notwendig es ist, daß 
wir Österreicher Anschluß finden an die algeri­
sehe Erdgasleitung, um vor einigen Tagen durch 
eine Fernsehmeldung dahin gehend orientiert zn 
werden, daß nun eine gesamte Umorientierung 
des Konzeptes vorgenommen werden müsse, 
weil nunmehr mit der transsibirischen Erdgas­
leitung ein für uns wesentlich interessanteres 
Konzept zur Diskussion gestellt wurde. 

Ich möchte fragen und bitte um Auskunft: 
Welches Konzept vertritt die österreichische 
Bundesregierung in der Frage der Erdölversor­
gung Österreichs, welches Konzept vertritt die 
österreichische Bundesregierung in der Frage 
der Erdgasversorgung Österreichs, und wie 
schaut es mit den übrigen Energieträgern in 
unserem Lande aus 1 

Wenn Sie der Meinung sind, meine Damen 
und Herren der Österreichischen Volkspartei, 
daß die Behandlung dieser Thematik im letzten 
Finanzausschuß befriedigend war, dann kann 
ich namens der freiheitlichen Fraktion dieser 
Auffassung unter gar keinen Umständen zu­
stimmen. Auf die Frage des Kohlenplanes ha­
ben wir von keinem Regierungsmitglied Aus. 
kunft erhalten. Dieses Thema wurde von dem 
ehrenwerten Sektionschef Preglau, dem Vor­
sitzenden des ERP-Fonds, behandelt. Und auf 
die Fragen, die dem Herrn Sektionschef gestellt 
worden sind, haben wir wohl höfliche, allge­
meine Antworten erhalten, aber keine Klarheit 
darüber, wo welche Arbeitsplätze mit jenen 
100 Millionen Schilling geschaffen werden sol­
len, die heute gemeinsam beschlossen werden. 
Und das, was wir heute im österreichischen 
Nationalrat im Rahmen eines sogenannten 
Energieplanes als erstes beschließen, den 
Kohlenplan mit jenen 100 Millionen Schilling 
aus dem ERP-Fonds, das müßte nach Ansicht 
der freiheitlichen Fraktion die letzte Maß­
nahme sein, die nach einem Gesamtkonzept zu 
setzen wäre, oder eine der Maßnamen sein, die 
nach einem Gesamtkonzept notwendig wären. 
Aber, meine Damen und Herren, diese Bundes­
regierung hat kein Energiekonzept, "wurschtelt" 
in einer unverantwortlichen Art und Weise 
herum, sodaß wir Freiheitlichen die Zustim­
mung verweigern müssen. 

In der vorgestrigen Fragestunde haben sich 
ja Herren der sozialistischen Fraktion mit An-
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fragen an den Herrn Bundeskanzler gewendet. 
Die Antworten, die sie von der Regierungsbank 
erhielten, waren in diesem Zusammenhang 
ebenfalls äußerst unbefriedigend. Wir lesen 
aber seit Monaten, daß es Fachkreise der 
Bundeshandelskammer sind, die sich mit dieser 
Frage eingehend auseinandergesetzt haben, daß 
auch der Herr Bundesminister Dr. Bock bereits 
entsprechend informiert worden ist, aber nie­
mand erachtet es von Seite der Bundesregie­
rung als notwendig, den Abgeordneten wirk­
liche Auskünfte zu erteilen, an Hand deren sie 
sich verantwortungsbewußt orientieren können. 

Ich glaube, daß kein Abgeordneter dieses 
Hohen Hauses heute in der Lage sein wird, 
wirklich mit ruhigem Gewissen zu sagen, seine 
Zustimmung zu den 100 Millionen Schilling 
ERP-Mittel für den Kohlenbergbau sei sachlich 
richtig oder sachlich falsch. Wir sind bei dieser 
Entscheidung heute alle getragen, meine Damen 
und Herren, vom guten Willen, schwer ringen­
den Wirtschaftsgebieten Österreichs zu helfen, 
aber keiner ist sich im klaren darüber, ob seine 
Entscheidung richtig oder falsch ist. 

Und daß wir Abgeordnete diese Frage nicht 
einschätzen, nicht beurteilen können, daran ist 
einzig und allein die verantwortungslose Hal­
tung dieser Bundesregierung schuld, die es 
nicht der Mühe wert findet, sich mit uns, den 
freigewählten Abgeordneten dieses Hohen 
Hauses, eingehend auseinanderzusetzen, die 
Abgeordneten dieses Hauses eingehend zu 
informieren über wesentliche volkswirtschaft­
liche Anliegen Österreichs, unseres Vaterlandes, 
von dem wir wünschen und hoffen, daß seine 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhalten 
bleibt, weil wir wa.hrscheinlich alle darin eine 
der ersten Voraussetzungen dafür sehen, daß 
der soziale wie der politische Friede in dieser 
Republik erhalten bleibt. (Beifall bei der F PÖ.) 

Und nun gibt es, um 'wieder zum Kohlen­
bergbau zurückzukommen, meine Damen und 
Herren, über dieses Thema sehr geteilte Meinun­
gen. Aber wir sollten uns ernsthaft mit den 
Argumenten auseinandersetzen, die es in die­
sem Zusammenhang zu prüfen gibt, zum Bei­
spiel über die Bedeutung der Kohle, auch unse­
rer heimischen Kohle, über die Bedeutung des 
Kohlenbergbaus in der Zukunft: Hat er eine 
Zukunft oder hat er keine Zukunft? Ist der 
Zuschuß staatlicher Mittel, ist der Zuschuß 

. von Steuergeldern gerechtfertigt, kann man 
ihn verantworten, oder kann er vom markt­
wirtschaftlichen Standpunkt aus nicht verant­
wortet werden 1 Das sind Probleme, die mit 
einer parteipolitischen Beleuchtung überhaupt 
nichts zu tun haben dürfen, weH sie nun einmal 
von volkswirtschaftlicher Bedeutung sind. 

Aber ein Grundsatz sollte uns dabei stets 
geläufig bleiben: daß keiner der traditionellen 
Grundstoffe, die wir aus der Vergangenheit 

mit übernommen haben, unmodern und un­
brauchbar geworden ist. Das Holz dient heute 
nicht nur jenen Zwecken, denen es vor 
50 Jahren gedient hat, es dient viel mehr 
Zwecken als vor einigen Jahrzehnten. 1860-
sagen die Fachleute - gab es etwa 200 Holz­
verwendungsarten in der Industrie, heute gibt 
es über 4000 Holzverwendungsarten im 
Rahmen der Gesamtindustrie. Oder verlor das 
Gas etwa seine Bedeutung, weil es heute nicht 
mehr für Beleuchtungszwecke verwendet wird? 
Und auch die Kohle, so schwer der Kohlenberg­
bau heute in Österreich und in Europa vor allem 
ringen mag, verliert nicht ihre Bedeutung für 
die Zukunft, wenn wir auch in Österreich jenen 
Forschungsergebnissen Rechnung tragen, die in 
anderen Ländern bereits zu sehr konkreten 
Ergebnissen geführt haben. 

Der Ausbau der Kernenergie wird nicht ohne 
den Energieträger Kohle möglich sein. Zur 
Spaltung des Urans wird man auch in Zukunft 
Kohle brauchen, und drei Mächte - es sind 
nicht die kleinsten: Rotchina, die Sowjet­
union und die USA - gehen daran, ihren 
Kohlenförderungsplan auszuweiten und die 
Förderungsziffern zu verdoppeln, weil eben 
derart viel Energie gebraucht wird, um die 
Industrie weiterzuentwickeln. 

In Amerika ist man heute bereits so weit, 
daß man aus Kohle Öl macht, weil eben mehr 
Kohle zur Verfügung steht, als Öl greifbar ist. 
Darüber hinaus ist man in Amerika heute auch 
so weit, daß aus Kohle gewonnenes Benzin auf 
dem Markt bereitE! konkurrenzfähig ist und sich 
im Rahmen des europäischen Marktes durchge­
setzt hat. 

Ich darf nunmehr an die zuständigen Herren 
der Bundesregierung die Frage richten: Wie 
schaut es mit diesen Überlegungen bei uns in 
Österreich aus? Wer wird sich von Seite der 
Bundesregierung einmal der Mühe unterziehen, 
uns Abgeordnete darüber zu informieren 1 Wer 
wird uns die Zukunftsaussichten unserer öster­
reichischen Energieträger darlegen, damit wir 
in die Lage versetzt werden, die Dinge einzu­
schätzen ~ 

Glauben Sie denn, meine Herren von der 
Regierung, daß Sie uns hier als "Stimmvieh" 
behandeln können, das aufsteht und ja sagt, 
ohne in der Lage zu sein, die Dinge einzu­
schätzen und zu beurteilen ~ Mißverstehen Sie 
daher bitte die Kritik der Freiheitlichen an der 
Regierungsbank nicht: Es muß einmal zu 
einem Wechselspiel, zu einer echten sachlichen 
Diskussion zwischen dieser Einparteienregie­
rung und den zwei Oppositionsfraktionen dieses 
Hohen Hauses kommen. Die Bereitschaft von 
Seite der Oppositionsfraktionen, zumindest der 
freiheitlichen - aber auch der sozialistischen, 
davon bin ich überzeugt -, ist vorhanden. 
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Wann aber werden Sie, meine Herren von der 
Regierung, bereit sein, diese Diskussion zu 
eröffnen ~ Solange Sie nicht dazu bereit sein 
werden, sind wir Freiheitlichen nicht in der 
Lage, Ihnen für so unverantwortliche Experi­
mente wie dieses die Zustimmung zu erteilen. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Marwan-S(;hlosser daß Wort. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Als ich mir die 
Regierungsvorlage vornahm und studierte, 
war ich der Meinung, daß man über diese 
Regierungsvorlage unbedingt einige Worte 
sprechen muß. Als ich vorgestern die Frage­
stunde miterlebte, war es mir klar, daß man 
dazu sprechen muß, denn gerade von Seite 
jener Partei, die doch die Verantwortung, die 
sie damals getragen hat, heute nicht leugnen 
kann, wurden Angriffe gestartet und Fragen 
aufgeworfen, deren Beantwortung doch längst 
überfällig ist, da doch gerade von der Soziali­
stischen Partei eine Reihe von Vorfragen 
längst hätte geklärt werden müssen. Ich per­
sönlich habe mir deshalb, weil in dieser Regie­
rungsvorlage doch nur der sehr zarte Hinweis 
stand: " ... und weitere Mittel des Bundes" -
so ähnlich lautet dieser Satz - "wurden zur 
Verfügung gestellt", die Mühe genommen 
und nachgeforscht, welche Gelder nunmehr 
für die vorübergehende Aufrechterhaltung die­
ses Betriebes nun wirklich eingesetzt wurden. 

Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Diese Gewissenserforschung, die mit 
diesem heutigen Beschluß doch zusammen­
hängen muß, sollten wir alle anstellen, ohne 
uns zu erregen, und ruhig überlegen: War es 
richtig, wie man gehandelt hat ~ Was hat das 
insgesamt gekostet 1 Und:. Kann es sich 
die "Familie Österreicher" leisten, in ähnlicher 
Lage sich wieder ähnlich zu verhalten? 

Es wa·r doch klar, daß dieser Betrieb krank 
war. Man entschloß sich dann, diesen kranken 
Betrieb einem gesunden zuzuordnen, in der 
ursprünglichen Meinung, daß dieser dies ver­
kraften würde. Wenn heute schon die Worte 
"unbillige Zumutung gegenüber der VÖEST, 
diesen Verlust zu tragen" gefallen sind, dann 
ist die Frage, ob es damals richtig war zu 
koppeln, heute mit einem klaren Nein zu 
beantworten. 

Meine Damen und Herren! 75 Millionen -
es sind genau 74,6 Millionen - sind eben doch 
kein Pappenstiel! Wenn der heutige Beschluß 
beinhalten soll, daß der nunmehrige Finanz­
minister der monokoloren Regierung vier 
Jahre hindurch rund 20 Millionen für dieses 
seinerzeitige Verlustgeschäft in den künftigen 

Jahren einsetzen muß und damit eine Schuld 
aus der Vergangenheit abdeckt, so muß man 
sich doch auch noch heute einige Tatsachen 
wieder vor Augen führen und Überlegungen 
anstellen, denn damit, daß man einfach fest­
stellt: Operation gelungen, Patient tot!, kann 
man sich doch nicht über diese Situation hin­
weghelfen. 

Ich habe mir daher überlegt, wie ich diese 
Ausgaben, die in der Endsumme 215 Millionen 
betragen, einordnen soll. Ich bin während der 
kurzen Überlegungszeit zu keinen besseren 
Bezeichnungen gekommen, um bildhafte -
möchte ich sagen - Vergleiche anzustellen. 
Ich erlaube mir daher zu sagen: Wie hoch 
sind die Begräbniskosten für Grünbach ? Sie 
betragen die heutigen 74,6 Millionen. In der 
Regierungsvorlage ist noch angedeutet, daß 
rund 567.000 S noch offen und unerledigt 
sind. Wir werden uns damit demnächst wohl 
zu befassen haben. Der Liquidationsbetrag 
betrug 32,7 Millionen, sodaß die Beg"räbnis­
kosten allein rund 108 Millionen betragen. 
Dazu kommen die Behandlu.ngskosten dieses 
kranken Betriebes, der mit Bundesdarlehen 
von rund 28 Millionen ausgestattet wurde, wozu 
aus einer Bundeshaftung 12,2 Millionen dazu.­
gekommen sind und an ERP-Verbindlichkeiten, 
die dann der Bund übernommen hat, 19,4 Millio­
nen, sodaß es sich um rund 60 Millionen 
handelt. 

Zu den Geburtshilfekosten dieses verstaat­
lichten Betriebes kommen die Verstaatli­
chungsentschädigung mit 11,8 Millionen und 
eine Bareinzahlung für das Stammkapital 
im Ausmaß von rund 20 Millionen, sodaß 
rund 32 Millionen dazukommen; also ein 
Gesamtaufwand von rund 215 Millionen, wenn 
man die VÖEST-Zinsen von 16 Millionen, die 
ja nicht reft,ndiert werden, noch dazunimmt. 
(Abg. Dr. van Tongel : Sie werden also gegen 
das Gesetz stimmen?) Ich darf auf diesen 
Zwischenruf eine Antwort geben. Meine Frak­
tion wird selbstverständlich, obwohl ich diese 
Gewissenserforschung aufzeige, dieser Regie­
rungsvorlage zustimmen, weil eben manche 
Sachen bereinigt werden müssen. 

Herr Abgeordneter Peter hat dauernd das 
kritisiert, was in der damaligen Koalitionsehe 
geschehen ist. Er wußte dann nicht, wem er 
nunmehr Vorhalte machen solle: Pittermann 
oder Bock. Ich kann natürlich seine Erwar­
tungen erfüllen, indem ich ihm nur persönlich 
antworten will: selbstverständlich dem damals 
für den Betrieb allein verantwortlichen Minister 
Vizekanzler Dr. Pittermann! Das geht auch 
klar aUF! allen Unterlagen, die ich mir noch 
gestern abend (Abg. Brauneis : Der 
macht es sich sehr leicht!) Ich mache es mir 
nicht einfach, Herr Kollege!' Ich mache es 
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mir genauso leicht, wie es sich die Soziali- Leute daheim, gebt ihnen im Monat 2000 S, 
stische Partei immer dann macht, wenn Sie und wir sind besser daran, es kommt uns 
sm Bremsklotz gestanden sind und den ÖVP- billiger. 
Ministern dauernd Volldampf geben wollten. Also der Vorstand hat den Herrn Vize­
Meine Herren! So kann man natürlich keine kanzler nicht im unklaren gelassen. Herr 
Politik betreiben! (Abg. Ing. Häuser: Welche Häuser! Sie haben ja diesen ganzen Bericht 
Möglichkeiten hat man ihm eingeräumt? Hat selbstverständlich mit behandelt. (Abg. Ing. 
man keinen Vierzehnerausschuß gehabt?) Herr Häuser: Sie kriegen schon die Antwort, Herr 
Häuser! Ich lese au.ch Ihre Stellungnahmen M arwan-Schlosser ! Sie sprechen bewußt die 
hinsichtlich a11 der Verhandlungen ab 1961. Unwahrheit, nur um zu verunglimpfen 1) Nein, 
Ich bin sehr weitgehend im Bilde, wie schwer sehr geehrter Herr Kollege, das geht au.s den 
man gerungen hat. Akten hervor, die eben doch diese Verantwort-

Da man eben in der damaligen Koalitions- lichkeit und alle diese Verhandlungen sehr klar 
regierung sehr lange ringen mußte, um endlich präzisieren und festhalten. (Abg. Brauneis : 
zu Zugeständnissen und zur Einsicht zu kom- Was hat der Kamitz im Jahre 1961 gemacht?­
men, dann muß ich Ihnen über diese Betriebs- Abg. Ing. Häuser: Davon redet er ja nichts 1) 
führu.ng auch schon noch etwas sagell. (Abg. Ich mache ja weiter keine Vorhalte. Ich will 
Brauneis: Zu welcher Einsicht im Falle doch heute nur die Gewissensfrage stellen: 
Grünbach ?) Wie haben wir uns damals verhalten müssen, 

Bereits im Jahre 1961 wurden über die zumindest aus meiner Schau heraus, weil sich 
finanzielle Lage des Steinkohlenbergbaues eben der verantwortliche Vizekanzler nicht 
Grünbach Untersuchungen geführt. Sie wurden richtig entschlossen hat und seine Entschei­
in einer Denkschrift niedergelegt. Danach dungen viel zu weit hinausgeschoben hat? 
betrüge der für Grünbach erforderliche Bundes- (Abg. Brauneis : Was hat Kamitz gemacht?) 
zuschuß 80 Millionen bei Konkurs u.nd Still- Ich darf dazu natürlich noch folgende 
legu.ng - damals, heute sind es 123 Millionen - Überlegungen anstellen. Diese 215 Millionen, 
oder 164 Millionen bei dreijährigem Heim- von denen ich sprach, sind ja nunmehr auch 
werksbau. oder 285 Millionen bei Fortfühnmg verloren. Abgesehen davon, daß diese 215 Milli­
des Betriebes bis 1970. Diese Verluste standen onen das österreichische Nationalprodukt 
bereits damals für den Fall der Aufrecht- überhaupt nicht vermehrt haben, ist ja auch 
erhaltung dieses Betriebes fest. keine Rendite, kein Gewinn, daraus entstanden, 

Diese Stellungnahme wurde dem verant- aber natürlich auch kein Vermögen erhalten 
wortlichen Herrn Vizekanzler Dr. Pittermaml geblieben. 
selbstverständlich übermittelt. Ich gebe zu, Meine Damen und Herren! Es war für mich 
daß er gemeint hat: Nun, wir werden halt beim Studium dieser Unterlagen sehr interes­
weiter verhandeln. Er hat sich einfach nicht sant festzustellen, daß diese Haltung des 
entschließen können. Welche Gründe dafür Herrn Vizekanzlers Pittermann der Belegschaft 
maßgeblich waren, kann ich Ihnen schon offensichtlich selbst nicht ganz goutiert hat. 
sagen: 1962 gab es Nationalratswahlen. Es 1955, bei der Betriebsübernahme aus dem 
war damals für den verantwortlichen Minister Bereich des deutschen Eigentu.ms, waren 1039 
sehr unopportun, eine klare Stellungnahme zu Personen dort beschäftigt, 1958 waren es 
beziehen. 1073 Personen, und dann fällt die Beschäf-

Meine Damen und Herren! Bereits 1962 tigtenzahl sehr radikal ab: 1959 waren es nur 
hat der Rechnungshof in seinem Bericht Kritik mehr 836 und 1964 nur mehr 645 Personen. 
geübt. In einem Schreiben, das dann später Nun habe ich mich natürlich dafür interes­
wieder dem Herrn Vizekanzler Dr. Pittermann siert, wieso es zu diesem personellen Abbau 
vorgelegt worden ist, und zwar handelte es in der Zwischenzeit gekommen ist. Aus den 
sich um einen Bericht der Geschäftsführung Berichten mußte ich feststellen, daß die 
und des Aufsichtsrates, heißt es, schließlich Arbeiter selbst nicht mehr geblieben sind, 
stelle der Rechnu.ngshof 1962 fest, daß die i sondern sich eben anderweitig sicherere Arbeits­
Aufrechterhaltung von 790 Arbeitsplätzen der I stätten gesucht haben. 
österreichischen Volkswirtschaft jährlich Meine Damen und Herren! Etwas Ähnliches 
39.000 S je ~rbeitspla~z koste. per Vors~and haben wir beim Rax-Werk in Wiener Neustadt 
und derAufsIchtsrat fugten von SICh aus hmzu, erlebt. Als bekannt wurde, daß der Betrieb 
bezogen auf 1964 koste das 50.000 S pro todkrank sei wollten sich die Arbeiter nicht 
Arbeitsplatz. den Vorwurf machen lassen, daß sie dort 

Das war auch meine Feststellung, die ich auf einem pragmatischen Posten bleiben und 
treffen konnte, nachdem ich dauernd im sich das vom Steuerzahler bezahlen lassen, 
Publikum draußen von den Leuten, von den sondern sie suchten sich lieber rechtzeitig 
Betroffenen gehört hatte: Ja laßt doch diese eine neue Erwerbsmöglichkeit, einen sichereren, 
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besseren Posten. Wenn man daher diese Frage 
erneut stellt, ob dies richtig war, so bin ich 
doch nach wie vor der Auffassung, es wäre 
sehr wohl ganz gut gewesen, wenn man schon 
drei oder vier Jahre vorher den Leuten diese 
Lage ganz klar dargelegt hätte. (Abg. Benya: 
Wären Sie hingegangen und hätten Sie es 
ihnen gesagt!) Ich war im Rax-Werk, Herr 
Benya! (Abg. Ing. Häuser: Sie haben etwas 
anderes gesagt! Sie haben Versprechungen ge­
macht!) Ich war im Rax-Werk und habe es 
den Leuten gesagt, auch den kommunistischen 
Betriebsräten habe ich es gesagt! Diese Leute 
waren einverstanden. Herr Benya! Sie waren 
ja gar nicht dabei! Sie sind ja erst später ge­
kommen- in der Nacht! (Abg. Benya: 
Sie haben Versprechungen gemacht, lieber Herr, 
nur Versprechungen!) Ich habe Bespre­
chungen abgehalten. (Abg. Sekanina: Ver­
sprechungen !) Die Leute waren sich im klaren 
darüber. 

Bereits ab 1959 haben sich die Arbeiter 
andere Arbeitsplätze gesucht. Das war ja 
notwendig, weil die notwendige Zahl der 
Arbeitsplätze gar nicht mehr vorhanden war; 
es handelte sich um ein Drittel oder sogar 
um zwei Drittel. Herr Benya! Sie waren ja 
auch dabei. Auch aus den Protokollen kann 
ich das ersehen. Man hat sich dann nach 
langem endlich dazu entschlossen, einen Ent­
schluß durchzuführen. Hätte man das den 
Leuten, auch den restlichen, vorher gesagt, 
dann wären sie um fünf Jahre jünger gewesen, 
und ihre Umschulung in andere Berufe hätte 
wesentlich leichter erfolgen können. 

Und noch eines: Hier in diesem Falle ... 
(Abg. Sekanina: Mit welchen Mitteln hätte 
man die Leute ~tmschulen sollen.2) Herr Seka­
nina! Sie waren auch dabei, Ihr Name scheint 
im Protokoll immer wieder auf! (Abg. Seka­
nina: So viel fachliche Kenntnis wie Sie 
besitze ich auf jeden Fall!) 

Es handelt sich um einen Betrieb, dessen 
Schuldenlast der Staat abdeckt, dessen Ver­
luste der Staat abdeckt. Das sollen wir heute 
hier beschließen, und wir werden es auch be­
schließen. Man muß sich aber doch die Frage 
stellen, ob das, was man da und dort in ande­
ren Betrieben oft und oft auf Grund des 
Druckes der momentanen Gegebenheiten 
durchführt, richtig ist. Ich kenne manche 
Betriebe in meinem Raum, im Raum von 
Wiener Neustadt. Zwei weitere Betriebe 
wurden geschlossen, zwei weitere sind in einer 
Krisensituation. Wir stehen immer wieder 
vor der Frage, Konsumentenpolitik zu be­
treiben oder auf jeden Fall pragmatische 
Arbeitsplätze zu erhalten und dadurch der 
"Familie Österreicher" zuzumuten, daß sie 
viele Waren wesentlich teurer bezahlen muß 

und daher ... (Abg. Probst: Welche Ant­
wort geben Sie darauf?) Sehen Sie, Herr Minister 
Probst, diese Frage habe ich der gesamten 
sozialistischen Fraktion bereits bei der Be­
handlung des Budgets 1966 gestellt und sie 
gebeten, mitzudenken, Herr Probst! ( Abg. 
Probst: Geben Sie eine Antwort! Nur Fragen 
stellen!) Die Antwort ist von seiten der Wirt­
schaft eine sehr klare, nur die Frage, die 
politisch zu beantworten ist, da sind die Herren 
Sozialisten ... (Abg. Probst: Das überlassen 
Sie uns!) Gar nichts überlassen wir Ihnen! 
Sie haben ja gesehen, daß wir die Verant­
wortung tragen, auch unpopuläre Maßnahmen 
zu setzen. Das sind wir gewöhnt, Herr Probst. 
Nur dort, wo wir Jahre hindurch an Ihre 
Zustimmung gebunden waren, waren wir 
natürlich nicht in der Lage, jene Entschlüsse 
zu fassen, die notwendig gewesen wären, das ist 
eine ganz andere Seite dieses Blattes. 

Aber diese Frage der Konsumentenpolitik 
und pragmatischer Dienstplätze schwebt nach 
wie vor herum. Herr Benya, ich bin Ihnen 
sehr dankbar für die Stellungnahme, die Sie 
als Präsident abgegeben haben und wo auch 
Sie in einer sehr heiklen Situation klar gesagt 
haben: Pragmatische Arbeitsplätze kann man 
nicht schaffen, die Flexibilität muß eben er­
halten bleiben, denn es gibt absterbende 
Produktionsbetriebe und Werkstättenbetriebe 
und es gibt wieder aufsteigende. Daher muß 
eine gewisse Umschichtung möglich sein. 
Nur das wollte ich sagen. Nichts anderes 
wollte ich, meine Herren! Ich war mir klar, 
als ich mich zum Wort gemeldet habe, daß 
ich wieder von der Sozialistischen Partei ver­
schiedene Zwischenrufe erhalten und gewisses 
Ärgernis erwecken werde. 

Wenn man das Gewissen erforscht, dann ist 
das für manche peinlich (Abg. Ing. Häuser: 
Nein, nur wenn man verleumdet I), auch wenn 
man mitunter an die eigene Brust klopfen 
muß. Wir sind bereit dazu, meine Herren. 
(Zustimmung bei der 0 V P.) Ich habe Ihnen 
das bereits im Frühjahr 1966 gesagt, meine 
Herren. Hören Sie doch etwas mehr auf 
meine Worte und denken Sie mit, mit Schreien 
werden Sie wahrscheinlich keine guten Ge­
danken und Lösungen finden. (Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. Ing. Häuser: Und Sie 
mit dem Verleumden auch nicht! - Abg. Gla­
ser: Wenn man Benya und Häuser hört, dann 
versteht man, was in "Arbeit und Wirtschaft" 
steht! ) Ja, wenn ich diese Zeitschrift vor 
wenigen Tagen gelesen habe ... (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Ja, schauen Sie, Herr Häuser, 
man muß euch ja auch einmal die Wahrheit 
sagen dürfen, es ist ja nicht so, daß man immer 
nur um des lieben freundlichen Lächelns von 
euch willen immer sehr freundlich sein muß, 
man kann euch manchmal auch eine Meinung 
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sagen. (Abg. Benya: WÜ' legen keinen WeTt so, Sie sind ja auch ein Abgeordneter die~es 
darauf!) Ich weiß, es ist manchmal nicht ganz Raumes, des Großraumes \Viener Neustadt. 
gut. Ich weiß, daß Sie keinen Wert darauf In diesem Fall kann ich nur wieder sagen: 
legen, Herr Benya, das weiß ich, das macht Was uns draußen bewegt, ist einerseits sicher­
nichts. Wir müssen auch nicht immer mitein- lich die wirtschaftliche Notwendigkeit und 
ander sprechen. (Abg. Benya: Sie sollten ihre Konsequenzen. Dem haben wir alle mit­
bei der Wahrheit bleiben, dann kann man sammen zugestimmt und tragen die Ver­
reden!) antwortung dafür. Daher stimmen wir auch 

Ich bleibe dabei. Die "Arbeit und Wirt- heute wieder zu trotz aller Bedenken, die ich 
schaft", das Organ des Österreichischen Arbei- eben geäußert habe. 
terkammertages, das mein Freund gerade ge- Aber die Frage der Pendler trifft uns Nieder­
zeigt hat, schreibt dann einen sehr interessanten österreicher sehr, sehr hart. Ich bin mit den 
Artikel: "Rezept für die verstaatlichte Indu- niederösterreichischen Sozialisten in dieser 
strie". In den Schlußausführungen heißt es: Frage vollkommen einig, Herr Czettel, Sie 
"Jahrelang mußten die verstaatlichten Unter- werden da ja gar keine Bedenken haben, wenn 
nehmen mit der Eigenfinanzierung aus den ich das hier vortrage im Hohen Haus. Ich 
Gewinnen das Auslangen finden." Das hat mich fühle mich dazu verpflichtet. 62.000 Nieder­
auch wieder angeregt. u.nd ich habe mir gesagt, österreicher pendeln nach Wien. Hier habe 
ich bin doch jetzt schon einige Zeit hier im ich mir gesagt, zumindest für meinen Bezirk 
Parlament, und ich kenne nur einige Be- möchte ich wissen, wie schaut das aus. Denn 
schlüsse, wo wir ganz erhebliche Summen das ist doch eine Frage, die die menschliche 
bisher vom Parlament aus abgeschrieben Seite betrifft, daß Menschen jeden Tag viele 
haben (Abg. Benya: Wieviel?), also voraus- Kilometer pendeln müssen, viele Stunden des 
gegangene Zuschüsse. Ich lese es Ihnen vor. Tages brauchen, nur um zum Dienstort und 
Per Ende 1965 war immerhin die Liste auf wieder zurück zu kommen. In Wiener Neu-
3,042 Milliarden Schilling, die Aufwendungen stadt-Land sind 25.000 Beschäftigte wohnhaft, 
für verstaatlichte Unternehmungen dar- davon sind 10.290 Pendler, in Wiener Neu­
stellten, wobei KapitaleinzaWungen rund stadt sind 15.000 Beschäftigte wohnhaft, davon 
1 Milliarde ausmachten, Verstaatlichungsent- 2490 Pendler. Wenn wir diese Auspendler noch 
schädigungen 450 Millionen Schilling, des aufgliedern auf den eigenen Bezirk, auf Nieder­
weiteren Darlehen, Investitionsmittel, Regreß- österreich und Burgenland, Wien und andere 
forderungen, Subventionen, Zuschüsse, Forde- Bundesländer und das Ausland, dann fahren 
rungsverzichte, sodaß die übrige Summe auf doch immerhin von Wiener Neustadt nach 
3042 Millionen immerhin angewachsen ist. Wien 2500 Pendler. 
Wenn daher diese Zeitschrift des Arbeiter- Dieses Problem wollte ich im Zusammenhang 
kammertages, sehr geehrter Herr Präsident mit diesem erstgenannten Problem, der Lösung 
Benya, solche allgemeine Behauptungen auf- Grünbach, die uns allen da draußen natürlich 
stellt, so sind sie dann eben nicht richtig. nicht gefallen hat, weil es eben wieder ein 
Es wäre viel besser, wenn dieses angeblich Betrieb war, der geschlossen worden ist, 
überparteiliche Organ eine richtige Sprache erörtern. Wirtschaftlich war es richtig, aber 
führen würde zur richtigen und sachgerechten man muß doch die Lehre daraus ziehen, meine 
Aufklärung der Leserschaft und nicht Sätze Damen und Herren, daß man sich auf der 
hineinnimmt, die einfach sofort widerlegbar anderen Seite auch in unserem Raum sehr 
sind. bemühen muß, das Pendlerwesen zu bekämpfen 

Nun, das war die eine Seite der Medaille, die und zu trachten, daß man dort nur wirklich 
ich beleuchten wollte. Die zweite Seite der lukrative, gesunde Betriebe hinausbringt, um 
Medaille ist, daß auch dieser Betrieb wieder dieses Pendlerunwesen zu bereinigen und ihm 
gerade im großen Wirtschaftsraum Wiener entgegenzutreten. (Abg. Benya: Ein8timmige 
Neustadt liegt und wir daher von seiten Nie- Annahme des Initiativantrages über die aktive 
derösterreichs und von seiten Wiener Neustadts Arbeitsma'rktpolitik!) Mit diesen Ihren Aus­
aus immer wieder Bedenken anmelden müssen. führungen habe ich mich gestern während 
Das Problem der Pendler ist bei unS draußen Ihrer Rede sehr befaßt. Nur mit dem Dirigis­
nicht gelöst, denn wenn man auch hier den mus, den Sie. wieder meinen, Herr Benya, 
Arbeitern den Vorschlag gemacht hat, geht geht es auch wieder nicht. (Abg.Ing.Häuser: 
nach Linz, geht zur VÖEST, so sind die Wieso denn? Freie Wahl des Arbeitsplatzes!) 
meisten nicht hingegangen. (Abg. Gzettel: Was In diesem Fall, meine Damen und Herren, darf 
wollen Sie eigentlich, M arwan-Schlosser ?) Die ich Ihnen nur sagen: Die Österreichische Volks­
Frage des Pendlerwesens erneut für Nieder- partei ist gewöhnt, die Verantwortung zu 
österreich aufzeigen, Herr Czettel. (Ruf bei tragen. Sie wird auch für den heutigen Be­
der S p(j : Und die aktive .A rbeitsmarktpoliti k schluß die Verantwortung tragen. Aber es ist 
verschleppen I) Es trifft Sie draußen ja genau I richtig, glaube ich, eine Gewissenserforschung 
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durchzuführen, um dann für die 
kunft noch rechtzeitig Lehren 
ganzen Geschehen zu ziehen. 
der ÖVP.) 

weitere Zu­
aus diesem 
( Beifall bei 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Czettel das Wort. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Da das Bergwerk 
Grünbach in meinem Heimat- und Wahl­
bezirk liegt beziehungsweise dort als Betrieb 
bestanden hat und der Abgeordnete Marwan­
Schlosser jetzt wiederholt im Zusammenhang 
mit der Sanierung einer offenen Finanzfrage 
von Gewissenserforschung im Falle Grünbach 
gesprochen hat, möchte ich nur ein paar 
Gedanken zu dieser provozierenden Gewissens­
erforschung beitragen. 

Zunächst soll den Grünbachern zur Ehre 
festgehalten werden: es war ~as einzige 
bedeutende Steinkohlenbergwerk Österreichs. 
Allein aus diesem Umstand heraus war es und 
soll es erklärlich sein, daß es viele Menschen, 
nicht nur Sozialisten, gegeben hat, die viele 
Jahre nach dem Krieg und insbesondere nach 
jener Zeit, in der gerade die Grünbacher 
Kumpel bewiesen haben, daß sie Opfer­
bereitschaft für das österreichiElChe Volk zeigen, 
den Standpunkt vertreten haben, man müsse 
es sich überlegen, ob man dieses einzige Stein­
kohlenbergwerk Österreichs nur deshalb 
schließen soll, weil das seinerzeit vornehmlich 
von der ÖVP und ihren Vertretern mit dem 
Hinweis verlangt wurde, die Förderung der 
Grünbacher Kohle aus damals 1000 Meter Tiefe 
sei nicht mehr rentabel genug. Ich leugne 
nicht, daß ich selbst einer jener gewesen bin, 
die bis zum Schluß geglaubt haben, es gebe ein 
gesamtwirtschaftliches und österreichisches In­
teresse, dieses Bergwerk zu erhalten, auch dann, 
wenn es rein nach der Rentabilitätsrechnung 
in der Förderung nicht absolut rentabel ist. 
(Abg. Benya,' Wa.~ ist mit der Rentabilität von 
Bö/lein?) Ich komme auf das im Zusammen­
hang mit der politischen Gewissenserforschung, 
Kollege Marwan-Schlosser, noch zu sprechen. 

Ich stelle fest, wir haben wohl versucht, bei 
der Beratung des l. Verstaatlichungs-Organi­
sationsgesetzes auch die Grünbacher Grube in 
dieses damals vom Gesetzgeber beschlossene 
Arrangement einzubeziehen. Es war aus 
manchen Gründen nicht erwünscht, vor allem 
aus dem Hauptgrund, die VÖEST doch nicht 
mit derartigen Betrieben noch mehr zu be­
lasten. Ich weiß aber, daß auf der Suche, wer 
denn nun eine Art von Patenschaft über diesen 
Betrieb zumindest bis zu diesem Zeitpunkt, als 
eine endgültige Entscheidung gefällt werden 
mußte, übernehmen soll, damals vor allem Ihr 
damaliger Finanzminister Dr. Kamitz mit der 

Idee gekommen ist, wenn man schon nicht 
sperrt, was er noch in den fünfziger J.ahren 
verlangt hat, dann soll wenigstens die VÖEST, 
damals noch aus der gesamten politischen 
Aversion, die gegen die Verstaatlichung an sich 
bestand, auch die materiellen Konsequenzen 
in Kauf nehmen und dieses Gentleman's 
Agreement schließen, das damals im Schoß 
der Regierung vereinbart worden ist; es stammt 
doch von der Intention her aus Ihrem Lager. 
(Abg. M arwan-Schlos8er,' "Wenn schon 
nicht", das i8t das We8entliche!) 

Kollege Marwan-Schlosser! Ich weiß schon, 
daß bis zum Augenblick der Schließung Grün­
bach nicht nur zu einem volkswirtschaftlichen 
Problem, sondern zu einem menschlichen 
Drama geworden ist. Deshalb habe ich mich 
zum Wort gemeldet. Kollege Marwan- Schlos­
ser I Ich sage das als Abgeordneter dieses Be. 
zirkes. Sie sagen, der Staat kann es sich nioht 
leisten, hunderte Millionen Schilling Steuer. 
gelder dafür einzusetzen, daß dort immerhin 
noch bis zum Schluß mehr als 500 Menschen 
beschäftigt gewesen sind. Ich will jetzt gar 
nicht von dieser Zweiseitigkeit reden, daß Sie 
dann zum Schluß gegen das Pendlerwesen auf­
treten, das Sie verursacht hätten, wenn man 
den Betrieb einige Jahre vorher wirklich so 
radikal geschlossen hätte. 

Aber, Kollege Marwan-Schlosser, wo liegt 
denn die politische Moral ~ Vergessen Sie die 
folgende Tatsache 1 Hohes Haus I Ich bitte 
um Entschuldigung, aber das muß man zu 
Ehren der Grünbacher Kumpel, die jetzt, in 
alle Winkel verstreut, arbeiten, doch anbringen. 
Sie waren es als Partei, die die absolute Mehr­
heit in Niederösterreich besitzt, die damals ge­
sagt haben, wir bauen im gleichen Raum ein 
kalorisches Kraftwerk. Ich hoffe, Sie werden 
mir das alles bestätigen. Als wir das gehört 
haben, waren wir diejenigen, die Anträge im 
Landtag gestellt und verlangt haben, wenn 
man die Absicht hat, in diesem kalorischen 
Kraftwerk der NEWAG-NIOGAS im Raum 
Peisching Kohle, Gas und Öl zu verheizen, 
dann wäre es doch zweckmäßig, daß das Land 
Niederösterreich - Ihr Herr Müllner - und 
der Bund ,ein Arrangement treffen, nach dem 
die Anlieferung von Kohle an dieses kalorische 
Kraftwerk von dem vielleicht 16 km entfernten 
Grünbacher Bergwerk zustande kommen soll. 
Sie als Partei haben nicht nur diesen Antrag 
abgelehnt, Sie haben nicht nur immer beharrlich 
auf die Schließung der schon im elften Horizont 
aufgeschlossenen Grube gedrängt, flondern, 
meine Damen und Herren - ich bitte die 
breite Öffentlichkeit, das einmal zu übet,­
denken -, im gleichen Augenblick, als Sie be­
harrlich die Schließung der Grube Grünbach 
vertreten haben, haben Sie ein eigenes "Partei­
bergwerk" 4 km daneben in Unterhöflein er-
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Czettel 
richtet! Kollege Marwan-Schlosser! In dieses 
ÖVP-Bergwerk sind seither einige hundert 
Millionen Schilling niederösterreichischer 
Steuergelder geflossen. (Abg. Sekanina: 
Mit einem Defizit von 200 ~f illionen Schilling!) 
Da steht niemand von Ihnen auf und sagt, das 
ist Vergeudung! 1 

Wir hätten zu dieser Vorlage gar nicht ge­
sprochen, weil wir alle das Problem kennen. Im 
Vierzehner- und Fünfzehnerausschuß wurde 
das Problem Grünbach wirklich von allen 
Seiten beleuchtet. Wenn man uns vorwerfen 
will, wir hätten mutwillig oder leichtfertig, 
obwohl wir von der Sorge getragen waren, die 
Arbeitsplätze von damals noch immerhin 
800 bis 1000 Menschen zu sichern, verschleudert, 
dann müssen wir feststellen: Kollege 
Marwan-Schlosser, gerade Sie als nie­
derösterreichischer Mandatar und als einer, der 
in Niederösterreich Gelegenheit gehabt hätte, 
gegen die Korruption des Herrn Müllner recht­
zeitig aufzm,tehen, haben damals geschwiegen, 
als wir gegen die Schließung Grünbachs auf­
getreten sind, weil wir bei der Errichtung eines 
ÖVP-Bergwerkes daneben gesehen haben, 
weIchet> parteipolitische Spiel Sie mit dem 
Schicksal der Grünbacher und mit dem Geld 
der Niederösterreicher getrieben haben. (Bei­
fall bei der SPÖ.) Das wollte ich nur zur 
GewiEssenserforschung im Zusammenhang mit 
Grünbach gesagt haben. Ich möchte Ihnen 
als einer, der in diesem Wahlkreis tätig ist, 
sagen: Wenn man in Zukunft, so wie Sie es 
heute getan haben, die großen Fragen unserer 
Betriebssicherung, die großen Flagen unserer 
Volkswirtschaft löst, dann kann ich nur sagen: 
Armes Österreich, das am 6. März dieser Partei 

Berichterstatter Sandmeier: Hohes Haus! 
Die Bundesregierung hat am 30. November 
1966 den Entwu.rf eines Bundesgesetzes, be­
treffend Veräußerung und Belastung von bun­
deseigenen Liegenschaften, im Nationalrat ein­
gebracht, der Verfügungen über bundeseigene 
Liegenschaften enthält, zu welchen der Bundes­
minister für Finanzen gemäß Artikel IX 
Abs. 1 des Bundesfinanzgesetzes, BGBI. 
Nr. 87/1966, nicht ermächtigt ist, zumal die in 
dieser Gesetzesstelle normierte Wert grenze von 
2,5 Millionen Schilling überschritten wird. 

Der Finanz. und Budgetausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 11. Jänner 
1967 der Vorberatung unterzogen, der auch 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz bei. 
wohnte. An der Debatte beteiligten sich außer 
dem Berichterstatter vier Abgeordnete sowie 
Bundesminister Dr. Schmitz. Vom Finanz­
und Budgetausschuß wurde der Gesetzentwurf 
einstimmig ohne Abänderung angenommen. 

Namens des Ausschusses stelle ich daher den 
An trag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(290 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte in einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir stim­
men daher sofort ab. 

Bei der Abstimmung wird die Regierungs­
vorlage in zweiter und dritter Lesung ein­
stimmig zum Beschluß erhoben. 

die Mehrheit gegeben hat! (Lebhafter Beifall 7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
bei der SP(j.) schusses über den Jahresbericht und Jahres-

Präsident DipI.-Ing. VJaldbrunner:Zum Wort abschluß 1965/66 des ERP-Fonds (347 der Bei-
ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist lagen) 
geschlossen. Der Herr Berichterstatter ver- 8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus-
zichtet auf ein Schlußwort. schusses über die Ergänzung des Jahrespro-

Wir kommen zur Abstimmung. grammes 1966/67 des ERP-Fonds unddie Grund-
Bei der Abstimmung wird die Regierungs- sätze hiezu (348 der Beilagen) 

vorlage in zweiter und dritter Lesung mit 
Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (290 der 
Beilagen): Bundesgesetz, betreffend Veräuße­
rung und Belastung von bundeseigenen Liegen-

schaften (346 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir be­
handeln nun Punkt 6 der Tagesordnung: Ver­
äußerung und Belastung von bundeseigenen 
Liegenschaften. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Sandmeier. Ich bitte. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir 
kommen nun zu.m 7. und 8. Punkt der heutigen 
Tagesordnung, über die beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. Es sind dies 
die Berichte des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Jahresbericht und Jahresabschluß 
1965/66 des ERP-Fonds und über die Ergän­
zung des Jahresprogrammes 1966/67 des ERP, 
Fonds und die Grundsätze hiezu. 

Berichterstatter über beide Punkte ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Bassetti. (Präsident 
Wallner übernimmt den Vorsitz.) 

Berichterstatter Dr. Bassetti: Hohes Haus! 
Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
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Dr. Bassetti 
habe ich zu berichten über den Jahresbericht Der Ausschuß stellt somit durch mich den 
und Jahresabschluß 1965/66 des ERP-Fonds. Antrag, der Nationalrat wolle die Ergänzung 

Gemäß den Bestimmungen des § 22 ERP­
Fonds-Gesetz, BGBl. Nr. 207/1962, hat der 
ERP-Fonds spätestens vier Monate nach Ab­
schluß eines Wirtschaftsjahres der Bundesregie­
rung einen Bericht über seine _ Tätigkeit im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr einschließlich 
eines Jahresabschlusses zu erstatten. Der von 
der Bundesregierung genehmigte Jahresbericht 
ist dem Nationalrat u,nd dem Rechnungshof 
zur Kenntnis zu bringen. Entsprechend diesen 
Bestimmungen hat die Bundesregierung am 
27. Oktober 1966 den Jahresbericht und 
Jahresabschluß 1965/66 des ERP-Fonds ini 
Nationalrat eingebracht. 

Im erwähnten Wirtschaftsjahr wurden 
387 Kredite in der Gesamthöhe von 941 Mil­
lionen Schilling gewährt. Die Höhe der durch 
diese Kredite ermöglichten Gesamtinvestitio­
nen beträgt über 3 Milliarden Schilling. Der 
Anteil der ERP-Kredite erreicht 31,27 Prozent 
der Gesamtinvestition. Im Rahmen der Hoch­
wasserhilfe wurden noch weitere 25 Kredite in 
Höhe von 96,961.000 S gewährt, sodaß die Ge­
samtsumme der Kredite schließlich 412 und der 
Gesamtbetrag 1.037,961.000 S beträgt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Jahresbericht und Jahresabschluß 1965/66 des 
ERP-Fonds in seiner Sitzung am 11. Jänner 
1967 der Vorberatung unterzogen. Dieser 
Sitzung wohnte auch Bundesminister für 
Finanzen Dr. Schmitz bei. 

Mit Stimmenmehrheit wurde beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme des 
gegenständlichen Berichtes zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
durch mich den Antrag, der Nationalrat wolle 
den Jahresbericht und Jahresabschluß 1965/66 
des ERP-Fonds zur Kenntnis nehmen. 

Weiters habe ich zu berichten über die Er­
gänzung des Jahresprogrammes 1966/67 des 
ERP-Fonds und die Grundsätze hiezu. 

Zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze im 
Rahmen des Kohlenplanes hat die Bundesregie­
rung eine Ergänzung des Jahresprogrammes 
1966/67 des ERP-Fonds im Nationalrat einge­
bracht. Hiedurch sollen 100 Millionen Schilling 
als Leistungen des ERP-Fonds gemäß § 5 Abs. 1 
ERP-Fonds-Gesetz, Investitionskredite, zur 
Verfügung gestellt werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese 
Ergänzung des Jahresprogrammes 1966/67 des 
ERP-Fonds in seiner Sitzung am 11. Jänner 
1967 der Vorberatung unterzogen. Dieser 
Sitzung wohnte auch Bundesminister für 
Finanzen Dr. Schmitz bei. Die Vorlage wurde 
einstimmig beschlossen und dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes empfohlen. 

des Jahresprogrammes 1966/67 des ERP-Fonds 
und die Grundsätze hiezu zur Kenntnis 
nehmen. 

Falls Wortmeldungen erfolgen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Ein Einwand wird nicht erhoben. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Seka­
nina. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Sekanina (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Im Zu­
sammenhang mit der Behandlung des Tages­
ordnungspunktes fünf hat sich der Herr Abge­
ordnete Marwan-Schlosser veranlaßt gesehen, 
in einer etwas größer angelegten Ausführung 
auf die Frage zu kommen, wer eigentlich in 
Österreich schuld ist, daß der Kohlenbergbau 
im allgemeinen und der Bergbaubetrieb Grün­
bach im besonderen in den letzten Jahren in 
sehr große Schwierigkeiten gekommen ist. 

Ich habe den Eindruck, meine Damen und 
Herren, daß der Herr Kollege Marwan­
Schlosser sich die Argumentation doch etwas 
leicht gemacht hat. Ich möchte vor allem fest­
stellen, daß wir nicht erst in der letzten Zeit 
oder in den letzten Zeitabschnitten, sondern 
doch schon sehr lange - vor allem auch die 
Illteressenvertretullgen der dort beschäftigten 
Dienstnehmer - sehr wohl konkrete Vor­
stellungen darüber erarbeitet haben, was man 
tun könnte, um diese so triste wirtschaftliche 
Lage dieses Bergbaubetriebes, im kon­
kreten aber auch des gesamten österreichischen 
Kohlellbergbaues zu verbessern. Wenn der 
Herr Kollege Marwan-Schlosser heute erklärt 
hat, daß man eigentlich schon viel früher, als 
dies der Fall gewesen ist, die Schließung dieser 
Betriebe hätte durchführen müssen - ich 
meine hier wieder im konkreten des Berg­
baues Grünbach, ich möchte auf die Proble­
matik des Rax-Werkes heute nicht eingehen, 
es ist auch nicht Gegenstand der Diskussion -, 
dann darf ich, verehrter Herr Kollege Marwan­
Schlosser, sagen: Wenn Ihre Demonstra­
tion des exakten wirtschaftlichen und kauf­
männischen Denkens auch in der Praxis ge­
schehen wäre, dann wäre ich absolut bereit, 
auch in diesem Zusammenhang Ihre Argu­
mentation zu unterstützen. Wenn man aber 
vergleicht, was in Ihrem Wahlkreis, wo Sie als 
Funktionär tätig sind, im Zusammenhang mit 
Ihren Äußerungen zu dieser Problematik her-
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Sekanina 
ausgekommen ist u.nd was Sie heute hier dem I Beispiel für meine Ausführungen zu nehmen. 
Hohen Ha"Qse vorgetragen haben, dann besteht, Nicht ich, sondern Sie haben in konkreten 
doch ein erheblicher und sehr großer Unter· Fragen des Kohlenbergbaues Argumentationen 
schied. vorgetragen, die mit der Realität keineswegs 

S· h b' hr Ä ß d' ident sind le a en In me eren u erungen zu Ie· D f" f .. . 
sem Fragenkomplex des Bergbaues, im spezieI. . ar 1C~ ~ber. ortsetzen. Ich hab~ erkl~rt. 
len in Grünbach, aber auch zur wirtschaftlichen DIe SchWIerIgkeIten de.s Bergbaues SInd mc~t 
Situation im der verstaatlichten Industrie erst 1964, 1965 oder In den folgenden ZeIt· 
dort im Kreise der Öffentlichkeit ganz anders räumen aufgetreten, sond~rn berei~s seit de~ 
argumentiert als Sie he"Qte hier im Hohen Jahre 1957; denn zu dIesem ZeItp"Qnkt, In 
Hause zu die~em Problem Ihre Mein"Qng formu. diesem Kalenderj~hr ~at de~. österreichische 
li rt h b n Kohlenbergbau dIe grüßte Fordermenge von 

e a e . etwas mehr als sieben Millionen Jahrestonnen 
Ich möchte, meine Damen "Qnd Herren, in erreicht "Qnd ist im Jahre 1966 "Qngefähr a"Qf 

diesem Zusammenhang sagen: Der öster· 5 Millionen Jahrestonnen abgesunken. 
reichische Kohlenbergba"Q ist nicht deswegen Aber noch etwas möchte ich über die Renta· 
in Schwierigkeiten gekommen, weil die Pro· bilität von Betrieben sagen. Sie kennen sicher· 
duktivität, die Arbeitsleistung, weil die Be· lieh die Broschüre "Energiewirtschaft in Öster. 
reitschaft der in diesen Betrieben Beschäftigten, reich". Derjenige, der diese Broschüre ge· 
entsprechende Leistungen Z"Q erbringen, nicht schrieben hat, den bezeichne ich auf alle Fälle 
vorhanden gewesen ist, sondern der öster· für diesen Bereich a"Qch als Fachmann. Hier 
reichische Kohlenbergbau ist in Schwierigkeiten gibt es auf Seite 32 konkrete Angaben, die ich 
gekommen, weil andere Energieträger eine Ihnen persönlich im Hohen Hause vorlegen 
bessere wirtschaftliche Position haben "Qnd möchte, auch eine A"Qfstell"Qng und einen über. 
in den letzten Jahren erreicht haben, als es der blick über die 1965 in Betrieb gestandenen 
Kohle als Energieträger möglich gewesen ist. Kohlenbergbaue, Fördermengen, Beschäftigten 

Darf ich aber noch einmal auf die Frage des "Qnd Schichtleistungen pro Jahr, pro Tonne 
Kohlenbergbaues im besonderen in Grün. und pro Mann. 
bach z"Qrückkommen. Herr Kollege Marwan. Sie, Herr Kollege Marwan.Schlosser, haben 
Schlosser hat auch noch erklärt, daß es eigent. erklärt, man hätte schon viel früher exakt 
lieh - und das war seine Haupttätigkeit im denken müssen, ka"Qfmännisch und wirtschaft. 
Rahmen seiner Ausführ"Qngen - ihm not. lieh. Man hätte unrentable Betriebe schon viel 
wendig erschien, endlich den Sch"Qldigen zu früher liquidieren müssen. Man hätte schon 
finden, endlich jene Person der Öffentlichkeit viel früher diese Entscheid"Qngen setzen müs· 
vorzuführen, die an diesen wirtschaftlichen sen, damit man nicht heute in die Lage ver· 
Verhältnissen und Situationen im Rahmen des setzt wird, Schulden Z"Q übernehmen oder an 
Berghaues - er meinte damit wahrscheinlich den Bund zu delegieren und darüber hinaus 
auch gleich im gesamten Bereich der verstaat. andere zwingende und belastende finanzielle 
lichten Industrie - schuldig ist. Und im Stile Maßnahmen zu treffen. 
eines Amateurdetektives hat er in kurzer Mein Parteifreund Kollege Czettel hat in der 
Zeit hier gleich als Antwort an den Herrn Beantwortung Ihrer Meinungsäußerung schon 
Kollegen Peter diese Person auch gefunden. auf den Betrieb Oberhöflein verwiesen. In der 
Er meinte, der damals zuständige Ressort. Tabelle, die ich hier habe, sind in der letzten 
minister Dr. Pittermann ist der Alleinverant- Spalte die Schichtleistungen angeführt. Mit 
wortliehe für die Situation im österreichischen 125 t pro Mann und Jahr gerechnet fällt 
Kohlenbergbau in der Vergangenheit. Kollege dieser Betrieb entscheidend ab gegenüber 
Marwan-Schlosser, Sie werden mit mir einer allen anderen Bergbauen. Der nächste Betrieb, 
Meinung sein können: Die Schwierigkeiten im der eine niedrige Jahrestonnen.pro.Mann.Lei. 
österreichischen Kohlenbergbau - das dürfte stung erbringt, ist der Bergbaubetrieb Fohns. 
auch Ihnen bekannt sein - sind doch nicht dorf, bedingt durch eine Reihe von Umständen 
das Resultat einer Entwicklung von 1964, und Verhältnissen, mit 300 Jahrestonnen pro 
1965 und 1966. (Abg. Marwan·Schlosser: Mann. 
Das hat doch niemand bestritten! Verdrehen Sie Ich glaube daher sagen zu dürfen, daß die 
nicht!) Ich verdrehe nichts, ich verspreche Frage des österreichischen Kohlenbergbaues 
Ihnen, ich habe nichts von Ihnen gelernt. wahrlich nicht von augenblicklichen lokalen 
(Abg. Ozellel: Wer redet da vom Verdrehen?- Standpunkten von Parteisekretariaten aus zu 
Abg. Dr. Pittermann: Er ist kein "Schlosser", beurteilen ist, sondern daß diese wirtschafts­
er ist ein "Dreher"!) Kollege Marwan·Schlos· politisch so entscheidende Frage nur durch eine 
ser, Sie haben jetzt erklärt, ich soll die Dinge sachliche Diskussion und durch das gemein. 
nicht verdrehen. Ich sage Ihnen konkret: same Bemühen, auch sachliche Wege zu be· 
Ich habe wirklich nicht das Bedürfnis, Sie als schreiten, einer Lösung zugeführt werden kann. 
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Sekanina 
Ich habe in meiner Funktion als einer der 

Vorsitzenden der Gewerkschaft der Metall­
und Bergarbeiter im letzten Quartal 1966 den 
Herrn Bundeskanzler und andere mit dieser 
Frage beschäftigte Mitglieder der Bundes­
regierung gebeten, man solle in einer ausführ­
lichen Aussprache und in einer eingehenden 
Diskussion mit den beteiligten Belegschafts­
vertretungen, aber auch mit den Interessen­
organisationen einen Weg finden, um die 
Krise des österreichischen Kohlenbergbaues 
und die daraus entstehenden Auswirkungen 
für rund 3000 Dienstnehmer auch tatsächlich 
einer Lösung zuzuführen. Ich muß heute zum 
Ausdruck bringen, daß diese Besprechung 
stattgefunden hat, daß wir nicht nur kritisiert 
haben, daß wir nicht nur gefordert haben und 
nicht nur schlicht und einfach die Meinung 
vertreten haben, die Arbeitsplätze müssen ge­
sichert werden, sondern daß wir in sehr kon­
kreten Unterlagen den Mitgliedern der Bundes­
regierung auch jene Vorschläge übermittelt 
haben, von denen wir überzeugt sind, daß sie 
bei einigem guten Willen vertretbar und 
letztlich auch realisierbar sind. 

Ich habe vor kurzer Zeit innerhalb eines 
Zeitabschnittes von zwei Wochen nun mehrere 
Versuche unternommen, die damals zugesagte 
neuerliche Besprechung im Jänner 1967 zu 
erreichen, weil wir nicht vergessen dürfen, daß 
10.000 Beschäftigte im Kohlenbergbau darauf 
warten, welche Entscheidung die zuständigen 
Gremien der Bundesregierung treffen. Leider 
ist es nicht gelungen, bis dato diesen Termin" 
ganz konkret festzulegen. Seitens des Herrn 
Bundeskanzlers wurde uns mitgeteilt, daß 
noch eine Reihe von Unterlagen zu studieren 
sind, u,m letztlich zu, dieser Besprechung zu 
kommen. Sie wäre für heute festgesetzt ge­
wesen, der neue Termin war der 30. Jänner 
1967, ein Termin war auch der 23. Jänner, 
das wäre der kommende Montag gewesen. 
Ich hoffe, daß wir doch noch im Interesse 
der dort beschäftigten Bergarbeiter zu dieser 
Aussprache und zu einer endgültigen Behand­
lung dieses Problems kommen. 

Ich möchte auch einige Fragen aufwerfen 
und Probleme aufzeigen, die letztlich zu, 
diesen Sch wierigkeiten der österreichischen 
Kohlenwirtschaft geführt haben. Ich habe 
schon erwähnt, daß das Vordringen billiger 
Energieträger ein wesentlicher Faktor ist. 
Ich möchte aber auch noch hinzufügen, daß 
die Lage der österreichischen Kohlenbergbau­
betriebe geologisch gesehen auch ihren Anteil 
an dieser schwierigen Situation hat. Ich 
möchte aber nicht verhehlen, daß tech­
nische Schwierigkeiten ebenfalls eine ent­
scheidende Rolle spielen. Das Zusammen­
wirken all dieser Komponenten führte nun 

letztlich zu der derzeitigen Situation im öster­
reichischen Kohlenbergbau. 

Nun zum konkreten Tagesordnungspunkt. 
Die Überweisung von 100 Millionen Schilling, 
als Investitionskredite interpretiert, soll als 
Resultat haben, daß dem Umschichtungs­
prozeß im Kohlenbergbau Rechnung getragen 
wird, daß vor allem entscheidende Fragen der 
Arbeitsmarktpolitik gelöst werden können. 
Auch das Problem von Ersatzbetrieben in 
diesem Bereich soll in Angriff genommen wer­
den. Ich glaube wohl sagen zu dürfen: Dieser 
Betrag kann nur ein Beginn sein. 

Auch der Kollege Marwan-Schlosser hat im 
Zusammenhang mit seinen Ausführungen er­
klärt, man müsse umschulen. Man hätte schon 
rechtzeitig umschulen sollen. Ich darf nur 
fragen: mit welchen Beträgen 1 Diese Um­
schulungsprozesse verursachen Kosten. Bis 
dato kenne ich noch kein Konzept, das die 
Bundesregierung vorgelegt hätte. In diesem 
Konzept wäre eindeutig anzuführen gewesen, 
daß die Bundesregierung nach diesen oder 
jenen Grundsätzen vorgehen möchte. 

In einem Zeitraum von zehn Jahren ist der 
Beschäftigtenstand in den österreichischen 
Bergbaubetrieben auf etwas weniger als 
10.000 Beschäftigte zurückgegangen. In den 
Jahren 1956/57 hatten wir in diesen Betrieben 
noch etwas mehr als 18.500 Beschäf­
tigte. Es ist nicht nur eine 
Frage einer wirtschaftlichen Strukturverände­
rung, sondern die Behandlung dieses Problems 
ist die eindeutige Frage der Existenzsicherung 
für die dort Beschäftigten und für ihre Ange­
hörigen. Erklärungen, die ungefähr lauten, 
man werde sich bemühen, in diesem Bereich 
Ersatzbetriebe zu errichten, können die Berg­
arbeiter nicht befriedigen, sondern es muß 
konkret gesagt werden, welche Betriebe das 
sein sollen. Mehrmalige Interventionen unserer­
seits an die Adresse der Bundesregierung haben 
bis heute noch kein Resultat gezeitigt, nach 
dem man sich konkrete Vorstellungen machen 
könnte. Wenn der Betrag von 100 Millionen 
Schilling, wie bereits betont, dafür verwendet 
werden soll, um diese Veränderungen der wirt­
schaftlichen Situation zu beeinflussen und zu 
steuern, möchte ich noch einmal unterstreichen, 
daß diese Maßnahme allein nicht genügen wird. 
Der Bergbau Fohnsdorf oder überhaupt die 
Betriebe im Alpine-Konzern auf der einen 
Seite und die Bergbaubetriebe in Ober­
österreich, Wolfsegg-Traunthaler und LAKOG 
meine ich damit, sind nicht eine Einheit im 
Bereiche der Kohlenwirtschaft, sondern jeder 
Betrieb für sich ist einem entsprechenden 
Konzern eingeordnet. 

Meine Damen und Herren! Ich habe nicht 
die Absicht, heute in meinen Ausführungen im 
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Sekanina 
Detail auf mögliche Lösungen einzugehen, aber 
ich möchte vor allem zum Ausdruck bringen, 
daß es Lösungen sein sollen, die diese Arbeits· 
plätze nicht gefährden,sondern dazu beitragen, in 
einem Zeitabschnitt von einem oder mehreren 
Jahren eine Lösung des gesamten Energie. 
problems nicht nur im Bereiche der Kohle her. 
beizuführen. 

Mehrmals haben wir urgiert - es wurde auch 
heute hier bereits zum Ausdruck gebracht -, 
daß es doch hoch an der Zeit und notwendig 
wäre, daß es sinnvoll wäre, in Österreich end· 
lieh zu einem Energiekonzept zu kommen. 
Da und dort gemachte Äußerungen in diesem 
Zusammenhang sind keine zielführende Lösung, 
denn wir wollen hier auf Grund exakter Grund· 
lagen endlich zu einem Resultat kommen. 

Vielleicht ist es einer Überlegung wert - das 
mögen Fachleute beurteilen -, ob es nicht sinn· 
voll wäre, einzelne Bereiche des Kohlenberg. 
baues doch etwas exakter zusammenzufassen. 
In den Meinungsäußerungen verantwortlicher 
Herren des Alpine. Vorstandes über die wirt. 
schaftliche Situation ihres Betriebes wird 
immer wieder darauf verwiesen, wie schwierig 
die Lage deswegen ist, weil sie mit den Kohlen· 
bergbaubetrieben derart belastet werden. Auch 
mit dieser Argumentation sollte man sich 
einmal im Detail befassen. Es trifft nämlich 
nicht zu, daß zum Beispiel die Betriebe des 
Köflacher Revieres defizitär sind. Es trifft zu, 
daß der Bergbaubetrieb Fohnsdorf und der 
Bergbaubetrieb Pölfing.Bergla defizitäre Uno 
ternehmungen sind, aber man kann nicht in 
einem Gesamtkonzern die Schwierigkeiten in 
einem einzelnen Bereich dafür verwenden, um 
Schwierigkeiten in einem anderen Erzeugungs. 
zweig abzudecken oder in der Argumentation so 
darzustellen, daß Konzernschwierigkeiten aus· 
schließlich ausgelöst werden von Verhältnissen 
und Situationen im Kohlenbergbau. Sollte es 
einmal nach exakten fachlichen Überlegungen 
möglich sein, die Kohlenbergbaubetriebe im 
Bereich der Alpine Montan zusammenzufassen, 
wäre es vielleicht auch sinnvoll, die Betriebe 
WTK und LAKOG zusammenzufassen und in 
eine geeignete Verwaltungsform zu stellen, um 
ein konkretes und exaktes Bild von den tat· 
sächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen zu 
erhalten. 

Wenn diese überlegungen zumindest in der 
Diskussion realisierbar wären, dann glaube ich 
feststellen zu können, daß wir damit schon 
einen Schritt weiter wären bei der Behandlung 
dieses Problems. 

Meine Damen und Herren! Die Frage der 
100 Millionen Schilling, die hier zur Diskussion 
stehen, wird von meiner Fraktion positiv 
beurteilt. 

Ich wollte mit meinen Bemerkungen zum 
österreichischen Kohlenbergbau, zu seiner Lage 
und vor allem zu unserem Bemühen und Be­
streben, endlich in diesem Wirtschaftszweig 
zu einer Lösung zu kommen, nicht nur meine 
Meinung als Person geäußert haben, nicht nur 
meine Meinung geäußert haben imNamen der 
Sozialistischen Partei und der sozialistischen 
Parlamentsfraktion, sondern ich darfbei aller Zu. 
rückhaltung und Bescheidenheit sagen - ohne 
das Bedürfnis in mir zu tragen, Optik bei 
meinen Kollegen zu· erzeugen, die in diesen 
Betrieben beschäftigt sind ,daß ich 
damit die Auffassung von 10.000 Bergarbei. 
tern, die in der österreichischen Kohlen. 
wirtschaft beschäftigt sind, zum Ausdruck 
gebracht habe. 

Die Bundesregierung trägt für die Ent­
scheidungen, die in diesem Bereich getroffen 
werden, die Verantwortung. 

Hier an diesem Rednerpult sind Abgeordnete 
der Österreichischen Volkspartei gestanden und 
haben zum Beispiel im Zusammenhang mit 
dem Bergbaubetrieb Tauchen feierlichste Er­
klärungen abgegeben - nicht nur für den 
Klub der ÖVP, sondern ich erinnere daran: 
es war eine wörtliche Formulierung -, die 
christlichen Gewerkschafter werden auch dafür 
eintreten, daß diese Fragen gelöst werden. Ich 
möchte sehr annehmen, daß diese damaligen 
Erklärungen nicht getragen waren von augen­
blicklichen Stimmungen oder davon getragen 
waren, daß in den nächsten Tagen die Presse 
eben diese Erklärung dementsprechend der 
Öffentlichkeit übermittelt. Daß die Kohlen· 
wirtschaft in Schwierigkeiten ist, das ist nicht 
bestritten. Daß hier exakte Lösungen not­
wendig sind, wird ebenfalls nicht bestritten. 
Wir sollen aber bei diesem Bemühen eines nicht 
vergessen: daß in diesen Betrieben Menschen 
tätig sind. 

Wir Sozialisten werden mitwirken und mit. 
helfen - auch die Interessenvertretungen der 
Bergarbeiter -, zu einer Lösung zu kommen, 
zu einer Lösung, die wirtschaftlich gerecht. 
fertigt ist und die vor allem einen sozialen 
Charakter trägt. Wenn dieser Weg beschritten 
wird, dann werden Sie auch die verantwort· 
lichen Funktionäre gerade in diesen Betrieben 
als Mitarbeiter für die Lösung dieser Probleme 
finden. (Beifall bei der SP().) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Kulhanek. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Kulhanek (Ö VP): Herr Prä· 
sident! Hohes Haus! Es ist wieder friedlicher 
geworden, und ich glaube nicht, auf Wider· 
spruch zu stoßen, wenn ich mit Zitaten aus der 
Bibel beginne, in der geschrieben steht: 
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Kulhanek 
Du sollst deinen Nächsten lieben WIe dich 
selbst! Du sollst nicht falsches Zeugnis 
geben wider deinen Nächsten! Du sollst die 
rechte Backe hinhalten, wenn du auf die 
linke einen Streich erhältst. (Ruf bei der SPÖ: 
Eine Predigt fiir die Volkspartei!) Wir ver­
stehen uns sehr gut, ich kriege auch dort 
meinen Beifall. Ich glaube aber, alle diese 
Grundsätze sind bei der Debatte über die 
Arbeitsmarktpolitik und eine Strukturpolitik, 
die wir nun den zweiten Tag verfolgen, leider 
in keiner Weise zur Anwendung gelangt, 
im Gegenteil, es waren am Mittwoch sehr 
heftige Angriffe, daß diese monocolore Re­
gierung überhaupt noch nichts auf dem Gebiet 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik getan habe. 
Es wurde einfach stillgeschwiegen, daß wir heute 
eine Vorlage haben, die zum In­
halt hat, daß 100 Millionen aus ERP-Mitteln im 
Rahmen des Kohlenplanes zur Schaffung zusätz­
licher Arbeitsplätze beschlossen werden sollen. 
Das hat man einfach übergangen, ich glaube 
aber, das ist eine Tatsache, die ein positives 
Ergebnis darstellt, wenngleich sich Herr Abge­
ordneter Peter - er ist leider nicht im Hause -
nicht in der Lage sieht, dieser Vorlage seine 
Zustimmung zu geben, weil er meint, es sei 
überhaupt kein Plan vorhanden, zumindest 
sei er nicht unterrichtet darüber. 

'Was die Unterrichtung betrifft, Herr Kollege 
Melter, werden Sie mir zugestehen, daß das 
nicht in meinen Verantwortungskreis fällt. 
Was den Plan selbst betrifft, darf ich schon 
mitteilen, daß uns bekannt ist, daß man ein 
Arbeitskomitee eingesetzt hat, in dem sämtliche 
Ministerien, die Zuständigkeit besitzen, ver­
treten sind, sämtliche betroffenen Länderver­
treter und die Sozialpartner, und daß man in den 
Ländern schon einzelne Komitees geschaffen hat, 
zu denen zusätzlich auch noch die Vertreter der 
Gruben kommen, damit verhindert wird, wenn 
jetzt ein Abgang in den einzelnen Kohlenberg­
werken eintritt, daß ausgerechnet jene Arbeits­
kräfte weggehen, die man für den weiteren Be­
stand der verbleibenden Gruben braucht, da 
sonst die technische Leitung gefährdet 
erschiene. 

Das alles ist geschehen, und es geschieht 
noch mehr. Man hat sogar die Absicht, von 
der man allerdings heute nur den Wunsch hegt, 
sich zu finden, zu versuchen, den Abgang 
aus den Bergbaubetrieben mit der Schaffung 
zusätzlicher Ersatzarbeitsplätze in irgendeiner 
Weise zu synchronisieren. 

Das sind doch Überlegungen, die sind ange­
stellt worden, die sind da, und da 
kann man nicht einfach sagen, man wäre 
jetzt nicht in der Lage, verantwortlich einer 
Verwendung von 100 Millionen für diese 
Absicht zuzustimmen. Im Gegenteil. (Abg. 

Melter: Kollege Kulhanek! Sie können auch 
nicht konkret sagen, für was wieviel eingesetzt 
wird!) Es ist bereits vorgesehen, dieses Geld 
für 700 freigemachte Arbeitsplätze zu verwen­
den. Das ist also schon eine Tatsache, und das 
andere kann ja erst in der Entwicklung der 
Zeit, im Laufe des Umstellungsprozesses mög­
lich sein, aber die Art der Umstellung ist be­
reits fest umrissen. 

Im Gegenteil, ich möchte feststellen, daß 
die monocolore Regierung mit dieser Gesetzes­
vorlage einen Markstein in der aktiven Arbeits­
marktpolitik gesetzt hat. Es ist mir deshalb 
nicht angenehm, daß am Mittwoch eine der­
art massive Kritik an der Regierung vorge­
bracht worden ist, weil man sich dann tat­
sächlich fragen muß, ob man an den Ernst 
einer solchen Kritik glauben kann. 

Man wird noch mehr von dieser Stimmung 
erfaßt, wenn man die Forderung nach einer 
anderen Seite hin betrachtet. Es ist am 
Mittwoch verlangt worden, zumindest 200 Mil­
lionen Schilling müßten für diese aktive 
Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung stehen. 
Einen Monat vorher ist mit der gleichen Rasanz 
und sofortiger Wirkung verlangt worden: 
höhere Witwenpensionen, höhere Kinderbei­
hilfen, höhere Kriegsopferrenten! Das sind 
berechtigte Forderungen, und es war nicht 
populär und nicht angenehm, auf diese berech­
tigten Forderungen zu sagen: Für den Augen­
blick besteht Nachrang, denn Vorrang haben 
einzig und allein Maßnahmen, die zur Erhaltung 
der Vollbeschäftigung dienen. 

Ich komme noch auf das Geld zurück: 
200 Millionen sind notwendig, wie der Herr 
Abgeordnete Häu.ser gesagt hat, und schon 
seit zwölf oder 24 Monaten wird uns laufend 
vorgeworfen, daß die Wirtschaft 1 % Milliar­
den durch die sogenannten Wachstumsge­
setze erhält, von denen Sie ja behaupten, 
daß es Geschenke sind. (Abg. Ing. H äU8er: 
Habe ich in meinen A'usführungen nicht ge­
sagt!) Also bitte, dann nehme ich Sie aus; 
es gibt au.ch weiße Raben. (Abg. Ing. H äU8er: 
Nur nicht zweckmäßig einge8etzt!) Ich komme 
darauf zurück. Aber, Herr Abgeordneter, 
es ist noch eine Frage, ob es wirklich nicht ver­
tretbar erschiene, wenn ich eine vorzeitige 
AfA - nicht mehr wird ja gegeben - gewähre, 
um jemanden finanziell in die Lage zu ver­
setzen, seine Investitionen vorzunehmen, die 
er nachträglich nachversteuern muß. In den 
letzten zwei Jahren kommt er ja bei einem 
fünf Jahre bewirtschaftbaren Wirtschaftsgut 
dann in die Notwendigkeit, den höheren Ver­
dienst ohne jegliche Amortisation abzuziehen 
und zu versteuern, sodaß das Geld auch 
wieder hereinkommt. 
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Kulhanek 
Es ist eine zweite Frage, wenn man sich 

wirklich die Argumentation von Geschenken, 
die jetzt allgemein von der linken Seite 
gebracht wird, sagen wir, zu eigen macht, 
ob der Betreffende sie anniinmt, denn ich könnte 
mir vorstellen, daß ich heute zu jemandem 
sage: Da hast du einen Gulden und lau.f 
zehnmal um das Parlament! - Der Gulden 
würde ein Geschenk sein, aber ober ihn 
annimmt und herumläuft, das ist eine zweite 
Frage. 

Wir müssen heute feststellen, daß die Unter­
nehmer müde geworden sind, daß sie tatsäch­
lich keine Lust zeigen, sich neuerdings in den 
Kampf einer forcierteren Wirtschaft zu stellen, 
und ich muß sagen: Nicht mit Unrecht! 
Vor allem ist es nicht verwunderlich, denn 
sie sind doch laufend diskriminiert. Wir 
kennen die Ausdrücke von den "Profithyänen" , 
vom "Geldgeier" und vom "asozialen Ele­
ment". Ja allein das Wort "Gewinn" schafft 
heute irgendwie quasi das Bekenntnis, als 
hätte man ein Verbrechen begangen. Während 
man im Osten dabei ist, dieses Kriterium 
"Gewinn" wieder zum Mittelpunkt der Wirt­
schaft zu machen, haben wir nach wie vor 
bei uns leider die Kampagne, die den einzelnen 
Unternehmer dann wirklich nicht wissen läßt: 
darf er sagen, daß er einen Gewinn gemacht 
hat, oder muß er sich schämen, daß er einen 
gemacht hat 1 Das ist kein guter Umgang 
im persönlichen Verkehr. 

Wir sehen es auch in der steuerlichen Be­
lastung. Es ist nicht zu erreichen, daß die 
Betriebe heute nur so weit besteuert werden, 
daß ihnen eine kleine Kapitalbildung möglich 
ist, die wirklich Investitionen möglich macht. 
Deshalb ist es eine traurige, aber keine ver­
wunderliche Tatsache, wenn sich dif' Wirtschaft 
heute nicht sofort geneigt zeigt, von dem An­
gebot der Wachstumsgesetze auch Gebrauch 
zu machen. 

Natürlich können Sie oder kann man jetzt 
sagen: Dann werden wir eben solche Betriebe 
in die eigene Hand nehmen, wir werden sie 
selbst gründen und führen. Das kann man 
machen. Wobei ich allerdings sagen möchte, daß 
Sie sich doch vielleicht zuerst bei jener Gemeinde 
ein bißehen Auskunft holen sollen, die sich 
sehr oft schon mit privatrechtlichen Gesell­
schaften liiert hat, bei der Gemeinde Wien, 
die, glaube ich, nicht gerade glänzende Er­
fahrungen gemacht hat: die Stadthalle mit 
der Filmgesellschaft, Defizit von 120 Millionen, 
wo man jetzt das Gebäude der StadthaUe 
und das Grundstück in das Eigentum der 
Filmgesellschaft übertragen muß, damit man 
über § 84 hinwegkommt. Oder ich denke 
an die Kahlenberg-Gesellschaft mit Hotel­
und Restaurantbetrieb, die noch gar nicht 

so lang existent ist, aber heute schon wackelt 
wie der Stephansturm bei Windstärke 11. 
Oder - man soll zwar Tote ruhen lassen -
ich denke an die Wiener Fleischwerke ; eigen­
tümlicherweise sind die Fleischwerke zugrunde 
gegangen, aber die kleinen Selcher, die kleinen 
Fleischhauer existieren heute noch. Also 
irgendwie, glaube ich, ist die unternehmerische 
Initiative schon ein großer Vorteil, ein großes 
Plus in der Führung von selbständigen Unter­
nehmen. Diese Beispiele bedeuten also keine 
Ermunterung für eine Partei oder eine In­
stitution oder eine Gebietskörperschaft, sich 
selbst zu solchen Betrieben direkt heranzu­
drängen. 

Die dritte Frage bleibt ja auch noch offen: 
Dazu wird ein gewisses Geldvolumen nötig 
sein; von wo es aufgetrieben werden kann, 
ist fraglich. Ich glaube, daß diese reale 
Tatsache doch dazu führen sollte, daß sich, 
wie man in Wien sagt, die Leut' z'samm'­
streiten und daß sie letzthin doch zu einem 
gemeinsamen Weg kommen, zu einer gemein­
sam.en Plattform. 

Natürlich kann diese Plattform nicht so 
ausschauen, daß dann jeder, der von seiner 
Institution delegiert wird, nach seinem eigenen 
Vorstellungskreis handelt. Ich möchte hier 
als Mitglied in der ERP-Kommission ein 
Beispiel anführen. Ich meine das Bestehen 
der Lagerhäuser und der Landwirtschaft­
lichen Genossenschaften einerseits und des 
Landesproduktenhandels auf der anderen Seite 
draußen in der freien Konkurrenz. Die Zeit 
und die technische Entwicklung bringen es 
mit sich, daß durch die Motorisierung der 
Landwirtschaft die Ernte wesentlich verkürzt 
wird und in vollem Umfang eingebracht wird. 
Man muß Silos errichten. Die Landwirtschaft, 
die diese ERP-Kredite im eigenen Bereich 
vergibt, nimmt Rücksicht darauf. Bei uns 
ist es der Verb"eter der Sozialisten in der 
Kommission, der diese Kredite ablehnt. Ja 
hier kann man doch nicht zuschauen, wie 
bei derart starken Konkurrenzverhältnissen 
das Gleichge"wicht gestört wird! Das bleibt 
jetzt nicht nur auf die Silos beschränkt. 
Wir haben gestern Sitzung gehabt, und wir 
haben 19 Ablehnungen zur Kenntnis nehmen 
müssen, die vorwiegend nur deshalb vorge­
bracht wurden, weil es sich um Mühlen, um 
Sägen, um Transportunternehmungen han­
delt. Die werden heute nicht mehr gefördert. 
Das ist eine Vorstellung. Ich möchte über 
den Mann nichts Schlechtes sageu. Nicht, 
daß er in böser Absicht handelt, aber seine 
Vorstellung ist: Das gehört nicht! Seine Wirt­
schaftsplanung hat diese Richtung. 

Aber ich glaube, es ist nicht sinnvoll, wenn 
sich jeder nur nach seinen eigeneen Gedanke 
richtet. Das wäre genauso, wie wenn die 
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Kulhanek 
Nationalbank, um die Wirtschaft zu beleben, 
den Zinsfuß herabsetzen würde, und der 
Bankenverband girige her und erhöhte die 
Einlage der Mindestreserven. Also da werden 
wir wahrscheinlich niemals zu einem gedeih­
lichen Ende kommen. Ich glaube, das alles 
spricht dafür, daß man tatsächlich von der 
Notwendigkeit überzeugt sein müßte, daß 
man nur Hand in Hand gehen kann, wenn man 
in der Wirtschaft tatsächlich Erfolge für die 
Zukunft erzielen will. 

Das gilt natürlich auch, wie das Beispiel 
zeigt, das ich jetzt gebracht habe, für die 
ERP-Kommission. Und vielleicht dort noch 
ein bißchen mehr, denn diese ERP-Kommis­
sion ist in ihrer Zusammensetzung noch ein 
altes Stück Koalition. Dort herrscht noch 
die Parität, dort kann nur der Gleichklang, 
die vollkommene Übereinstimmung einen po­
sitiven Beschluß fassen lassen. (Abg. Doktor 
Staribacher: Das stimmt nicht, Herr Abge­
ordneter!) Wieso nicht1 (Abg. Dr. Stari­
ba c her: Der Vorsitzende hat die letzte Ent-
8cheidung!) Das ist ja nicht wahr! Herr 
Dr. Staribacher, da wäre ich glücklich darüber. 
Wir besitzen kein Dirimierungsrecht. (Abg. 
Dr. Staribacher: Aber natürlich!) Da würden 
wir schon längst ein bißchen schärfer geant­
wortet haben! Das ist ein Wunsch, aber ich 
nehme es gern zur Kenntnis. Ich werde 
mir das merken, nur daran glauben kann ich 
leider nicht. 

Aber bitte, sei es so oder so, wir wünschen 
ja nicht, daß wir dort tatsächlich nur mit 
Mehrheit die Beschlüsse zustande bringen, son­
dern daß es gelingt, im Verstehen, im guten 
Willen zu einem notwendigen Ziel, das uns 
doch aJlen vorschwebt, nämlich zur Erhaltung 

und weiß, daß eine Zeit für die Wirtschaft, 
in der sie nach liberalen Grundsätzen a la 
Manchester - Laisser-faire, Laisser-passer -
geführt worden ist, vorbei ist. Das ist also 
vergangen, und ich glaube sogar, daß die 
Wirtschaft bereit ist, sich für die soziale Markt­
wirtschaft, die heute in allen westlichen 
Ländern Brauch und gang und gäbe ist, 
zukunftweisende große Leitlinien auferlegen 
zu lassen. Aber das heißt nicht - und jetzt 
kommen wir dorthin, wo wir uns so schwer 
verstehen -, daß ich bis ins Kaffeehäferl 
hinein dirigiere! Das ist ein Spannungs­
raum, den man überdreht. 

Ich darf Ihnen ein Beispiel bringen, und 
Sie werden es dann sehen, Herr Dr. Stari­
bacher. Wir haben auf dem Mittelkredit­
sektor ein Ansuchen eines Sägewerkes gehabt, 
und darauf hat, glaube ich, Dr. Staribacher 
gesagt: Man muß hier erst untersuchen, 
diese Branchen scheinen überbesetzt zu sein, 
wir müssen sehen, wie weit ihre Kapazität 
ausgenützt ist und ob man tatsächlich in 
diese Sparte noch investieren kann. - So 
eine Berufsstudie ist nicht von kurzer Dauer. 
Aber man hat sie gemacht. Man hat dabei 
gefunden, daß es eine Firma gegeben hat, 
die neben den Sägearbeiten auch Besen­
stangel gemacht hat, die sie in rauhen Mengen 
nach England exportiert hat. Da ist dann 
der Schluß entstanden, daß man gesagt hat: 
Man wird, obwohl diese Sparte schon etwas 
über die Grenze der Kapazität besetzt ist, 
auch dort Kredite gewähren, wenn eine solche 
Firma zusätzlich einen Spezialartikel erzeugt, 
also wenn sie, was weiß ich, Abortdeckel­
knöpfe macht, dann kriegt sie den Kredit. 
(Heiterkeit.) 

der Arbeitsplätze, gemeinsam zu gelangen. Das ist aber noch nicht das Ende. Jetzt 
Und da, glaube ich, brauche ich nicht die kommt, daß noch einer von der linken Seite 
Parität, sondern wir sollten stark genug sein, aufgestanden ist und gesagt hat - Sie lachen, 
das gemeinsam finden zu können. (Abg. ich habe au.ch gelacht! -: Jetzt müssen wir 
Dr. Staribacher: Das haben wir doch bis erst prüfen, wieweit und wie lange unser 
jetzt immer gemacht!) Ich komme auf ein Forstbestand das Rohmaterial zu liefern in der 
Beispiel, an Hand dessen ich Ihnen zeigen Lage ist! Es sind zwei Kriege gewesen, da waren 
werde, wie Sie es nicht gemacht haben. wilde Schlägerungen, wir wissen ja gar nicht, 
Ich möchte nur eine kleine Einleitung dazu ob es nicht in ein paar Jahren mit dem Holz 
geben. zu Ende ist! Wofür helfen wir jetzt diesen 

Sie sind also von einer Idee mehr oder weniger Betrieben, diesen Sägewerken noch mit einem 
verhext, möchte ich direkt sagen, Sie beten Kredit zu, Investitionen 1 
diese Idee an. Das ist die Planifikation, die Ich muß Ihnen sagen: Wir haben diese 
Planung, die Programmierung. Das ist Ihr Kur, diese Behandlung mitgemacht, nur war 
gutes Recht, das halten Sie für den richtigen der Patient inzwischen gestorben, denn so 
Weg. Vorgestern hat ein Abgeordneter Ihrer lange kann auch ein gesunder Betrieb nicht 
Fraktion - mir ist der Name entfallen - warten. (Abg. Dr. Staribacher: Herr Kollege 
unter anderem gesagt: Wir sind ja keine K ulhanek ! Ist Ihnen schon einmal aufgefallen, 
Hinterwäldler! - Ich möchte diese Be- daß jede Bank genau dieselben Untersuchungen 
merkung auch für mich als Vertreter der macht?) Nein, nein! (Abg. Dr. Staribacher: 
ÖVP gelten lassen, ich bin auch kein Hinter-, Nein?) Da waren Sie immer nur bei der 
wäldler, ich habe auch nichts verschlafen Arbeiterbank, aber bei unseren kaufmänni-
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schen Banken (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Staribacher.) Nein! Also, Herr Doktor 
Staribacher: Wenn ich über eine Kredit­
vergabe derart zeitraubende und Zeit kostende 
Untersuchungen anstellen soll, dann ist es 
besser, ich sage ihm gleich: Bleib daheim, 
trachte dich allein fortzubringen! - So kann 
ich der Wirtschaft nicht helfen. Aber rascher 
... (Ruf bei der SP(); So wie in der GA I) 
In der CA bin ich nicht! Ich glaube nicht, 
daß wir nach diesen Grundsätzen verfahren 
können, sondern wir müssen uns irgend wo in 
der Mitte treffen. Die Zeit ist ernst genug, sie 
verläuft rasch. Es ist nicht viel Zeit, einen 
gemeinsamen Weg zu finden, der uns beiden 
tragbar und zumutbar erscheint. Ich habe 
auch dazu eine Bitte. 

Beispiel um die kritische Frage der Vornahme­
von Investitionen handelt, denn der Unter­
nehmer wird wahrscheinlich - das sind eben­
falls 99 Prozent der Fälle - nur solche In­
vestitionen tätigen, von denen er sich einen 
Vorteil im Geschäft erwartet. Er muß ja 
mit bis zu 30 Prozent aus eigenem Kapital, 
das er angespart hat, das er nicht für persön­
liche Gelüste verwendet hat, beitragen. Ich 
glaube, man kann ihm ruhig die Entscheidung 
darü ber selbst überlassen. 

Wenn man diese Erkenntnis etwas überlegt, 
daß einerseits die Wirtschaft die Bereitschaft 
erklärt, in großen Leitlinien auch die soziale 
Marktwirtschaft einem gewissen Programm zu 
unterwerfen, dann müßte es der anderen 
Seite möglich sein, auf diesem vorgezeigten 
Weg der persönlichen Entfaltung des einzelnen 
in seiner Initiative volle Freiheit Zu gewähren. 
In dieser Möglichkeit liegt das Rezept zur 
Erhaltung unserer Arbeitsplätze, zu einem 
weiteren Wachstum unserer Wirtschaft und 
zu einem gesunden Staat Österreich. (Beifall 
bei der () V P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort 1 - Das ist nicht der Fall. 

Wir haben das in der Vergangenheit nur 
zu oft erlebt. Solche Verhandlungen bei so 
extremen Standpunkten verlaufen nicht eben, 
sondern in einer Wellenbewegung ; bald ist man 
fast bei der Einigung, dann sinkt die Stimmung 
wieder in einen Abgrund, also von "himmel­
hoch jauchzend" bis zu "zum Tode betrübt" 
sind die einzelnen Stationen. Bislang war es 
oft noch der Brauch Ihres Parteiobmannes, 
des Dr. Pittermann, daß er mit seinem Schreck­
gespenst über Österreich gekommen ist. Ein­
mal war es Dr. Habsburg, ein andermal ein 
aufgeblähter Dr. Borodajkewycz, und jetzt Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, die 
zum Schluß war es das Trümmerfeld der ich über beide Punkte getrennt vornehme. 
sozialen Marktwirtschaft in Deutschland, das 
ein Erhard geschaffen hat und das nun ein 
Brandt wegräumen wird. Das sind ja ganz 
herzige kleine geistige "Miniflöhe " , die der 
Herr Dr. Pittermann vorwiegend seinen eigenen 
Kollegen ins Ohr setzt, damit er sich artistisch 
leichter über parteiinterne Schwierigkeiten 
hinwegkünstelt. (Ruf bei der SP{): Beißen sie 
dich zu stark?) Sie sind interessant, aber ich 
glaube, zum Einebnen, zum Finden, um zu 
einem Kompromiß zu gelangen, sollte man so 
etwas nicht machen. Deshalb möchte ich 
bitten, daß wir uns wenigstens in einem Punkt 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Jahresbericht und Jahresabschluß 1965/66 
des ERP-Fonds. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem Antrag des Berichterstatters 
beitreten, den vorliegenden Jahresbericht 
und Jahresabschluß zur Kenntnis zu nehmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
einstimmig angenommen. (Rufe: Nein 1 Irrtum 1 
Mehrheit! Mehrheit! - Abg. Dr. Tull: Einer 
blieb sitzen 1 - Zwischenruf des Abg. M elter.) 
Ich stelle fest: Ist mit Mehrheit ange­
nommen. (Weitere Zwischenrufe.) 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung finden, und das ist das gegenseitige Vertrauen. "b d' E .. d J h 
. . . . u er Ie rganzung es aresprogrammes 

Hier darf ICh auf. eu~ sehr .best~mmend~s 1966/67 des ERP-Fonds und die Grundsätze 
und sp~~chendes K~lter~um hmweisen: SIe I hiezu. Ich bitte jene Damen und Herren, 
haben fur den. Arbeiter ~n d~n KollektIvver- die dem Antrag des Berichterstatters zu­
trägen heute mIt Rec.ht dIe Mmdest~olmgrenze stimmen, die vorliegende Ergänzung des J ah­
ge~chaffen .. Aber k~me .Gr~nze: kem~ Nor:r~, resprogrammes des ERP-Fonds und die hiezu 
keme Beshmmun~ 1st ~m~lChthch seI~e~ LeI- aufgestellten Grundsätze zur Kenntnis zu 
stung gegeben. DiesbezuglIch geben WIr Jedem nehmen sich von den Sitzen zu erheben. 
Arbeitnehmer, der kommt, den Blankoscheck Das ist' einstimmig angenommen. 
des Vertrauens. Ich darf Ihnen sagen: Wir 
wurden noch nie enttäuscht. In 99 Prozent der 
Fälle hat sich das Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung eingespielt. Wenn wir aber 
bereit sind, dem Arbeitnehmer dieses Ver­
trauen zu geben, dann, glaube ich, kann auch 

9. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht der Bundes­
regierung über die Hochwasserschäden 1966 

(349 der Beilagen) 

der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber Vertrauen Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
schenken, und zwar dort, wo es sich zum 9. Punkt der Tagesordnung: Bericht der 
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Präsident Wallner 
Bundesregierung über die Hochwasserschäden 
1966. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Steüler. Ich bitte ihn, über den Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Steiner: Herr Präsident! 
Hohes Hau.s! Die Bu.ndesregierung hat am 
22. November 1966 einen umfangreichen Be­
richt über die Hochwasserschäden 1966 vor­
gelegt. Dieser gliedert sich in eine Sachver­
haltsdarstellung und eine Darstellung über das 
Ausmaß der Schäden im Bereiche des Bundes -
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft, Bundesministerium für Bauten u.nd 
Technik sowie Bundesministerium für Verkehr 
und verstaatlichte Unternehmungen - und 
behandelt weiters die Förderung der Behebung 
von Katastrophenschäden im Bereiche des 
Vermögens physischer und juristischer Per­
sonen mit Ausnahme der Gebietskörperschaf­
ten sowie schließlich. die Behebung der im 
Bereiche des eigenen Vermögens der Länder 
und Gemeinden eingetretenen Schäden. Dar­
über hinaus werden die Aktivitäten des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung, 
des Bundesministeriums für Inneres und des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung 
im Zusammenhang mit den Hochwasser­
katastrophen geschildert. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht der Bundesregierung in seiner Sitzung 
am 11. Jänner 1967 in Anwesenheit des Herrn 
Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz der 
Vorberatung unterzogen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetansschuß stellt 
durch mich den Antrag, der Nationalrat 
wolle den Bericht der Bundesregierung über 
die Hochwasserschäden 1966 zur Kenntnis 
nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzu­
führen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Kranebitter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kranebitter (ÖVP): Hoch­
geehrte Damen und Herren des Hohen Hauses 
der Bundesgesetzgebung ! In der Zeit von 
September 1965 bis November 1966, das ist 
ein Zeitraum von nur 14 Monaten, wurde 
meine Heimat Osttirol und ihre Bevölkerung 
dreimal von einer großen Hochwasserkata-

strophe heimgesucht. Die Zerstörungskraft 
der Wassermassen, die durch abnormale Wit­
terungsverhältnisse und Niederschlagsmengen 
zustande gekommen sind, können Sie ermessen, 
wenn ich Ihnen folgende Tatsachen künde: 
Bei der ersten Katastrophe strömten in 
36 Stunden auf einen Quadratmeter Boden 
186 I Wasser nieder. Bei der zweiten Flut 
waren es im selben Zeitraum 235 I Wasser auf 
einen Quadratmeter Boden. Bei der 
dritten Katastrophe war es nach Aussagen der 
Fachleute eine noch größere Niederschlags­
menge, weil vorher über 1 m Schnee gefallen 
war; dann trat plötzlich warme Temperatur 
auf, und es regnete auf diesen Schnee stunden­
lang in Strömen, sodaß die ganze große Schnee­
masse in einigen Stunden geschmolzen ist. 

Nach dem ersten Hochwasserunglück wurde 
in wenigen Monaten auf allen Trümmerfeldern 
aus den Spenden Zehntausender von Staats­
bürgern aus allen Volksschichten und Bundes­
ländern, aus großen Leistungen des Gemein­
sinns im Bezirk, aus einer vorbildlichen Auf­
bauarbeit der öffentlichen Hand und aller 
Landes- und Bundesbehörden und aus den 
bewunderungswürdigen Hilfeleistungen unseres 
Bundesheeres eine Aufbauleistung vollbracht, 
die die größten Optimisten nicht für möglich 
gehalten hätten. Ich greife nur ein Beispiel aus 
vielen heraus. Eine über 800 Hektar große 
Kulturfläche im Raum von Nikolsdorf -
Dölsach, die durch die erste Flut im wahrsten 
Sinne des Wortes in eine Wüste verwandelt 
worden war, wurde bis Mai 1966 wieder in 
eine fruchtbare Kulturfläche verwandelt, und 
die Einsaat hat sich sehr hoffnungsvoll ent­
wickelt. 

Die zweite schreckliche Flut, die im August 
1966 über unsere Heimat kam, hat nun einen 
sehr großen Teil der Aufbauarbeit wieder 
zerstört und in Gebieten, die beim ersten 
Hochwasserunglück keinen Schaden erlitten 
haben, neue furchtbare Zerstörungen ange­
richtet. Sie hat zum Beispiel auch die rekulti­
vierten 800 Hektar Kulturgrund im Raum von 
Nikolsdorf - Dölsach wieder in eine unfrucht­
bare Steinhalde verwandelt. Die bedauerlich­
sten Schäden, die diese zweite Katastrophe 
bewirkt hat, waren aber die getöteten Mit­
menschen. über das erschreckende Gesamt­
ausmaß der materiellen Schäden der zweiten 
und der dritten Katatrophe gibt der Bericht 
der Bundesregierung Aufschluß. 

Ich darf aus der dritten Katastrophe ein 
Geschehen herausgreifen, denn es zeigt Ihnen, 
hochgeehrte Damen und Herren, welche be­
ängstigenden Notlagen durch die unheimlichen 
und unberechenbaren Mächte des Hochwassers 
bewirkt wurden. Oberhalb des Marktes Sillian 
hat die Drau damals die Schutzmauern durch-
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Kranebitter 
brachen. Die Geröll- und Schlammassen haben 
hierauf einen Damm gebildet, hinter dem sich 
die Wassermassen gestaut haben. Plötzlich 
hielt dieser Staudamm dem immer größer 
werdenden Druck der Wassermassen nicht 
mehr stand. Die aufgestauten Fluten ergossen 
sich mit einer furchtbaren Zerstörungskraft 
über den südlichen Teil des Marktes Sillian. 
Mehrere hundert Menschen flüchteten damals 
vor dieser Sturzflut in die oberen Stockwerke 
ihrer Wohnhäuser. Sie mußten dort eine 
ganze Nacht hindurch ohne Licht, ohne Trink­
wasser und ohne irgendwelche Nahrungs­
mittel ausharren, bis Feuerwehrmänner und 
andere Helfer in den Vormittagsstunden des 
nächsten Tages, durch einen tiefen See watend, 
die eingeschlossenen Menschen aus ihrer be­
ängstigenden Zwangslage, aus ihrer qualvollen 
Lage erlösen konnten. Wie durch ein Wunder 
waren damals keine Toten zu beklagen. Aber 
es sind an mehreren Stellen des Marktes Sillian 
die Tiere in den Wassermassen ertrunken, und 
es hat wiederum größte Schäden gegeben. 

Die Seele der Bevölkerung Osttirols wurde 
gerade durch die zweite und dritte Kata­
strophe - das können Sie begreifen - in 
einem besonders großen Ausmaß bedrückt. 
Sie wurde aber nach dem zweiten und dritten 
Hochwasserunglück wieder mit reichem Trost 
und mit neuer Zuversicht und Lebenskraft 
erfüllt. Sie hat diesen Trost und diese Kraft 
empfangen: 

1. durch den unverzüglichen Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Landes­
hauptmannes von Tirol, wodurch die Einlei­
tung der ersten Hilfsmaßnahmen durch diese 
Persönlichkeiten erfolgt ist; 

2. durch die Anteilnahme und durch die 
Samariterdienste, die den Hochwassergeschä­
digten in unserer Heimat von Zehntausenden 
von Österreichern aus allen Bundesländern 
und aus allen Volksschichten entgegenge­
bracht wurden beziehungsweise die sie empfan­
gen haben; 

3. durch die neuerlichen Aufbauleistungen 
von Landes- und Bundesregierung und aller 
ihrer Ämter und Behörden; 

4. durch die Hilfeleistungen des großen Not­
helfers, unseres Bundesheeres ; und 

5. durch die Verwirklichung des Kata­
strophenfonds. 

Ich danke im Namen der heimgesuchten 
Mitmenschen und im Namen der gesamten 
Bevölkerung meiner Heimat, aber auch in 
meinem Namen allen Nothelfern - ich will 
nun keinen einzelnen herausgreifen - mit 
einem herzlichen: Vergelt' s Gott! (Beifall bei 
der Ö V P.) Dieser Dank möge von allen 
Persönlichkeiten, die die Hilfsmittel der öffent-

lichen Hand verwalten, aber auch als neue und 
eindringliche Bitte des Volksvertreters ge­
wertet werden. 

Die Bevölkerung unserer Heimat braucht 
dringend den Schutz und die Hilfe einer 
intensiven Verbauung vieler gefährlich gewor­
dener Wildbäche. Sie braucht ebenso dringend 
den Schutz in Form einer weiteren intensiven 
Flußregulierung. Ich rufe allen Verantwort­
lichen die Tatsache in Erinnerung, daß alle 
Investitionen dieser Art im Raum von Osttirol 
Hilfeleistungen wirksamster Art für die Be­
völkerung in den Bundesländern Kärnten und 
Steiermark sind. Wenn die Wild­
bäche in Osttirol, von denen eine große Zahl 
durch die Naturkatastrophen der letzten Zeit 
zu unheilschwangeren und akuten Gefahren­
quellen geworden sind, nicht in höchstmög­
licher Eile verbaut werden, dann wird der 
Bund bald mit einer viel, viel größeren Summe 
an Bundesmitteln neue große Schäden an 
privatem und öffentlichem Gut gutmachen 
müssen. Daß die Verbauungsbemühungen 
wirksam sind, wurde dadurch bewiesen, daß 
alle alten Schutz bauten an unseren Flüssen 
und Wildbächen der dreimaligen Hochwasser­
flut standgehalten haben und daß die nach 
der ersten Hochwasserkatastrophe geschaffenen 
Schutzbauten bei der zweiten und dritten Flut 
ein noch viel größeres Unglück abgewehrt 
haben. 

Hohes Haus! Ich richte abschließend noch­
mals an alle Verantwortlichen die eindringliche 
Bitte: Geben Sie der Bevölkerung unserer 
Heimat und des angrenzenden Bundeslandes 
Kärnten in einer möglichst kurzen Zeitspanne 
den höchstmöglichen Schutz vor den Gefahren 
der Naturgewalt des Hochwassers, damit sie 
in der Geborgenheit ihrer Heimat leben und 
damit diese schöne Heimat auch in der Zu­
kunft das begehrte Rastland für die Menschen 
aus allen Bundesländern unseres Vaterlandes 
und aus weiten Teilen der Welt bleiben kann. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete "Vielandner. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wielandner (SPÖ): Hohes 
Haus! Bevor ich zum Bericht Stellung nehme, 
möchte ich einige grundsätzliche Feststellun­
gen über jene Bereiche treffen, welche von 
Katastrophen überhaupt betroffen werden 
können. 

Wir haben in Österreich 2500 km Bundes­
flüsse, 83.500 km sonstige Flüsse und Bäche, 
4000 Wildbäche mit einer Gesamtlänge von 
rund 12.000 km und 1400 km künstliche Hoch­
wasserabzuggräben, zusammen also 99.300 km 
Wasserläufe, die hier in Betracht kommen 
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Wielandner 
können. Die Gewässerdichte in Österreich 
beträgt 1 km Länge auf 1 km2 Fläche. 

Die daraus erwachsenden Aufgaben sind 
äußerst groß und gliedern sich grundsätzlich 
in drei Gruppen: 

I. Regelung der WassernutzUllg an und für 
sich für die Versorgung, Bewässerung und für 
die Wasserkraft, 

2. Schutz des Wassers vor dem Menschen: 
Reinhaltung, Maßnahmen zur Sicherung der 
Gesundheit sowie der Wasserversorgung, zur 
Erholung und Sicherung der Landschaft und 
der Landwirtschaft, und 

3. Schutz des Menschen vor dem Wasser 
durch Schutz wasserbau, Wildbach- und La­
winenverbauung, Flußregulierungen, Entwässe­
rung und Schutz vor Talsperrenkatastrophen. 

Vom vorliegenden Bericht der Bundes­
regierung über die Hochwasserschäden 1966 
möchte ich mich nun mit dem Punkt 3 be­
schäftigen, mit den Maßnahmen zum Schutz des 
Menschen vor dem Wasser. 

Seit mehr als 20 Jahren fordern hier in 
diesem Hause die Abgeordneten ständig eine 
Verbesserung der Dotierung dieser Maßnah­
men. Ich möchte den Abgeordneten V oithofer 
zitieren. Ich konnte feststellen, daß er 17mal 
hier in diesem Haus zu dieser Sache gesprochen 
hat. So seine Äußerung vom 10. Dezember 
1958: "Die Mittel für Lawinen- und Wildbach­
verbauung sind unzureichend. Wir haben 
eine Reihe von Ge bieten, wo die Erosion, also 
die Abtragung, um sich greift, wo kein Wald 
mehr vorhanden ist ... " Voithofer forderte 
damals, wie er es schon oft getan hatte, "die 
Dotierung von Maßnahmen, die die Auffor­
stung im gesamtvolkswirtschaftlichen Interesse 
betreffen". Er sagte: Auf Hochlagen müssen 
"großräumige Aufforstungen" vorgenommen 
werden, vor allem in den Einzugs- und Ein­
bruchsgebieten der Lawinen und Erdrutsche. 

Diese Forderungen hat mein Freund Adi 
Pichler in weiterer Folge immer wieder in 
dieses Haus getragen. Von ihm stammen ja 
die Worte: Rote und schwarze Bäche gibt 
es nicht, wir kennen nur Wildbäche. (Abg. 
Glaser: Das hat vorher 8chon wer anderer 
gesagt!) Wer anderer? Bitte, ich war der 
Annahme, Herr Kollege Glaser, daß mein 
Freund Pichler der Urheber war; danke schön 
für die Aufklärung. Diesen Forderungen ist 
aber nur zum Teil Rechnung getragen worden. 

Sehen wir uns das Statistische Jahrbuch 
1965 an. Dichtere Besiedlung und vermehrte 
Frequenz der Verkehrsverbindungen erfordern 
ein mittelfristiges Programm, wird in diesem 
Jahrbuch geschrieben. Man fordert dort im 
Jahre 1965 180 bis 200 Millionen, also einen 
Gesamtaufwand von 270 bis 300 Millionen 
für diesen Bedarf. 

Einem Bericht der "Grünen Front" ist zu 
entnehmen, daß wir in Österreich Auffor-· 
stungsrückstände bei Wildbächen und Lawi­
nengängen von derzeit mehr als 150.000 Hektar 
haben. Darüber hinaus sind Aufforstungen im 
gleichen Ausmaße vorzunehmen, um die 
Kampfzone des Waldes an die biologische 
Grenze hinaufzurücken. Das sind insgesamt 
Aufforstungen für 300.000 Hektar mii 
emem Kostenaufwand von 3 Milli­
arden Schilling. Hier macht die "Grüne 
Front" eine Anregung, die auch ich hier 
deponieren möchte: Man sollte das Bundes­
heer nicht nur nach den Katastrophen ein­
setzen, sondern auch vorher, um hier vielleicht 
eine konzentrierte Abhilfe zu schaffen. Es 
sind dies entscheidende Maßnahmen, um die 
in immer kürzeren Zeiträumen hereinbrechen­
den Naturkatastrophen irgendwie abzuwehren 
beziehungsweise zu vermindern. Die "Grüne 
Front" schreibt dazu beispielsweise auch noch, 
daß es notwendig wäre, die Lebend- und 
GrÜnverbau.ung der Fließgewässer intensiv zu 
betreiben. 

Und dazu noch eine kurze Bemerkung. Die 
Bestandsaufnahme nach Naturkatastrophen 
läßt bei den verantwortlichen Politikern ein 
auf wenige Tage begrenztes Reuegefühl auf­
kommen. Sie werden von der plötzlichen Ein­
sicht ergriffen, daß Unterlassungssünden die 
Auswirkungen von Dammbrüchen, Vermurun­
gen u.nd Übersch wemmungen verschlimmert 
haben. Unbelastet von jeglicher Kenntnis 
naturgesetzlicher Zusammenhänge fordern die 
Minister, die Mandatare, sich auf ein Heer 
von subalternen Beamten und auf Gutachten 
von "Fachexperten " stützend, erhöhte Mittel 
für weitere Regulierungsbauten aus Stein 
und Beton, obgleich die Sinnlosigkeit dieser 
rein technischen Maßnahmen von Katastrophe 
zu Katastrophe immer offenkundiger zutage 
tritt. Ich sage dies deshalb, weil man sich 
auch hier Gedanken machen sollte, in welcher 
Form die Verbauung in Zukunft durchgeführt 
werden müßte. 

Die Unterlassu.ngen, die ich hier angeführt 
habe, haben dazu geführt, daß wir u.ns heute 
mit diesem Bericht der Bundesregierung 
beschäftigen müssen. Wir lesen beispielsweise 
in den Berichten des Bundesministeriu.ms für 
Land- u.nd Forstwirtschaft, daß die aufgetre­
tenen Schäden in diesen zwei Jahren von 
ursprünglich 240 Millionen auf 2500 Millionen 
Schilling im November 1966 gewachsen sind. 
2500 Millionen, 2,5 Milliarden Schilling Scha­
den in zwei Jahren bei einer Üperflutung von 
90.000 Hektar! Trotz der Forderungen der 
Abgeordneten wurden in diesen 20 Jahren 
nur 1,8 Milliarden Schilling verbaut. Wenn 
man diese zwei Zahlen einander gegenüberstellt, 
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Wielandner 
dann kann man erst richtig ermessen, was straße haben und wir diese Verbauung nicht 
uns diese Naturkatastrophen in den zwei vornehmen, werden diese Schwierigkeiten 
Jahren beschert haben. immer wieder auftreten. 

Wir müssen uns mit Recht die Frage stel­
len: Müssen die Riesenkatastrophen erst ein­
treten, damit wir die Notwendigkeit wirklich 
erkennen ~ Beispielsweise sind im Jahre 1966 
vor den Katastrophen in meinem Heimat­
bezirk im Pongau 25 Baustellen unbesetzt 
gewesen, und es tat einem das Herz weh, 
wenn man diese Baustellen gesehen hat, wenn 
man sah, wie es in die Baracken hineinregnete. 
Kurze Zeit später mußte man feststellen, daß 
diese Baustellen hätten belegt sein müssen, 
um diese Katastrophen zu verhindern. 

Nach der amtlichen Statistik im Lande 
Salz burg ist die Zahl der Bediensteten in der 
Wildbachverbauung von 708 im Jahre 1950 
auf 465 im Jahre 1960 zurückgegangen. Es 
wäre daher eine unbedingte Notwendigkeit, 
im Sofortprogramm die Rückführung derarti­
ger Arbeitskräfte in die Wildbachverbauung 
vorzunehmen, und wenn man sie etwa den 
Dienstnehmern in der Privatindustrie gleich­
stellen müßte. 

Im Zusammenhang mit dem Sofortprogramm 
ein Salzburger Problem, das ist die Verbauung 
der Südrampe des Radstädter Tauern. Die 
Bürgermeister des Lungaus haben sich am 23. 
November 1966versammeltundineiner Resolu­
tion, die an alle zuständigen Stellen versandt 
wurde, festgestellt, daß durch diese Schwierig­
keiten, durch die Wintersperren wegen der 
Lawinenabgänge dem Lungau größter Schaden 
erwächst. In den letzten Jahren hat man 
mit öffentlichen Mitteln den Fremdenverkehr 
gefördert und entsprechende Einrichtungen 
geschaffen: von 1962 bis 1964 wurden 2 Hotels, 
15 Gasthöfe und 28 Pensionen errichtet. Mit 
einem Schlag waren nach dem Lawinen­
unglück im Frühjahr 1965, bei dem 14 Men­
schen, Schweden und Finnen, ums Leben 
kamen, diese Bemühungen wieder von einem 
Rückschlag betroffen, der unermeßlich ist. 
Um 35 bis 40 Prozent gingen die Nächtigungs­
zahlen im Lungau zurück! Deshalb ist es 
notwendig, die Südrampe genauso wie die 
Nordrampe zu verbauen und insbesondere 
die Breite Lahn durch Überbauung oder 
durch eine Röhre irgend wie abzusichern. 

Im Jahre 1967 - stellen die Lungauer 
Bürgermeister fest - sind keine ordentlichen 
Mittel vorgesehen. Deshalb wäre es notwen­
dig, daß man eine Aufnahme in das angekün­
digte Sofortprogramm der Bundesregieru.ng 
erreicht. Bekanntlich ist die einzige Verbin­
dung des Lungaus zum "Mutterland Salz burg" 
diese Straße über den Radstädter Tauern. 
Solange wir nicht die Radstädter Schnell-

Ich habe daher namens meiner Fraktion 
einen Entschließungsantrag einzubringen, 
der folgendermaßen lautet: 

Entsch1ießungsantrag 
der Abgeordneten Wielandner, Adam Pich­
ler, Preußler und Genossen, betreffend Ein­
beziehung des Radstädter Tauernpasses in 
das Sofortprogramm 1967 für Lawinenver­
bauung. 

Im Zusammenhang mit der Verhandlung 
des Berichtes der Bundesregierung über die 
Hochwasserschäden 1966 (III-40 der Bei­
lagen) stellen die unterzeichneten Abgeord­
neten nachstehenden Antrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, die 

Südrampe des Radstädter Tauernpasses in 
das Sofortprogramm 1967 für Lawinenver­
bauung einzubeziehen, insbesondere die Ver­
bauung der sogenannten "Breiten Lahn". 

Begründung: 

Das wirtschaftlich unterentwickelte Gebiet 
Lungau des Bundeslandes Salzburg ist unbe­
dingt auf eine zweite Fremdenverkehrs­
saison (Wintersaison) angewiesen, um 

1. eine Ausnützung der in den letzten 
Jahren mit beträchtlichen Förderungsmit­
teln geschaffenen Fremdenverkehrseinrich­
tungen zu gewährleisten und 

2. eine Verminderung der 25prozentigen 
Winterarbeitslosigkeit zu erreichen. 

Dies ist nur möglich, wenn die einzige in 
die Einzugsgebiete führende Bundesstraße 
99 ganzjährig, nach Lawinenverbau.ung der 
Südrampe, befahrbar ist. 

Damit wäre die Voraussetzung für einen 
gesicherten Straßenverkehrsanschluß des 
Bezirkes Lungau an das Bundesland Salz­
burg gegeben, welcher derzeit während der 
Wintermonate alljährlich fallweise unter­
brochen ist. 

Die Bürgermeister des Lungaus haben die­
ser Forderung anläßlich der Bürgermeister­
konferenz vom 23. 11. 1966 in einer Resolu.­
tion Ausdruck verliehen, welche den zustän­
digen Behörden übermittelt wurde. 
Zum zweiten zum Schwerpunkt.pro-

gramm - haben wir feststellen können, daß 
50 Prozent der Fondsmittel für dieses Pro­
gramm des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft festgelegt sind. Der Bericht 
kündigt zwar dafür ein Konzept an, aber 
wir wissen derzeit noch nicht, was mit diesem 
Schwerpunktprogramm tatsächlich gemeint 
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ist beziehungsweise welche Maßnahmen im I Es soll selbstverständlich nicht nur bei die­
speziellen ergriffen werden sollen. Wir bitten sen Maßnahmen bleiben, sondern es soll 
daher, daß dem Hause so bald als möglich darüber hinaus ernst darüber nachgedacht wer­
eine Liste der geplanten Baumaßnahmen vor- den, und ich versichere Ihnen, daß wir als 
gelegt wird, damit wir überprüfen können, Abgeordnete draußen sicherlich darüber wachen 
ob es auch alles ist. werden, daß diese Maßnahmen all,ch tatsäch­

Ich möchte heute auf die Salzburger Pro­
bleme verweisen, insbesondere auf den Zauch­
bach bei AItenmarkt, den Kerterbach bei 
Kuchl, den Mühlbach bei Niedernsill, den Pir­
tendorfer Bach bei Stuhlfelden, den Walchen­
bach bei Piesendorf und Fusch an der Glock­
nerstraße, den Fischbach bei Thalgau, den 
Zinkenbach und Weißenbach bei Strobl, den 
Thomatalerbach bei Mur im Lungau, den 
St. Martiner Bach, den Klausgraben in St. Mi­
chael im Lungau, die Bacherlahn im Lessach, 
den Spangigraben bei Abtenau und den Elend­
graben. 

Nun ein Wort zu den Interessentenbeiträgen 
in den Katastrophengebieten. Die Gemeinden 
- das ist mir aus meiner Tätigkeit auf dem 
kommunalen Sektor bekannt - stellen jähx­
lieh Beträge in ihre Budgets ein, um ihre 
Interessentenbeiträge leisten zu können. Bis 
jetzt war es in den meisten Fällen so, daß 
diese Beträge am Ende des Jahres übriggeblie­
ben sind. Die Gemeinden haben wohl die 
Gefahr erkannt, aber hier hat man sie nicht 
erkannt und die notwendigen Gelder nicht 
zur Verfügung gestellt. 

Zu den privaten Beitragsleistungen darf ich 
feststellen, daß die Erbringung der Interessen· 
tenbeiträge meist mit größten Schwierigkeiten 
verbunden ist. Denn wer bau,t schon an 
einem Bach 1 Es sind meist billige Gründe 
in Wildbachnähe, erwerben u,nd verbauen 
kann sie nur ein armer Teufel. Auch die 
ParzelIierungsbehörden lassen hier nicht immer 
die notwendige Sorgfalt walten. Nun ist die 
angekündigte Abminderung zwar begrüßens­
wert, auch die angekündigte Verwaltungsver­
einfachung ist sehr zu begrüßen, aber trotzdem, 
glaube ich, müßten in verschiedenen Fällen, 
sofern es nicht möglich ist, auf Grund der 
Katastrophengesetz bestimmungen überhaupt 
Befreiungen vorzunehmen, Nachlässe dieser 
Interessentenbeiträge an die Bevölkerung be­
ziehungsweise an die Privaten gegeben wer· 
den. 

Vielleicht darf ich als Beispiel noch anfüh­
ren, daß man daran denken müßte, im Wege 
der Servitutsablöse und so weiter zu einer 
endgültigen Verbauung zu kommen und viel· 
leicht dadurch die Interessentenleistungen 
erbringen zu lassen. Wir haben das in meiner 
Heimatgemeinde mit Erfolg gemacht und 
sind einigermaßen so weit, daß wir diesen einen 
Bach zumindest entsprechend verbauen konn­
ten. 

lich eingehalten werden. 

Nun zum Bericht des Bu,ndesministeriums 
für Bauten und Technik. Die Schäden an den 
Straßen sind mit 523,5 Millionen Schilling 
beziffert. Im Bericht heißt es, daß für das 
Jahr 1967 statt der 523,5 Millionen 56,5 Mil­
lionen Schilling vorgesehen sind. Es fehlen 
also 467 Millionen Schilling, und man beschäf­
tigt sich nicht etwa damit, wie dieser Fehl­
betrag abgegolten werden soll. Ich hoffe, der 
Herr Finanzminister hat in der Zwischenzeit 
Vorsorge getroffen, daß diese Straßen schäden 
entsprechend bezuschußt werden können. Man 
schreibt nur davon, daß dieser Betrag für 
1967 fehlt. 

Ich möchte noch eine zweite Sache in unse­
ren Gebieten anführen, und das wird sicherlich 
in Kärnten nicht anders sein. Zahlreiche Roh­
bauten der öffentlich geförderten Fonds sind 
von Hochwasserschäden betroffen worden. Ich 
habe anläßlich der Sitzung des Finanz- und 
Budgetausschusses an den Herrn Bundes­
minister für Bauten die Anfrage gerichtet, 
ob der Fonds Nachschüsse, das heißt zusätz­
liche Beträge, gewähren würde. Ich habe 
darauf noch keine entsprechende Antwort 
erhalten u,nd ersuche nochmals das Bundes­
ministerium für Bauten und Technik, diese 
Frage zu prüfen. 

Nun zur Angelegenheit Tauern-Schnell. 
straße, deren Erbau,ung vielleicht dazu führen 
würde, daß in den Bereichen Kärnten und Salz­
burg die Hochwässer weniger Schäden. ins· 
besondere in der Fremdenverkehrsindustrie 
anrichten könnten. Wenn diese sehr hoch­
gelegene Straße errichtet wäre, dann könnte 
man unsere ausländischen Gäste eher dazu 
bewegen, zu u.ns zu kommen. Der Herr Bun­
desminister hat vor einiger Zeit erklärt, daß 
die Planung nicht entsprechend abgeschlossen 
wäre. Soviel mir Fachleu,te geschildert haben, 
ist die Situation so, daß nur mehr ein kurzer 
Teil fehlt, und zwar jener von Golling bis in 
das Gemeindegebiet von Pfarrwerfen, daß aber 
insbesondere die Höhen der zu errichtenden 
Tunnels, die eine Bauzeit von vier Jahren 
haben werden, festgelegt sind. Man wäre also 
ohne weiteres in der Lage, zumindest diese 
Vorarbeiten zu beginnen. Es wäre sicherlich 
begrüßenswert, im Interesse dieser geschädig­
ten Gebiete die Errichtung dieser Straße in 
Angriff zu nehmen. 

Zu.m Bu,ndesministerium für Verkehr habe 
ich mit Befriedigung festgestellt, daß die Mittel 
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zur Salzachverbauung von Werfen bis Taxen­
bach und für die Verbauung der Krimmler 
Ache gesichert sind. Allerdings muß ich fra­
gen, welche Arbeiten im Bereiche der Direktion 
Villach gemacht werden sollen, denn sie sind 
nur ganz allgemein angeführt. 

Zum Bundesministerium für Finanzen er­
laube ich mir zu bemerken, daß die Fallfrist 
für Novemberschäden der 1. 12. 1966 gewesen 
ist. Mir ist nicht bekannt, daß diese Frist in 
der Zwischenzeit verlängert wurde. Ich würde 
jedenfalls darum ersu,chen, diese Frist doch 
bis zum 1. April 1967 zu erstrecken, weil es 
den Gemeinden insbesondere infolge des raschen 
Schneefalls nicht' möglich war, die Schäden 
entsprechend festzustellen, rechtzeitig anzu­
meldßll. 

Vielleicht noch ein Hinweis auf das Bundes­
ministerium für Finanzen. Es wird in vielen 
Fällen notwendig werden, die Einheitswerte 
für die betroffenen land wirtschaftlichen Be­
triebe, aber auch für Gebäude herabzusetzen, 
damit bei der Durchführung in den verschie­
densten Bereichen der Finanzverwaltung, sei 
es in der Gemeinde oder beim Bund, eine ent­
sprechende Berücksichtigung dieser Schäden 
gewährleistet ist. 

Einen Bericht des Bundesministeriullls für 
Handel habe ich nicht vorgefunden. Ich glaube, 
auch dieses Ministerium hätte sich zumindest 
mit der Frage beschäftigen müssen, die den 
Fremdenverkehr betrifft. Es ist notwendig, 
daß wir uns dieser Frage äußerst intensiv 
widmen, insbesondere spielt hier die Entwick­
lung der Zahlungsbilanz, die jährlich fast immer 
nur mit den Fremdenverkehrserträgen aus­
geglichen werden konnte, wesentlich mit 
herein. 

ner und Genossen vor. Dieser Antrag ist ord­
nungsgemäß unterstützt und steht mit zur 
Verhandlung. 

Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Bundesland Kärnten war eines jener Bundes­
länder, welche in ganz besonders schwerem 
Ausmaß von den drei Katastrophen der 
Jahre 1965 und 1966 betroffen wurden. 
Wir haben schon aus Anlaß der Beschluß­
fassung über das Katastrophenfonds­
gesetz nicht nur unsere Kritik an diesem 
Gesetz zum Ausdruck gebracht, sondern vor 
allem auch angemerkt, daß für das Ausmaß 
nicht nur der Katastrophen an sich, sondern 
der Schäden, welche durch diese Katastrophen 
hervorgerufen wurden, grobe Unterlassungen 
der zuständigen Stellen, insbesondere des 
zuständigen Ministeriums, mitverantwortlich 
zu machen sind. 

Es ist selbstverständlich - jedenfalls von 
unserem Standpunkt aus -, daß ein mangel­
haftes und schlechtes Gesetz, das wir geschaffen 
haben, nicht geeignet ist, jene Maßnahmen 
durchzuführen, die auf der einen Seite ge­
währleisten, daß ähnliche Schäden bei durch­
aus wahrscheinlichen künftigen Katastrophen 
ausbleiben; wir mußten aber zugleich sagen, 
daß uns das Gesetz nicht geeignet erscheint, 
die eingetretenen Schäden in einer gerechten 
und raschen Form in Ordnung zu bringen. 

Es waren insbesondere einige kardinale 
Punkte, die wir an diesem Gesetz kritisieren 
mußten. Die Verteilung der durch ein N ot­
opfer aufzubringenden Mittel, bei welcher 
der Bund den Löwenanteil für sich beansprucht 
hat - man könnte das Gesetz in mancher 

Namens der sozialistischen Fraktion darf Richtung sogar ein "kleines Budgetsanie­
ich hier nochmals allen jenen Dank sagen, rungsgesetz" nennen -, scheint uns der 
welche bei den Katastrophen 1965/1966 Verteilung der eingetretenen Schäden nicht 
geholfen haben: den Arbeitern der Wildbach- zu entsprechen. Insbesondere sinel es die 
und Lawinenverbauung, den Organen der kleinen Gemeinden, die Landgemeinden, die 
Polizei und Gendarmerie, den Offizieren, bergbäuerliehen Gemeinden und die Tausenden 
Unteroffizieren und Mannschaften des Run- von schwerstbetroffenen Privatgeschädigten, 
desheeres, der Zollwache, dem Wasserbaudienst, die bei diesem Gesetz zu kurz kommen. 
dem Bahn- und Straßendienst, den Feuerweh- , Ein erster Überblick über die bisher durch­
ren, den A~gehörigen des Roten Kreuzes und geführten Entschädigungsmaßnahmen gibt die. 
allen sonstIgen Helfern. ser unserer Auffassung tatsächlich recht. 

Tun wir alles, damit in Zukunft eine solche 
Bedrohung der Bewohner Österreichs, unserer 
Feriengäste, unserer öffentlichen Einrichtungen 
und des persönlichen Hab und Gutes vermieden 
wird! Alle Österreicher, die ein Einkommen 
haben, zahlen, alle Österreicher haben Recht 
auf Schutz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben uns persönlich während zweier 
ausgedehnter Bereisungen der Hochwasser­
katastrophengebiete in Rücksprachen mit zahl­
reichen Bürgermeistern und Gemeinde­
funktionären davon überzeugen müssen, daß 
eine ganze Reihe von Gemeinden in einer 
Lage ist, daß sie nicht wissen, wie sie mit 
der Behebung der Schäden und den daraus 

Präsident Wallner: Es liegt mir ein Ent- erwachsenden finanziellen Belastungen in den 
schließungsantrag der Abgeordneten Wieland- I nächsten Jahren fertig werden sollen. 
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Aber auch über das Tempo, in dem die 

Schadenswiedergutmachung erfolgt, hören wir 
allerorts Klagen. Die Schadenserhebung wird 
zwar nach Tunlichkeit rasch durchgeführt, 
aber die weitere Abwicklung der Schadens­
vergütung geht auch dann, wenn es sich nur 
um sehr bescheidene Akontierungen handelt, 
sehr schleppend vor sich. Das trifft insbeson­
dere Private schwer, welche Sofort maßnahmen 
mit zum Teil hochverzinslichen Krediten 
finanzieren mußten und die nun Akontierungen 
in einem Ausmaß bekommen, das kaum aus­
reicht, den Zinsendienst für diese Kredite, 
die sie aufnehmen mußten, zu leisten; abge­
sehen davon, daß es insbesondere an einigen 
Schwerpunkten der Katastrophenschäden in 
Kärnten der gleiche Personenkreis war, der 
von der Katastrophe betroffen wurde und 
der dadurch doppelt betroffen ist, daß - han­
delt es sich um kleine gewerbliche Betriebe 
oder um landwirtschaftliche Betriebe - neben 
den eingetretenen materiellen Schäden auch 
der Ausfall der Ernte auf der einen Seite be­
ziehungsweise der Einnahmen aus dem Ge­
werbe-, Handels- oder Fremdenverkehrsbetrieb 
auf der anderen Seite eine zusätzliche schwere 
Belastung brachte. 

Es erweist sich auch als ein Nachteil, 
daß unserer Forderung auf Sicherstellung des 
Rechtsanspruches für die Schadensvergütung 
von der Mehrheit des Hauses leider nicht 
entsprochen wurde. Wir sind nach wie vor 
davon überzeugt, daß nicht die vorgeschützten 
verfassungsrechtlichen Bedenken oder Sorgen 
wegen eines übermäßigen bürokratischen Auf­
wandes, den ein solches Vorgehen erforderlich 
gemacht hätte, für die Ablehnung maßgeblich 
waren, sondern es war das Bestreben, Landes­
instanzen in die Lage zu versetzen, dem ein­
zelnen oder einzelnen Gebietskörperschaften 
gegenüber wieder als Wohltäter aufzutreten. 

Gerade die Zahlen aus Anlaß der letzten 
Katastrophe in Kärnten, die hinsichtlich 
der eingetretenen Schäden erhoben wurden, 
beweisen eindeutig, daß der Verteilungs­
schlüssel, die Festsetzung der Bundesanteile 
mit 65 gegenüber nur 25 für den privaten 
Geschädigten, völlig ungerecht ist und zu 
den Tatsachen in einem eklatanten Wider­
spruch steht. 

Wir haben zugleich kritisiert, daß es ein 
grundlegender Mangel des Gesetzes ist, daß 
über das Jahr 1970 hinaus keine vorbeugen­
den finanziellen Maßnahmen durch dieses 
Gesetz gesichert erscheinen. Aber darüber 
hinaus sind auch keine Maßnahmen zur 
Schadensverhütung für den Fall, daß auch 
jenseits des Jahres 1970 Schäden eintreten 
sollten, vorgesehen. 

Nun erfüllt uns alle gerade in Kärnten im 
Hinblick auf das kommende Frühjahr die 
Möglichkeit des Eintretens von Spätschäden, 
insbesondere durch ausgedehnte Hangrut­
schungen und all das, was dann im Gefolge 
auftritt, mit besonderer Sorge. Es ist übrigens 
schon jetzt festzustellen gewesen, daß durch 
die Zwischentauperiode, die nach der ersten 
Kälteperiode eingetreten ist, solche kleineren 
Rutschungen im einzelnen eingetreten sind. 
Ich glaube, wir müssen diese Ereignisse als 
ein bedrohliches und ernstes Menetekel für 
das kommende Frühjahr betrachten. 

Es hat sich im übrigen anläßlich der Be­
reisung der Notstandsgebiete auch gezeigt, 
daß hier wie auf vielen anderen Gebieten der 
öffentlichen Wirtschaft mangelnde Planung 
vorliegt. Es war außerordentlich eindrucks­
voll, zum Beispiel im Gemeindegebiet von 
Hermagor feststellen zu müssen, daß der 
dort errichtete Bauhof, der mitten im Über­
schwemmungsgebiet mit einem recht beträcht­
lichen Aufwand gebaut worden war, eines 
jener Objekte war, die primär von der Kata­
strophe selber betroffen wurden, sodaß dieser 
Bauhof selbstverständlich dadurch am Be­
ginn beim Einsatz sehr, sehr behindert war. 

Auf die sonstigen Unterlassungen, die in 
Gebieten beweisbar waren, die geschichtlich 
nachweisbar besonders gefährdet sind, habe 
ich schon aus Anlaß der Debatte im September 
hingewiesen. 

Wir müssen heute auch kritisieren, daß 
einer Anregung, die wir im Hause gebracht 
haben, seitens der Bundesregierung nicht 
Rechnung getragen wurde, nämlich im Rah­
men eines Forschungsauftrages den Ursachen 
der Katastrophe mit wissenschaftlicher Gründ­
lichkeit nachzugehen, um auf Grund des 
Ergebnisses einer solchen Forschungsarbeit 
weitgesteckte und zukunftweisende Maß­
nahmen treffen zu können. 

Wir wollen hoffen, daß die im Spätherbst 
eingetretene Katastrophe nunmehr auch den 
größten Optimisten klargemacht hat, daß 
wir uns hier einer permanenten Gefahr gegen­
übersehen, die eine ganze Reihe von Unbe­
kannten aufweist, welche wir mindestens 
bisher wissenschaftlich nicht genügend exakt 
erfassen konnten, sodaß wir deshalb in den 
nächsten Jahren weiterhin leider mit Kata­
strophen werden rechnen müssen. 

Es zeigt sich ferner folgendes: Wenngleich 
die österreichische Bevölkerung durch das 
ihr auferlegte Notopfer, das sie in einer Zeit 
sehr, sehr fühlbarer Preissteigerungen doppelt 
hart getroffen hat, feststellen muß, daß die 
Maßnahmen, die im Bereiche der gegebenen 
Möglichkeiten liegen, Schäden zu beheben 
und Schäden zu verhüten, dem Grunde nach 
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unzureichend sein müssen, so stellt sich heraus, 
daß gerade bei der Hochwasserhilfe im Sinne 
von vorbeugenden Schutzmaßnahmen dem 
Einsatz von technischen Geräten eine sehr 
enge Grenze gesteckt ist. Es handelt sich vor· 
wiegend um Aufgaben, die menschlichen 
Einsatz erfordern. Da stellen wir fest, daß 
die seit Jahren nachweisbare Abwanderung 
der Menschen, die bereit sind, sich im Bereich 
des Schutzwasserbaues einsetzen und ver­
wenden zu lassen, ständig zunimmt. Wenn 
das so weitergeht, werden wir auch durch 
die Bereitstellung von Hunderten von Mil­
lionen Schilling für die praktische Abwendung 
der Gefahr nichts tun können. Wir müssen 
uns also ernstlich Gedanken darüber machen, 
ob - über die finanziellen Maßnahmen hinaus 
nicht weitere entscheidende Maßnahmen er­
forderlich sind, die auch das personelle Pro­
blem des Hochwasser- und Wildwasserschutz­
baues berücksichtigen. Es ist offensichtlich: 
Wenn wir nicht dank des vorbildlichen Ein­
satzes des Bundesheeres in den akuten Not­
zeiten in der Lage gewesen wären, wenigstens 
gewisse Sofortmaßnahmen zu ergreifen, hätte 
sich die Katastrophe ins Unübersehbare aus­
geweitet. 

Ich kann zum Abschluß meiner kurzen Aus­
führungen zu diesem Kapitel nur noch einmal 
den dringenden Appell an die Verantwort­
lichen der Bundesregierung richten: Lassen 
Sie im Rahmen eines umfassenden Forschungs­
auftrages das Thema dieser Naturkatastrophen 
wissenschaftlich exakt bearbeiten und bauen 
Sie auf das Ergebnis einer solchen Arbeit 
die zu tre~~nden Maßnahmen auf! ( Be~fall 
bei der F PO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Lukas. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Lukas (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der vorliegende Bericht 
des Herrn Bundeskanzlers über die Hoch­
wasserschäden in Österreich in der Zeit von 
April 1965 bis November 1966 zeigt meteoro­
logische Darstellungen, die entstandenen Schä­
den, die gesetzliche Einschaltung des Parla­
ments sowie die bereits getroffenen und noch 
durchzuführenden Maßnahmen der zustän­
digen Ministerien auf. Diese Maßnahmen 
gliedern sich wieder in ein Sofortprogramm und 
in ein Sclnverpunktprogramm. Aus dem Bericht 
ist zwar die Größe der Schäden in den einzelnen 
Bundesländern nicht klar zu erkennen, doch 
empfindet man beim Studium des Berichtes, 
daß eine gewaltige Leistung der Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
und vielen zivilen Stellen und Personen voll­
bracht wurde. 

Als Kärntner kenne ich nur die Hoch­
wassersituation Kärntens, wo ich das Ausmaß 
der drei Katastrophen gesehen habe und es 
daher auch beurteilen kann. Gegen die 
verschiedenen Wetterursachen ist der mensch­
liche Wille, die menschliche Kraft machtlos. 
Die Schäden, die dadurch entstanden sind, 
führen aber doch zu Überlegungen, ob nicht 
Versäumnisse vorliegen. Durch Erkundigun­
gen bei der Landesbaudirektion Kärnten 
erfuhr ich, daß man schon vor vielen Jahren 
die Gefahr erkannte, daß bei einer Hochwasser­
katastrophe gewaltige Schäden eintreten kön­
nen. Darum hatte die Landesbaudirektion 
schon im Jahre 1950 und oftmals auch später 
in Form von Denkschriften und in Referaten 
auf Konferenzen darauf hingewiesen. Es wurde 
hiebe i deutlichst aufgezeigt, daß die Budget­
mittel des Bundes für Schutzwasserbauten 
viel zu knapp bemessen waren und daher die 
dringend notwendigen Baumaßnahmen nie­
mals erfüllt und daher auch nicht zügig durch­
geführt werden konnten. 

Alle diese bedeutenden Hinweise der Ex­
perten wurden anscheinend nur mit halbem 
Ohr gehört beziehungsweise aufgenommen, 
nicht aber ernsthaft beurteilt. Heute herrscht 
bei vielen Bürgern in den Katastrophengebieten 
die Meinung vor, die Hochwasserkatstrophen 
hätten nicht dieses Ausmaß zu erreichen 
brauchen, wenn man rechtzeitig bauliche Maß­
nahmen getroffen hätte. Heute erfüllt das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft in dieser Frage eine Riesensorge, 
die zugleich begleitet wird von angstvollen 
Augen jener Menschen, die in den bedrohten 
Gebieten wohnen müssen. 

Kärnten hat innerhalb von 14 Monaten 
drei, schwere Hochwasserkatastrophen ge­
habt, und in viele Orte ist zwei- bis dreimal 
das harte Erlebnis gezeichnet worden. In 
Kärnten haben die Hochwasserkatastrophen 
67 Bundes-, Landes- und größere Gemeinde­
straßen zerstört, 119 Brücken wurden weg­
gerissen oder so stark beschädigt, daß sie 
völlig unpassierbar wurden. Die sofort orga­
nisierten Hilfsmaßnahmen durch das Bundes­
heer , die Feuerweh.ren, die Gendarmerie und 
viele Privatpersonen, die zu speziellen Hilfs­
tnlpps zusammengefaßt und eingesetzt wur­
den, gaben den Menschen wieder den Glauben 
an die Gemeinschaft und an die Hilfsbereit­
schaft. 

Die Schadenssumme der ersten Hochwasser­
katast.rophe betrug in Kärnten 485 Millionen 
Schilling, die Schadenssumme der zweiten 
Katastrophe machte 487 Millionen Schilling 
aus, und die Schadenssumme der dritten 
Katastrophe im November 1966 wird auf 
570 Millionen Schilling geschätzt. Der Scha-
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densbetrag aller drei Katastrophen in Kärnten bringen wird. Es wird wohl zu beachten und 
ist zirka 1540 Millionen Schilling. zu prüfen sein, was endlich an du.rchgreifenden 

Wenn die Schadensziffer der dritten Kata- Maßnahmen auf wasserwirtschaftlichem Ge­
strophe nur geschätzt wurde, so deshalb, biet - besonders dem der Wildbachverbauung­
weil der frühe Wintereinbruch eine Kommissio- nun tatsächlich geschieht. Man weiß Bescheid 
nierung der Flurschäden nicht mehr zuließ um die Versäumnisse der letzten Jahrzelmte, 
und weiterhin auch erst nach der Schnee- sie sind deutlich sichtbar, besonders im Lande 
schmelze festgestellt werden kann, welche Kärnten un~ in Osttirol, ~enn diese Gebiet.e 
Siedlungen wegen Hangabrutschungen verlegt haben am. starksten unt~r ~lesen Fol.geerschel­
werden müssen. Nach Schätzungen von Fach- ?-ung~n eme~ Ve~nachlasslg:u~g gelItten. Es 
experten und der Kammern werden die pri_IIS~ mcht allem mIt der ~ewllhgung v?n Geld­
vatschäden der Novemberkatastrophe in Kärn- ~ltteln get~n, es muß VIelmehr endlIch auch 
ten auf rund 200 Millionen Schilling geschätzt. I dIe Tat folgen. 
Das heißt, daß ein wirtschaftlich schwaches Die Errichtung eines Katastrophenfonds 
u.nd kleines Bundesland innerhalb von 14 Mo-, und die Einführung einer zweckbestimmten 
naten allein am Privatsektor Schäden in der Sonderabgabe hat bei Ländern und Gemein­
Höhe von 600 Millionen Schilling erlitten hat. den wie auch in weiten Kreisen der österreichi­
Die Schäden aber, die der Wirtschaft des Lan- schen Bevölkerung Zustimmung gefunden. 
des zugefügt worden sind, sind naturgemäß Bei der Beratu.ng des Gesetzes hat man aber 
erheblich größer, weil ja die Folgeschäden bei gewissen legistischen Details anscheinend z.u­
der Berücksichtigung der Tatsache, daß die wenig Beachtung geschenkt. Der § 1 des 
Augustkatastrophe 1966 zur Zeit des Höhe- Katastrophenfondsgesetzes bestimmt wohl. 
punktes des Fremdenverkehrs eingetreten ist, daß der Katastrophenfonds für die zusätzliche 
gar nicht berücksichtigt wurden. Finanzierung VOll Maßnahmen zur Beseiti­

Erfreulich ist die Tatsache, daß sich die 
Organisation aller Hilfsmaßnahmen reibungs­
los und rasch vollzieht, daß sich in Kärnten 
die Koordinierung der privaten und der öffent­
lichen Maßnahmen als sehr nützlich erweist. 
Erfreulich ist auch die Tatsache, daß infolge 
der raschen Flüssigmachung der Bundes­
und Landesmittel und der umfassenden Hilfs­
bereitschaft nicht nur der Bevölkerung des 
Landes, sondern auch vieler privater Personen 
und Körperschaften der anderen Bundesländer 
die größte Not behoben und überbrückt 
werden konnte. Es erweist sich aber auch die 
Notwendigkeit, in vielen Fällen grundlegend 
zu helfen, Wohn- und Wirt.schaftsgebäude, 
die durch Hangabrutschungen oder wegen 
ihrer Lage im Gefahrenbereich der Flüsse und 
Wildbäche nicht gehalten werden können, 
zu verlagern. 

Sehr wichtig ist aber auch, daß die Maß­
nahmen der \Vildbachverbauung, des Wasser­
schutzbaues mit größter Energie begonnen 
und vorwärtsgetrieben werden. Auch das Z usam­
menspiel aller Bemühungen und aller Kräfte, 
die auf die Vorbeugung künftiger Katastro­
phen und ebenso auf die Behebung der Schäden 
der eingetretenen Katastrophen gerichtet sind, 
ist dringend notwendig. 

Der Nationalrat hat zugleich mit der Ver­
abschiedung des Hochwasserhilfegesetzes 
1966 für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
zusätzlich 160 Millionen Schilling bewilligt; 
das Hohe Haus hat mit dem Katastrophen­
fondsgesetz eine Sondersteuer, das Notopfer, 
beschlossen, welche dem Bund für die nächsten 
vier Jahre Mehreinnahmen von 2 Milliarden 

gung von außergewöhnlichen Hochwasser-, 
Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden 
im Vermögen des Bundes, der Länder und Ge­
meinden dient sowie - wie weiter bestimmt 
wird - "als Zuschüsse an die Länder zur Be­
seitigung solcher Schäden im Vermögen physi­
scher Personen gemäß Artikel II Finanzaus­
gleichsgesetz" . Diese letztere Bestimmung 
besagt somit, daß der Katastrophenfonds 
für die Beseitigung von Schäden im Berek he 
physischer Personen und privater juristischer 
Personen nur in dem gleichen Ausmaß ein­
tritt, wie die Länder Mittel aufbringen. 

Ein solcher Vorgang ist aber vor allem hei 
großen Katastrophen, wie wir sie in den ver­
gangenen zwei Jahren erlebt haben, unmög­
lich. Der Sinn des Katastrophenfonds war 
es, auch für die Behebung von privaten 
Schäden zusätzlich Mittel zu mobilisieren. 
Das war sowohl für den Bund als auch für die 
Länder gedacht. Wenn nun der Bund seine 
Leistungen aus dem. Katastrophenfonds be­
zahlt, den Ländern aber erklärt, daß eine 
ähnliche oder gleiche Errichtung nicht ge­
wünscht wird, so müßte man wenigstens. 
den Anteil der Länder entsprechend ermäßigen, 
weil man sonst infolge der geringen Leistungs­
kraft der Länder den Sinn, die Aufgabe des 
Katastrophenfonds einschränkt oder gar 
blockiert. Zwar hat die Bundesregierung 
ein neues Verhältnis geschaffen, doch reicht 
auch dieses Verhältnis bei so enormen Schä­
den nicht aus. 

Der Landeshauptmann von Kärnten richtete 
am 10. November 1966 an den Herrn Bundes­
kanzler ein Schreiben, worin auf die wesentlich 
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höhere Zahl von Geschädigten und die fast 
doppelt so hohen Schäden gegenüber dem 
Vorjahr hingewiesen wird, die auch spontan 
eine große Hilfsbereitschaft breitester Be­
völkerungskreise auslösten. Es wurde daher 
die Bitte ausgesprochen, daß für Spenden an 
das Kärntner Nothilfswerk eine Steuerbegün­
stigung gemäß Artikel III der Einkommen­
steuernovelle 1965, so wie sie im Vor­
jahr vorgesehen war, auch für das Jahr 1966 
durch einen Antrag der Bundesregierung 
erwirkt wird. Diesem Wunsch des Landes 
Kärnten wurde bisher nicht entsprochen. 

Ich fühle mich aber als Kärntner Abgeord­
neter verpflichtet, im Namen aller Hochwasser­
geschädigten Kärntens allen Spendern, die 
,nicht in Kärnten wohnhaft sind, und auch allen 
Organisationen, Betrieben und Presseorganell, 
die Hilfsaktionen eingeleitet und durchgeführt 
haben, hier im Hohen Hause für ihre große 
Hilfe herzlichen Dank zu sagen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Glaser. Ich 
erteile es ihm. 

Wielandner und Genossen nur ein bißchen 
informiert, erkundigt oder mit den zuständigen 
Stellen, dem Bautenministerium und so weiter, 
gesprochen, dann wäre ihnen bekannt, daß 
vor allem durch die Initiative des Herrn 
Landeshauptmannes Dr. Lechner von Salz­
burg, aber auch durch die Initiative vor allem 
des Pongauer Abgeordneten Steiner es mög­
lich war, vom Bautenministerium die Zusiche­
rung zu bekommen, daß auch im heurigen 
Jahr die Lawinenverbauung im Bereiche der 
Bundesstraße 99, also der Straße über den 
Radstädter Tauern, fortgesetzt wird. 

Ich kann mit Genugtuung feststellen, daß 
die Lawinenverbauung und überhaupt die 
Wintersichermachung der Radstädter Tauern­
straße im Bereich der Nordrampe dieser 
Straße praktisch abgeschlossen ist und daß 
- Herr Bundesminister Dr. Kotzina hat mir 
das vor wenigen Minuten neuerlich bestätigt -
auch im Rahmen eines Sonderprogramms für 
den weiteren Ausbau der Südrampe, insbeson­
dere die auch in diesem Antrag erwähnte 
Verbauung der sogenannten Breitlahn, die 
notwendigen Mittel bereitgestellt wurden. 

.. '. Und damit Sie sehen, daß es besser ist, 
A~geor.dneter Glaser (qvP): Herr Prasl- i gleich konkret zu arbeiten und mit konkreten 

dent. Meme Damen und Herren! Im Rahmen! Ziffern zu kommen möchte ich Ihnen auch 
d~r Deb~tte ü.ber den Bericht .~er Bunde8r~- sagen: Als Erstbet:ag für das Jahr 1967 ist 
gIerung uber dIe ~ochwassersc~aden haben die eine Summe von nicht weniger als 8 Milli 0-

. Abgeordneten ~lelandner, PIChler, Preußl~r nen Schilling bereits gesichert. 
und Genossen eIllen Antrag, betreffend LaWI-
nenverbauung, eingebracht. Dieser Ent- Ich möchte aber noch etwas dazusagen : 
schließungsalltra.g ist der Anlaß, warum ich Der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus wurde im 
mich ge\vissermaßen außerplanmäßig zum vVort Rahmen eines Bezirksparteitages der Öster-
gemeldet habe. reichischen Volkspartei im Bezirk Tarnsweg 

• I gebeten, sich für die Lawinensichel'machung 
Bevor lel: zu. dem AJ~trag selbst spreche, dieser in Rede stehenden Südrampe der Rad-

gestatten SIe mIr, daß ICh Ihnen an Hand städter Tauernstraße einzusetzen Heute vor­
eines Vergleichsbe~spiel~s darlege, wie dieser mittag, also zu einem Zeitpunkt~ zu dem wir 
Ant~agzu ~eurt~Il~n IS~. Jederr Sa~~hu~~er, I da~ noch nicht ~ssen konnt~n, .da wir ja 
zummdest wer e wa mIt den 'erhaltms.en kellle He1lseher smd _ das 1st III anderen 
im Bereic~e der. Tauernst:aße ein~germ~ßen,' Kreisen der Fall ... (Abg. Dr. Btoda: Lau­
vertraut 1st, Weiß, daß llli BereIch che~er ter Zufälle I) Ja, die Zufälle spielen im poli­
Tauernst.~aße, d~r ~un:lesstraß~ Nr. 99, CIlle; tischen Leben eine große Rolle; Sie, Herr 
S~~neefrase statl~~:llert 1st, damIt dann, wenn Minister a. D. Broda, werden ja wissen, was 
sta.:kere Sc~neefa!lei V ~rwe~un~~n und so es da für Zufälle gibt. Gerade vor dem 6. März 
weller auftreuen, Jec erzelt dIe Raumung der haben Sie uns ja demonstriert wie sich die 
~traße gesichert ist. Also. die Schneefr~se Zufälle mit Zeitungsbeschlagnahmen, Aufträ-
1St d~~t. Und n~n kommt Jem~nd, der SICh gen an Staatsanwälte und dergleichen auswir­
P?pular ode~ beruhmt machen '~Ill, und stellt ken. (Zustimmung bei de.r (j V P. - Abg. 
lu er oder trgendwo anders emen Antrag, Dr B'foda' Das gehört aber nicht zum Hoch­
in .. dem steht, die zuständige Str~ßenverwaltl~?g wa~ser I) Meine Damen und Herren! Anläß­
ware

t 
z~ ?eauftragen, do~t eme Sc~?eefrase lich des Bezirksparteitages Anfang Jänner 

~u s ,atlOll.Ieren, obwohl die Schneefrase dort wurde der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus 
Ist und dIes dem betreffenden Abgeordneten 
oder Antragsteller bekannt ist. 

So ähnlich, meine Damen und Herren, 
verhält es sich mit diesem Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Wielandner und 
Genossen. Hätten sich die Abgeordneten 

gebeten, sich in dem Sinn zu verwenden. 
Heute vormittag hat Herr Bundeskanzler 
Dr. Klaus an den Obmann des Fremdenver­
kehrsvereins Obertauern-Tweng, Herrn Kan­
dut - Sie sehen also, daß ich Ihnen nur mit 
Ziffern, Namen und Zahlen aufwarte -, einen 
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Brief geschrieben, in dem ungefähr das steht, 
was ich Ihnen gesagt habe, nämlich daß der 
weitere Ausbau der Südrampe der Tauern­
straße gesichert ist. 

Damit aber nun nicht jemand kommt und 
dann, wenn wir diesen Entschließungsantrag, 
der offene Türen einrennt, ablehnen, damit 
hausieren geht - wir sind ja solche Dinge 
gewohnt - und sagt, wir wären dagegen, 
treten die Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei diesem Entschließungsantrag bei. 
(Abg. Dr. Withalm: Kulant! Nicht?) Wie 
gesagt, die Vorbereitung für die Durchfüh­
rung, für die Realisierung dieses Antrages, 
die Vorbereitung für den Ausbau der Straße 
selbst wurde - wie so oft in ähnlichen Din­
gen - von Mandataren der Österrei<:hischen 
Volkspartei geleistet. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Weikhart: Jetzt kommt der Bumerang!) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Wielandner. 
Ich erteile es ihm. (Abg. W eikha1't: Auf­
passen, Glaser, jetzt kommt der Bumerang! -
Abg. Glaser: Sehen Sie, das war die Wirk­
lichkeit, jetzt kommt der Tratsch! - Abg. 
Wielandner: Na, von Tratsch braucht man 
in dem Fall nicht zu sprechen, Herr Kollege 
Glaser !) 

Abgeordneter Wielandner (SPÖ): Hohes 
Haus! Ich gestatte mir, zu den polemischen 
Bemerkungen zumindest am Beginn der Aus­
führungen des Abgeordneten Glaser ganz kurz 
Stellung zu nehmen. 

Die Situation ist die, daß am 16. Jänner 1967 
die "Salzburger Volkszeitung" , das Landes­
organ der Österreichischen Volkspartei, 
schreibt: "Lungauer Gemeinden appellie­
ren an den Bund." Hier wird diese Reso­
lution behandelt, die von den Lungauer Bür­
germeistern in ihrer Konferenz am 23. 12. 1966 
beschlossen worden ist. 

Nun, Herr Kollege Glaser, wenn Sie in der 
Zwischenzeit so rasch gearbeitet haben, ist 
das sehr erfreulich. Ich danke Ihnen auch, 
daß Sie meinem Entschließungsantrag bei­
getreten sind, denn nun steht fest, daß die 
Südrampe zugunsten der Lungauer Bevölke­
rung wirklich gebaut werden wird. (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Dr. Withalm: Wo ist 
der Bumerang?) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort ~ - Der Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Steiner (Schlußwort): Hohes 
Haus! Ich möchte hier nur erklären, daß ich 
als Berichterstatter dem eingebrachten Ent-

schließungsantrag des Abgeordneten ~ieland­
ner beitrete. (Bravo-Rufe bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Wir gelangen nunmehr 
zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Bericht der 
Bundesregierung einstimmig zur Kenntnis 
genommen. 

Die Entschließung Wielandner und Genos­
sen wird einstimmig angenommen. 

10. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (37JA) der Abge­
ordneten Dr. Withalm, Dr. Pittermann, Zeil­
linger und Genossen, betreffend Abänderung und 
Ergänzung des Bundesgesetzes, mit dem die 
Tätigkeit der Klubs der wahlwerbenden Par­
teien im Nationalrat erleichtert wird (350 der 

Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen zum 
10. Punkt der Tagesordnung: Abänderung und 
Ergänzung des Bundesgesetzes, mit dem die 
Tätigkeit der Klubs der wahlwerbenden Par­
teien im Nationalrat erleichtert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Tschida. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stand zu berichten. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Tschida: Hohes 
Haus! Im Bundesvoranschlag für das Jahr 
1967 sind bei Kapitel 02 "Bundesgesetzge­
bung" , Aufgabenbereich 43, unter Post NI'. 33 
3 Millionen Schilling für "Öffentlichkeitsarbeit 
des Parlaments" veranschlagt. Am 12. Dezem­
ber 1966 haben die Abgeordneten Dr. Wit­
halm, Dr. Pittermann, Zeillinger und Genos­
sen einen Initiativantrag eingebracht, durch 
den die teilweise Inanspruchnahme dieser 
Mittel durch die parlamentarischen Klubs 
gesetzlich geregelt werden soll. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 11. Jän­
ner 1967 in Gegenwart des Bundesministers 
für Finanzen Dr. Schmitz der Vorberatung 
unterzogen und den Gesetzentwurf mit einer 
Ergänzung im Artikel II, die das Inkrafttreten 
des Gesetzes mit 1. 1. 1967 festlegt, einstim­
mig angenommen. 

Der Ausschuß stellt somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezia.ldebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
mir nicht vor. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Gesetzent­
wurf in der Fassung des Ausschußberichtes in 
zweiter und dritter Le8ung einstimmig 
zum Be,!chluß erhoben. 
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11. Punkt: Erste Lesung des Antrages der 
Abgeordneten Dr. Kleiner und Genossen, betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem die Bestimmun­
gen der Strafprozeßordnung 1960 über das 
standrechtliche Verfahren aufgehoben werden 

(32/A) 

12. Punkt: Erste Lesung des Antrages der 
Abgeordneten Probst und Genossen, betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem Arti­
kel 85 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 abgeändert wird (34/A) 

Präsident Wallner: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 11 und 12, hinsichtlich deren 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen: 

Es sind dies: 
Erste Lesung des Antrages der Abgeordneten 

Dr. Kleiner und Genossen (32/A), betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem die Bestimmungen 
der Strafprozeßordnung 1960 über das stand­
rechtliche Verfahren aufgehoben werden, und 

Erste Lesung des Antrages der Abgeordneten 
Probst und Genossen (34jA), betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem Artikel 85 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 abgeändert wird. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst 
erteile ich gemäß § 41 Abs. 2 der Geschäfts­
ordnung dem Herrn Abgeordneten Dr. Klei­
ner zur Begründung des Antrages 32JA das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Kleiner (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Nationalrat 
hat am 24. Mai 1950 mit Mehrheit einen Aus­
schußantrag abgelehnt, der eine Regierungs­
vorlage über die Verlängerung der Anwendung 
der Todesstrafe im ordentlichen Verfahren zum 
Gegenstand hatte. Mit der Ablehnung dieses 
Antrages ist der Verfassungszustand, daß die 
Todesstrafe im ordentlichen Verfahren abge­
schafft ist, die auch seit 1945 nicht aufgehoben 
war, wiederhergestellt worden. 

Damit ist aber die Todesstrafe in Österreich 
nicht endgültig und vollständig abgeschafft 
worden. Sie besteht heute noch im sogenannten 
standgerichtlichen Verfahren weiter, das im 
XXV. Hauptstück der Strafprozeßordnung 
geregelt ist. Der Beseitigung dieses 
XXV. Hauptstückes ist der Antrag gewidmet, 
den zu begründen ich mich in der möglichen 
Kürze befleißigen werde. Ich habe durchaus 
Verständnis für Ihre und meine Schonung, 
meine Damen und Herren, und dafür, daß 
nach einer anstrengenden Sitzungswoche das 
Ende einer Sitzung des Nationalrates geradezu 
herbeigesehnt wird. Aber trotzdem, Hohes 
Haus, kann ich mich nicht enthalten, einige 
grundsätzliche Bemerkungen zur Begründung 
unseres Antrages auszuführen. 

Die Beseitigung des standgerichtlichen Ver­
fahrens wird von uns nicht nur deswegen vor­
geschlagen, weil es noch die Todesstrafe als 
das hauptsächliche Strafmittel zum Gegen­
stand hat, sondern weil es überhaupt unzeit­
gemäß und einer Demokratie wesensfremd ist. 
Das standgerichtliehe Verfahren ist ein Rest 
aus der Zeit des Absolutismus, ein Schnellver­
fahren zur Niederschlagung von Aufruhr- und 
Aufstandsbewegungen, etwas, was sich zur 
Zeit des Absolutismus und zur Zeit autoritärer 
Regime ja immer wieder gegen die Regierung 
richtet und in einer Demokratie, wenn es 
überhaupt vorkommt, zu den Seltenheiten 
gehört. 

Meine Damen und Herren! Schon deswegen 
hätten wir uns schon längst dazu entschließen 
sollen, diesen Fremdkörper aus unserer Rechts­
ordnung zu entfernen, nicht nur weil es an und 
für sich mit den Prinzipien und dem Wesen 
der Demokratie nicht übereinstimmt, sondern 
weil auch manche Bestimmungen des 
XXV. Hauptstückes in klarem Widerspruch 
zur Bundesverfassung stehen. Dieses Verfah­
ren ist ein kurzes, summarisches Verfahren, das 
keine Laienbeteiligung kennt, kein Rechts­
mittel und daher der Rechtsordnung, wie sie 
nach unserem Bundes-Verfassungsgesetz und 
nach den einschlägigen Gesetzen gegeben ist, 
absolut widerspricht. Der Artikel 91 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes spricht geradezu 
zwingend aus, daß das Volk an der Rechtspre­
chung teilzunehmen hat. In seinem Absatz 2 
wird für Fälle von schweren Verbrechen die 
Entscheidung über die Schuldfrage durch Ge­
schwornengerichte gefordert. 

So ergibt sich für uns, daß wir alles dazu 
tun müßten, ein solches Verfahren aus unserer 
Rechtsordnung zu entfernen. Es ist ja auch 
damit belastet, daß wegen der Regelmäßig­
keit hinsichtlich der Strafart, der Todesstrafe, 
und dem raschen Vollzug, der innerhalb zweier 
Stunden vorgenommen werden soll, die Mög­
lichkeit einer rechtzeitigen Begnadigung auch 
nicht mehr zur Geltung kommt, weil Gnaden­
ansuchen im standgerichtlichen Verfahren 
keine aufschiebende Wirkung zuerkannt wurde. 

Wir können es uns an sich sehr einfach 
machen und die sicherlich nicht unrichtige 
Feststellung treffen: So etwas ist für eine 
Demokratie anachronistisch, es gehört auS 
dem System, aus der Rechtsordnung einer 
Demokratie heraus. 

Es könnte allerdings die Frage gestellt 
werden, wieso das überhaupt noch Bestandteil 
unserer Rechtsordnung ist und warum man 
nicht schon bei der Begründung der Republik 
daran gedacht hat, dieses außerordentliche, 
dieses Ausnahmeverfahren zu beseitigen. Ich 
kanu authentisch darüber nichts aussagen, 
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Dr. Kleiner 
aber ich kann mir nur vorstellen, daß man 
sich offenbar damals in dem Glauben befunden 
hat, daß die Republik vielleicht doch noch des 
Schutzes eines besonderen Schnellverfahrens 
bedarf, obwohl man sich ja schon bei der 
Beratung der Abschaffung der Todesstrafe klar 
darüber war, daß auch das standrechtliche 
Verfahren, das in der Vergangenheit und ins­
besondere während des ersten Weltkrieges 
unsagbare Opfer an unschuldigen Menschen 
gefordert hat, eigentlich keine Geltung mehr 
haben kann. (Der Präsident übernimmt wie­
der den Vorsitz.) 

Es bestand auch in der Ersten und in der 
Zweiten Republik keine Notwendigkeit mehr 
- mit Ausnahme jener trüben Tage der Ersten 
Republik, in denen eben die Demokratie schon 
verlorengegangen war -, das standgerichtliche 
Verfahren zur Anwendung zu bringen. Es kann 
natürlich nicht geleugnet werden, daß es auch 
in Demokratien gelegentlich Unruhen gibt. 
Sogar in der sehr anerkannten und vielfach 
berühmten schweizerischen Demokratie hat es 
schon manche Volksbewegung gegeben; ich 
erinnere mich an eine nahezu einem Aufruhr 
gleichkommende Bewegung vor einigen Jahren, 
die von Gemüsebauern, ich glaube im Rhöne­
tal, inszeniert wurde. Aber trotzdem konnte 
die Schweiz mit ihren gegebenen staatlichen 
Machtmitteln und mit den Maßstäben ihrer 
Rechtsordnung diese Unruhe wieder beseitigen. 

Die Demokratie ist eben eine Staatsform 
und eine Rechtsordnung, die nur Bestand haben 
wird und Bestand haben kann, wenn sie über­
zeugt, wenn sie auch in der Anwendung der 
staatlichen Zwangsmittel, deren auch eine Demo­
kratie nicht entbehren kann, überzeugend ist 
und die Mehrheit der Angehörigen dieser Demo­
kratie anerkennen muß, daß es sich hier um 
Maßnahmen, um die Rechtsordnung der Demo­
kratie handelt, die zu beachten sind. Je voll­
ständiger und je überzeugender die Rechts­
ordnung einer Demokratie gestaltet ist, umso 
gesicherter wird ihr Bestand in den Herzen 
und Gehirnen ihrer Angehörigen sein. Die Demo­
kratie in ihrer heutigen Beschaffenheit wird 
wahrscheinlich auch noch nicht das Letzte 
aller Dinge sein, aber unter den bekanntgewor­
denen Staatsformen ist die Demokratie sicher­
lich die beste, weil sie die höchste sittliche 
Rechtfertigung für sich hat. 

Daher, meine Damen und Herren, lassen 
Sie uns einen Beitrag zur Vervollständigung 
unserer demokratischen Rechtsordnung durch 
Beseitigung des ihr wesensfremden standrecht­
lichen Verfahrens leisten. Es wird erst dadurch 
ein wichtiger Grundsatz unserer Verfassung 
und ein Menschenrechtsgrundsatz, nämlich 
daß niemand seinem gesetzlichen Richter ent­
zogen werden darf, zur vollen und reinen 
Geltung kommen. 

Aus den dargestellten Gründen haben wir 
den gegenständlichen Antrag gestellt, dessen 
Hauptinhalt, wie ich schon sagte, die Auf­
hebung des XXV. Hauptstückes der Straf­
prozeßordnung ist. Es besteht sicherlich kein 
zwingender Anlaß, etwa den langen Weg bis zur 
Einbringung einer Regierungsvorlage zu be­
schreiten. Ich glaube vielmehr, daß es diesem 
Hohen Hause durchaus zur Auszeichnung 
gereicht, in dieser Angelegenheit initiativ 
geworden zu sein, und daß es daher für keines 
seiner Mitglieder ein Hindernis geben kann, 
den vor1ieg~nden Antrag der sozialistischen 
Fraktion zu unterstützen. ( BeifaU bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile nunmehr dem von 
den Antragstellern zur Begründung des Antra­
ges 34/ A vorgeschlagenen Abgeordneten Dok­
tor Broda das Wort. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Mein Parteifreund Abgeordneter 
Dr. Kleiner hat die Gründe dargelegt, warum 
die sozialistischen Abgeordneten einen Initia­
tivantrag auf Streichung der Bestimmu.ngen 
über das standrechtliche Verfahren der gel­
tenden Strafprozeßordnung vorlegen. 

Hohes Haus! Falls im Zuge der Beratungen 
dieses Antrages der Justizausschuß dem Hohen 
Hause vorschlagen sollte, diesem Antrag die 
Zustimmung zu erteilen, und die Bestimmun­
gen über das standrechtliche Verfahren in der 
Strafprozeßordnung aufgehoben werden, dann 
muß auch eine entsprechende Änderung des 
Artikels 85 unserer Bundesverfassung erfolgen. 
Diese Angleichung der Bundesverfassung vor­
zunehmen ist Aufgabe des Antrages, den ich 
nunmehr namens der Antragsteller zu ver­
treten habe. 

Artikel 85 der Bundesverfassung sieht vor; 
"Die Todesstrafe im ordentlichen Verfahren 
ist abgeschafft." Damit läßt die Bundes­
verfassung im geltenden Wortlaut die Mög­
lichkeit offen, daß im außerordentlichen Ver­
fahren - das standrechtliche Verfahren zählt 
zum außerordentlichen Verfahren - die Todes­
strafe dennoch unter den Voraussetzungen, 
die heute die Strafprozeßordnung bestimmt, 
verhängt werden könnte. Meinung der Antrag­
steller ist es, daß es an der Zeit wäre, daß der 
Verfassungsgesetzgeber der Zweiten Republik 
feierlich erklärt, daß es in Österreich niemals 
und unter keinerlei Umständen wieder zur 
Verhängung der Todesstrafe kommen soll, 
also auch nicht im standrechtlichen Verfahren 
nach den Bestimmungen der Strafprozeß­
ordnung. 

Hohes Haus! Sie mögen die Bedeutung, die 
der Klub der sozialistischen Abgeordneten 
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Dr. Broda 
diesem Initiativantrag beimißt, daran er­
messen, daß der Obmann des Verfassungs­
ausschusses des Nationalrates, mein Partei­
freund Abgeordneter Probst, Frau Abgeord­
nete Rosa Jochmann, die seit 1945 dem 
Nationalrat angehört, und eine Reihe anderer 
Mitglieder des sozialistischen Abgeordneten­
klubs, die sehr lange parlamentarisch tätig 
sind, diesen Antrag unterzeichnet haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe der Begründung, die mein Herr Vor­
redner dem Antrag auf Aufhebung des stand­
rechtlichen Verfahrens in der Strafprozeß­
ordnung hier gegeben hat, nichts hinzuzu­
fügen. Ich darf lediglich in verfassungsrecht­
licher Sicht noch darauf verweisen, daß es 
höchst fraglich erscheint, ob die Aufrecht­
erhaltung der Bestimmungen über das stand­
rechtliche Verfahren dem Geist der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention, der Öster­
reich beigetreten ist, entspricht. Ich möchte 
hier nicht die Frage untersuchen, wieweit 
durch die Ausnahmebestimmung des Artikels 15 
der Menschenrechtskonvention die Möglichkeit 
der Verhängung des Standrechtes nach wie 
vor gedeckt ist. Hingegen scheint es mir außer 
Frage - Abgeordneter Kleiner hat darauf 
verwiesen -, daß es dem Geist der Europä­
ischen Menschenrechtskonvention nicht ent­
spricht - also auch in verfassungsrechtlicher 
Sicht nicht entspricht -, wenn wir im gelten­
den Recht eine Bestimmung haben wie § 445 
der Strafprozeßordnung: 

,,(1) Gegen die Urteile des Standgerichtes 
findet kein Rechtsmittel statt, und ein dagegen 
von wem immer eingebrachtes Gnadengesuch 
hat nie eine aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Todesstrafe ist in der Regel zwei 
Stu.nden nach der Verkündung des Urteils 
zu vollziehen; nur auf ausdrückliches Bitten 
des Verurteilten kann demselben noch eine 
dritte Stunde zu seiner Vorbereitung auf den 
Tod gestattet werden." 

Die Europäische Menschenrechtskonvention 
atmet den Geist des wirksamen Schutzes der 
Rechte des Beschuldigten im Strafverfahren. 
Kein Zweifel, daß eine Bestimmung wie diese, 
die ich eben verlesen habe, das Gegenteil des 
wirksamen Schutzes der Rechte des Beschul­
digten - hier zu schwerster Strafe, zur Todes­
strafe, Verurteilten - enthält. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Schon in anderem Zusammenhang wurde hier 
betont, daß das Schreckliche am standrecht­
lichen Verfahren die mangelnde Möglichkeit, 
jemals wieder rückgängig zu machen, was 
geschehen ist, die Irreparabilität der ver­
hängten Todesstrafe ist. Und deshalb glauben 
wir, daß wir auch die Bestimmung des Arti­
kels 85 der Bundesverfassung, wonach die 

Todesstrafe nur im ordentlichen Verfahren 
abgeschafft ist, dahin gehend ergänzen sollen, 
daß es in Zukunft schlechthin heißen soll, daß 
die Todesstrafe abgeschafft ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Unzweifelhaft sind die Bestim­
mungen über das standrechtliche Verfahren 
laut Bundesverfassung und Strafprozeßord­
nung geltendes Recht. Gott sei Dank sind sie 
in der Zweiten Republik Österreich totes 
Recht geworden, und wir alle sind zuversicht­
lich, daß es zum Unterschied von den tragi­
schen Zeiten der Ersten Republik dabei 
bleiben soll, daß diese Bestimmungen, wenn 
auch noch geltendes Recht, nicht mehr leben­
des Recht sind. 

Es war daher unbestrittenes Konzept der 
großen Strafrechtsreform, die weiterzutreiben 
ich mich in der Zeit meiner Amtstätigkeit als 
Bundesminister für Justiz bemüht habe, daß 
im Rahmen der Änderung der Strafprozeß­
ordnung auch die Bestimmungen über das 
standrechtliche Verfahren fallen sollten. Die 
Verlangsamung der Arbeiten an der Verab­
schiedung der großen Strafrechtsreform - ich 
sage das nur feststellend und gar nicht wertend 
- scheint es empfehlenswert zu machen, daß 
bestimmte wesentliche Bestimmungen dieses 
Gesetzesvorhabens vorgezogen werden; und 
dazu gehören auch die in einem Entwurf für 
ein Strafprozeßänderungsgesetz, den das Bun­
desministerium für Justiz im Mai 1965, also 
vor bald zwei Jahren, zur Begutachtung aus­
gesendet hat, enthaltenen Bestimmungen im 
Sinne der Anträge, die heute hier in erster 
Lesung vertreten werden. Daher scheint es 
auch zweckmäßig, die Änderung der Bundes­
verfassung, wie ich sie zu vertreten habe, vor­
zunehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich zweifle gar nicht, daß wir inderSache einer 
Meinung sind. Der Herr Bundesminister für 
Justiz hat sowohl im Finanzausschuß bei der 
Behandlung des Kapitels Justiz wie auch hier 
vor dem Plenum des Nationalrates ebenfalls 
erklärt, daß er rechtspolitisch ein Anhänger 
der Aufhebung der Bestimmungen des stand­
rechtlichen Verfahrens ist. Ich glaube nicht 
fehlzugehen in der Annahme, daß die übrigen 
Parteien des Hohen Hauses, nicht nur die 
sozialistischen Abgeordneten, ebenfalls dieser 
Auffassung sind. 

Es erhebt sich nunmehr die Frage: Sollen 
diese Bestimmungen der Änderung des Arti­
kels 85 der Bundesverfassung und der damit in 
Zusammenhang stehenden Änderungen der 
Strafprozeßordnung vorgezogen werden, was 
legistisch ganz einfach ist, oder soll zugewartet 
werden, bis der Entwurf für das Strafprozeß­
änderungsgesetz, das der Herr Bundesminister 
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Dr. Broda 
für Justiz dem Hohen Haus vorlegen will, 
hier eingebracht und beraten wird 1 Ich möchte 
sehr offen sagen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der Mehrheit dieses Hohen 
Hauses in der gegenwärtigen Gesetzgebungs­
periode : Ich glaube, daß es gut wäre, wenn 
die Vertreter einer Bundesregierung, die heute 
allein regieren, die sich nur auf die Mehrheit 
einer Partei in diesem Nationalrat stützen, diese 
symbolische Geste - es ist eine symbolische 
Geste - der Zustimmu,ng zum Antrag der 
großen Minderheitspartei machen würden. Ich 
sagte schon: Ich zweifle gar nicht daran, daß 
wir alle heute eines Willens sind, daß dieses 
noch geltende, Gott sei Dank tote Recht nie 
wieder Leben erhalten soll. Aber dann scheint 
es aU,ch richtig, zweckmäßig und, ich glaube, 
eine gute Geste, wenn das rasch geschieht, 
und zwar gerade jetzt geschieht, wo eine Partei 
allein in Österreich regiert. 

Das sind die Gründe gewesen, warum wir 
die Frage aktualisiert haben, warum wir die 
beiden in erster Lesung zur Beratung stehenden 
Initiativanträge eingebracht haben, wohl wis­
send, daß der gegenwärtige Herr Bundes­
minister für Justiz - ich anerkenne das -
diese Frage ebenfalls in sein legislatives Pro­
gramm mit eingeschlossen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
In diesem Sinn empfehlen wir Ihnen, in 
Beratungen im Verfassungsausschuß und im 
Justizausschuß unserer Initiative Ihre Zu­
stimmung zu erteilen. Ich möchte Ihnen ab­
schließend nur sagen, was vor bald 4 7 Jahren 
am 3. April 1919 der sozialdemokratische 
Abgeordnete Dr. Eisler - auch damals waren 
Sozialdemokraten die Antragsteller - bei der 
Berichterstattung über die Vorlage der Staats­
regierung, betreffend ein Gesetz über die Ab­
schaffung der Todesstrafe im ordentlichen 
Verfahren, vor der Konstituierenden National­
versammlung ausgeführt hat. Er meinte 
damals: "Hohes Haus! Ähnlich wie eine 
Reihe umstürzender Änderungen unseres öffent­
lichen Rechtes hat auch diese Gesetzesvor­
lage" - auf Abschaffung der Todesstrafe -, 
"die eine Streitfrage entscheidet, über die 
jahrhundertelang die Geister im Kampfe 
miteinander gelegen sind, ... keinerlei Mei­
nungsverschiedenheiten hervorgerufen. Ein­
stimmig hat der Justizausschuß sich für den 
grundlegenden Satz dieser Vorlage, der im § 1 
enthalten ist, ausgesprochen, daß im Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten die Todesstrafe 
abgeschafft sei." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Abgeordneter Eisler meinte damals, er 
hoffe, daß sehr bald die legislativen Voraus­
setzungen für die Abschaffung des stand­
rechtlichen Verfahrens in der Strafprozeß-

ordnung geschaffen würden; mein Herr Vor­
redner hat darauf verwiesen. Nun, ich will 
die Vergangenheit ruhen lassen, gewisse Dinge 
müssen eben ausreifen. Aber wir glauben nach 
den Erklärungen des Herrn Bundesministers 
für Justiz Professor Klecatsky, daß nun die 
Zeit so weit ist. Ich würde wünschen, sehr 
geehrte Damen und Herren, Hohes Haus, daß 
ein halbes Jahrhundert später der Nationalrat 
der Zweiten Republik die Kraft zu gleicher 
Einstimmigkeit wie die Konstituierende Na­
tionalversammlung vor fast 50 Jahren findet. 
Wir sind in der Zweiten Republik den größten 
Teil dieser Zweiten Republik, in mehr als ein­
einhalb Jahrzehnten von zwei Jahrzehnten 
Bestand der Zweiten Republik, ohne Todes­
strafe ausgekommen. Es waren Zeiten des 
inneren Friedens, der Herrschaft von Recht 
und Gesetz in diesem Lande, und ich glaube, 
es soll dabei bleiben. Und deshalb auch diese 
Geste, daß der Verfassungsgesetzgeber sagen 
möge: In Österreich wird die Todesstrafe nicht 
mehr verhängt werden, unter gar keinen Um­
ständen! 

Wir sind eine Gemeinschaft geworden, wir 
sind ein demokratisches Staatswesen geworden, 
das ganz gewiß auch unter schwierigen Ver­
hältnissen sich anderer Mittel bedienen kann, 
um Ruhe und Ordnung im Inneren aufrecht­
zuerhalten, und nicht Zuflucht nehmen muß 
zu einer Strafe, die vor 50 Jahren, an der 
Schwelle der Errichtung der Republik Öster­
reich, abgeschafft worden ist. In diesem 
Sinn laden wir die anderen Parteien des 
Nationalrates ein, mit uns in den Beratungen 
des Verfassungsausschu.sses für den Initiativ­
antrag, den ich zu vertreten die Ehre hatte, zu 
stimmen. (Beifall bei der SP(j.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Kranzlmayr. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kranzbpayr (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren t Die Frage der Abschaffung des 
standrechtlichen Verfahrens ist virulent ge­
worden, als mein Parteifreund Regensburger 
in der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses beim Kapitel Justiz an den Herrn 
Bundesminister für Justiz die Frage richtete, 
ob die Verordnung vom 10. November 1933 
über die Verhängung des Standrechtes, wenn 
in einzelnen Bezirken Mord, Brandlegung und 
andere Verbrechen in gefahrdrohender Weise 
um sich greifen, tatsächlich noch in Kraft ist. 

Laut "Parlamentskorrespondenz" vom 
16. November 1966, Bogen i, hat der Herr 
Bundesminister für Justiz folgende Antwort 
gegeben: "Die Verordnung vom 10. November 
1933, betreffend Änderung der Vorschriften 
über das standrechtliche Verfahren, wurde 1945 
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Dr. Kranzlmayr 
in die erste Wiederverlautbarung der Straf. 
prozeßordnung eingebaut und mußte dement. 
sprechend auch bei der zweiten Wiederverlaut. 
barung der Strafprozeßordnung im Jahre 1960 
respektiert werden. Persönlich bekenne sich 
der Minister zur Aufhebung des Standrechtes 
und zur Aufhebung der Möglichkeit der An· 
wendung der Todesstrafe im Standrecht; er 
werde zur gegebenen Zeit entsprechende Ent. 
würfe ausarbeiten lassen." 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich glaube, alle Damen und Herren Abge. 
ordneten, die im Finanz- und Budgetausschuß 
diese Stellungnahme des Herrn Bundesmini­
sters gehört haben, waren damit einverstanden, 
und es hat sich außer diesen beiden keiner 
der Anwesenden zu dieser Frage zu Wort 
gemeldet. 

Nun haben sozialistische Abgeordnete am 
6. Dezember 1966 zwei Initiativanträge einge­
bracht: 32/A betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Bestimmungen der Strafprozeß­
ordnung 1960 über das standrechtliche Ver­
fahren aufgehoben werden, und 34/A betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem Arti­
kel 85 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 abgeändert wird. 

Selbstverständlich steht jedem Abgeordneten 
das Recht zu, Initiativanträge einzubringen. 
Aber, Hohes Haus, eine Frage drängt sich auf: 
Wem nützt solche Eile, und warum soll es 
gerade jetzt sein 1 

Es ist richtig, daß die Diskussion über diesen 
Problemkreis schon lange geführt wurde. 
Ich darf nur erinnern, daß der Herr Kollege 
Dr. Broda am 22. März 1962 - wenn ich mich 
richtig erinnere, war das der 130. Todestag 
Goethes - einen Vortrag vor der Grazer 
Juristischen Gesellschaft mit dem Titel "Die 
Ausgangslage bei der I"eform des Strafprozeß­
rechtes" hielt und hier zu den §§ 429 ff. der 
Strafprozeßordnung, also zum XXV. Haupt­
stück der Strafprozeßordnung, zum stand­
rechtlichen Verfahren folgendes ausführte: 
"Ich Iilöchte es ersatzlos aufheben. Jede 
Ausnahmegerichtsbarkeit läuft rechtsstaat­
lichem Denken zuwider. Daß ich ein über­
zeugter Gegner der Todesstrafe bin, habe ich 
schon wiederholt und unmißverständlich aus­
gesprochen. Die Todesstrafe ist gemäß Art. 85 
B.-VG. im ordentlichen Verfahren abgeschafft 
nnd nur mehr im standrechtlichen Verfahren 
zulässig. Die Anordnung des standrechtlichen 
Verfahrens bedeutet nun eine zeitweise Wie­
dereinführung der Todesstrafe für bestimmte 
Delikte im Verwaltungs weg. Der Rechtsmittel­
weg ist ausgeschlossen, das Todesurteil wird 
binnen weniger Stunden vollstreckt; Rechts­
fehler und vor allem eine unrichtige Beweis­
würdigung können nach einer Hinrieh-

tung nicht mehr ungeschehen gemacht werden. 
Zudem machen die geänderten Verkehrsver­
hältnisse jederzeit den Einsatz der staatlichen 
Gewalt in jedem Teil unseres kleinen Staates 
binnen weniger Stunden möglich, sodaß auch 
der letzte sachliche Grund für die Aufrecht­
erhaltung des standrechtlichen Verfahrens 
entfällt. Eine Demokratie muß au eh ohne 
Standgericht Ruhe und Ordnung aufrecht­
erhalten können." 

Aber jetzt habe ich es mir rot angestrichen: 
"Ich glaube" - so sagte am 22. März 1962 
der damalige aktive Justizminister Doktor 
Broda -, "daß die bevorstehende Teilreform 
der StPO. einen sehr geeigneten Anlaß dafür 
bilden wird, einen Fremdkörper aus unserer 
Rechtsordnung zu entfernen ... " "Gewiß 
besteht keine sichtbare Gefahr, daß sie wie­
der einmal eingeführt werden könnten." -
Nämlich die Bestimmungen des standgericht­
lichen Verfahrens. 

Zu den Ausführungen des damaligen Justiz­
ministers meldete sich wenige Monate später, 
am 15. Jänner 1963, der Universitätsprofessor 
Dr. Friedrich Nowakowski aus Innsbruck -
ein ehemaliger Staatsanwalt - in der "Öster­
reichischen Juristen-Zeitung" zu demselben 
Thema zu Wort. Zu den Begründungen des 
Herrn Kollegen Dr. Broda führt Professor 
N owakowski noch Gründe an, die nach 
seiner Meinung für die Aufhebung von emi­
menter Bedeutung sind. Ich will nicht alles 
erwähnen, sondern nur darauf hinweisen, 
daß er der Meinung ist, daß das standrechtliche 
Verfahren dem Gleichheitsprinzip, einem ver­
fassungsgesetzlich anerkannten Grundsatz, 
widerspricht. Und er-Nowakowski -schließt 
seine Ausführung mit dem Satz: "Macht man 
damit Ernst, so muß das standgerichtliche 
Verfahren - zum mindesten in seiner heutigen 
Form - fallen." 

Das war März 1962 und Jänner 1963. Und 
dann ist wieder Ruhe eingetreten. 

Im Mai 1965 hat das Bundesministerium 
für Justiz einen Entwurf eines Bundesgeset­
zes über die Neugestaltung des österreichischen 
Strafverfahrensrechtes, Strafprozeßänderungs­
gesetz 1965, samt Erläuterungen zur Begut­
achtung ausgesandt. Es heißt dort unter 
Punkt 102: "Das XXV. Hauptstück entfällt." 
Leider sind die gutächtlichen Äußerungen 
nicht bekanntgeworden. Es wäre doch sicher­
lich sehr, sehr interessant, wie die nach dem 
Gesetze zur Begutachtung bestimmten Stellen 
sich dazu geäußert haben. Man legt ja -
und mit vollem Recht, ich bekenne mich voll 
dazu - sehr, sehr großen Wert darauf, 
daß das Begutachtungsverfahren eingehalten 
wird. 
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In den Erläuternden Bemerkungen heißt' einen gewissen Sicherheitsfaktor haben wollte 

es zum Schluß: "Rechtsvergleichend sei be- - wäre seit dem Jahre 1955 oft genug Ge­
merkt, daß die meisten demokratischen Staaten legenheit dazu gewesen. 
eine dem standrechtlichen Verfahren vergleich- Nach dem § 430 der Strafprozeßordnung 
bare Sondergerichtsbarkeit nicht, zum minde- ist für die Deklarierung der Justizminister 
sten nicht als eine jederzeit zu aktivierende und der Bundesminister für Inneres zuständig. 
Einrichtung kennen." Ich glaube, wir haben niemals, niemals daran 

Leider fehlt in den Erläuternden Bemerkun- gedacht, daß vielleicht die beiden Herren 
gen die Aufzählung, welche europäischen Minister, weil sie bis zum 6. März der Soziali­
Staaten, welche außereuropäischen Staaten stischen Partei angehört haben, Mißbrauch 
solche Bestimmungen haben und welche sie treiben würden. Herr Kollege Dr. Broda! 
nicht haben. Das wäre natürlich auch sehr, Ich habe aber irgendwie - und das hat mir 
sehr interessant. in der Seele weh getan - anklingen gehört, 

daß Sie jetzt diese Eile deshalb an den Tag 
legen, weil eine Einparteienregierung besteht 
und Sie sozusagen den beiden Ministern, die 
die Verantwortung tragen würden, es zutrauen 
würden, vielleicht mißbräuchlich Gebrauch da­
von zu machen. Selbstverständlich - ich sage es 
nochmals -: Wir sind mit Ihnen einer Mei­
nung, wenn das schon 1962 ausgesprochen 
Ihre Meinung war, daß eine Teilreform der 
Strafprozeßordnung einen sehr geeigneten An­
laß dafür bilden wird, einen Fremdkörper 
aus unserer Rechtsordnung zu entfernen. Und 
nochmals ein Ja dazu, daß keine sichtbare 
Gefahr besteht, daß die Standgerichte wieder 
einmal eingeführt werden könnten. Oder, 
Herr Kollege Broda, sind Sie heute einer ande­
ren Meinung ~ Was hat sich seit 1962 geändert, 
daß wir jetzt diese Eile an den Tag legen 
müssen 1 Warum soll jetzt die Strafprozeß-

Bis jetzt bin ich in allem mit den beiden 
Herren, die die Anträge begründet haben, 
einverstanden. Nur damit kann ich nicht ein­
verstanden sein, wenn der Herr Kollege 
Dr. Broda gemeint hätte, daß die Europäische 
Menschenrechtskonvention entgegenstünde. 
Er hat selbst den Artikel 15 zitiert, aber ich 
glaube, auch der Artikel 2 der Menschen­
rechtskonvention weist darauf hin, daß natür­
lich ein standrechtliches Verfahren und auch 
die Todesstrafe möglich ist. Denn der Arti­
kel 2 sagt im Absatz 2: 

,,(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung 
dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus 
einer unbedingt erforderlichen Gewaltan­
wendung ergibt: ... c) um im Rahmen der 
Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand 
zu unterdrücken." 

I ordnung und insbesondere auch die Bundes-
Ich betone aber nochmals, daß ich selbst- verfassung in wesentlichen Punkten durch 

verständlich das nur angeführt habe, weil ich Initiativanträge geändert werden? 
~eine, daß die Mensc~enrechtskonven~ion Sie, Herr Kollege Dr. Broda, haben immer 
mcht dagegen sprechen w~rde, daß man mc~t den Standpunkt vertreten, nicht voreilig 
absolut sagen kann, e~. Ist ?er ~emokratIe Änderungen vorzunehmen, bedachtsam, be­
wesensfremd. und es stunde 1m WIderspruch hutsam vorzugehen und nicht stückweise Ände­
zu ~en Bes~Immungen der B~ndesverf~ssung. rungen zu machen. Ich könnte Ihnen jetzt diese 
Es. 1st ganz mteressan~, daß ?eI dem Ar~Ike~ 85 Äußerungen mit vielen Protokollen belegen. 
k?me ~merkung dI'ln~en Ist, daß vIellelC.ht Ich habe lange nachgedacht, und ich getraue 
dIe Be~tImmung, daß dIe Todesstrafe. nur 1m mich fast den Gedanken, der mir dabei ge­
?rdentbchen Ver.fahren abgeschafft 1st und kommen ist, gar nicht laut auszusprechen. 
Im außerordentlIchen besteht, verfassungs- Es kann doch nicht sein daß der Grund 
widrig z.u AI:tikel 91 st?hen würde. Wohl die Alleinregierung der ÖVP wäre und daß 
steht beI Artikel 91 - Ich habe es damals Sie uns unterschieben würden wir könnten 
schon gesagt -, daß die neue Regelung der diese Bestimmungen nun mißbräuchlich ver­
Gesch.wor~engerichte verfassu~gsrec~tlich be- wenden! (Abg. Probst: Sie haben selbst 
denkhch Ist. Ich glaube.' e~ hatte~ SICh schon das Signal gegeben I) Denn wenn das der 
Professoren und Kronlurlsten emmal dazu Grund wäre dann müßten wir natürlich sehr 
geäußert, wenn sie dieser Meinung gewesen sehr vorsichtig sein. Die Bereitschaft, fü; 
wären. eine Aufhebung des standrechtlichen Verfah-

Hohes Haus! Ich muß aber nochmals die renS - ich betone das nochmals - im Rahmen 
Frage stellen, warum es jetzt auf einmal der Strafprozeßreform einzutreten, bedeutet 
so eilig ist und warum man jetzt so ein noch nicht die Anerkennung der Notwendig­
Spectaculum damit machen will. Eigentlich keit, eine Sofortmaßnahme auf diesem Ge­
hätten ja die Bestimmungen 1945, so wie biet zu treffen. Die Bestimmungen über das 
Kollege Broda gesagt hat, aufgehoben wer- standrechtliche Verfahren sind ja seit Jahr­
den können, oder zumindest - ich will noch zehnten nicht angewendet worden, und es 
zugeben, daß man die ersten zehn Jahre spricht nicht der geringste Umstand dafür, 
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daß sie in absehbarer Zeit angewendet werden 
müssen oder auch nur angewendet werden 
können. Bisher haben wir als Voraussetzung 
für legislative Sofortmaßnahmen mit Recht 
eine gewisse Dringlichkeit der Rechtsänderung 
verlangt; eine solche Dringlichkeit ist in 
Ansehung des Standrechtes eindeutig zu ver­
neinen. 

Aber, Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren, würde sich die Ablehnung einer sofortigen 
Aufhebung des Standrechtes lediglich auf den 
Mangel der Dringlichkeit der Reform stützen, 
so könnte die Ablehnung dahin mißdeutet 
werden, daß ungeachtet der Äußerungen des 
Herrn Justizministers und meiner Äußerungen 
der Wunsch besteht, das Standrecht aufrecht­
zuerhalten. Nein, es sprechen noch andere 
Gründe gegen eine Sofortmaßnahme. 

Abgesehen vom Fehlen der Dringlichkeit, 
spricht gegen eine sofortige Reform der Um­
stand, daß die Aufhebung des Standrechtes 
legistisch durchaus nicht von der Einfachheit 
ist, von der der Initiativantrag offenbar aus­
geht. Der Initiativantrag übersieht nicht nur, 
daß der Entwurf eines Strafprozeßänderungs­
gesetzes in seinem Punkt 129 auch noch 
die Aufhebung des § 502 der Strafprozeß­
ordnung, das militärische Standrecht, vorschlug, 
weil die Aufhebung des Standrechtes keine 
vollständige wäre, wenn die Bestimmung des 
§ 502 der Strafprozeßordnung erhalten bliebe. 

Ferner wird noch die Reihe materiell­
strafrechtlicher Bestimmungen übersehen, die 
Sonderbestimmungen für das Standrecht ent­
halten und die bei 'Vegfall des Standrechtes 
zum Teil aufgehoben, zum Teil aber durch 
andere Bestimmungen ersetzt werden müßten. 
Nur ein kleiner Teil dieser Bestimmungen würde 
bei Aufhebung des standrechtlichen Ver­
fahrens gegenstandslos sein; zumindest die 
übrigen könnten daher nicht unberührt blei­
ben. 

Die Aufhebung des standrechtlichen Ver­
fahrens wäre daher wegen der zugleich zu 
ändernden Nebenbestimmungen, so wie Sie 
ganz richtig gesagt haben während der Zeit 
Ihrer Ministerschaft, gleichzeitig mit dem 
Strafprozeßänderungsgesetz am angebrachte­
sten; ich darf noch hinzufügen: Sicherlich auch 
sehr zweckmäßig im Zusammenhang damit 
wäre, gleich auch die Reform des Militär­
strafrechtes vorzunehmen, ein Anliegen, das 
uns ja allen gemeinsam - das glaube ich 
sagen zu dürfen - schon lange am Herzen liegt. 

Zusammenfassend gebe ich meiner Meinung 
Ausdruck, daß die Aufhebung des Standrechtes 
nicht sofort in die Wege geleitet werden sollte, 
weil sie sich nicht in der Aufhebung des 
XXV. Hauptstückes der Strafprozeßordnung 

erschöpfen kann und nicht unbedeutende 
legislative Maßnahmen auch auf anderen 
Gebieten erscheischt. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich darf nur sagen: Es wird jeder Verant­
wortung tragende Mensch für die Abschaffung 
dieser standrechtlichen Bestimmungen ruhigen 
Gewissens dann eintreten können, wenn er 
zu der Überzeugung kommt, daß die Auf­
rechterhaltung dieser Bestimmungen nicht,der 
Garant für die Erhaltung des inneren Friedens 
und der staatlichen und gesellschaftlichen 
Ordnung ist, Dinge, die wir Gott sei Dank in 
der Zweiten Republik immer als unsere obersten 
Ziele gesehen, erkannt und auch erhalten haben. 

Aber selbstverständlich werden wir, was die 
Bestimmung des § 85 unserer Bundesverfassung 
anbelangt - und insbesondere diese -, nach 
unserem Gewissen zu entscheiden haben, wie 
auch damals im Jahre 1950 den Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses die Abstimmung frei­
gegeben wurde. In diesem Sinne hoffe ich 
auch unseren Beitrag dazu geleistet zu haben. 
( Beifall bei der () V P.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete ZeiUinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Wenn man die Aus­
führungen meiner heiden Vorredner verfolgt 
hat, konnte man feststellen, daß in der sach­
lichen Beurteilung der Frage kaum Differenzen 
bestehen, praktisch nur in der taktischen 
Durchführung: Während die antragstellende 
sozialistische Fraktion der Ansicht ist, daß ihre 
Anträge jetzt in den Beratungen zur Ab­
stimmung zu bringen sind, wurde vom Sprecher 
der Regierungspartei der Vorschlag unter­
breitet, daß man diese Materie nicht allein 
herausgreifen, sondern im Zusammenhang mit 
der Reform behandeln solle. 

Ich darf hier gleich etwas vorausschicken: 
Ich stimme mit meinem Vorredner Dr. Kranzl­
mayr überein, wenn ich hier als freiheitlicher 
Sprecher erkläre, daß es weitgehend eine Frage 
des Gewissens ist, daß hier keine Partei und 
kein Klub einen endgültigen Beschluß fassen 
kann, daß ich also auch hier zur Sache nur 
eine persönliche Stellungnahme abgeben werde. 
Wir Freiheitlichen ::lind aber nicht der An­
sicht, die hier von meinem Vorredner geäußert 
worden ist, daß der Umstand, weil man nun 
fünf Jahre nichts getan hätte, Grund wäre, 
auch weiterhin die Materie nicht zu behandeln. 
Diese Frage darf nicht zu einem Prestige­
standpunkt werden, sie soll nicht eine Prestige­
frage werden, weil die Initiative in diesem Falle 
von der Opposition ausging und keine Re­
gierungsvorlage vorhanden ist. 

Wir Freiheitlichen sind schon der Ansicht, 
daß, auch wenn die Initiative in diesem Falle 

43. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 74

www.parlament.gv.at



3526 Nationalrat XI. GP. - 43. Sitzung - 20. Jänner 1967 

Zeillinger 
von einer Oppositionspartei ausgegangen ist, 
die Frage in Behandlung zu ziehen und zur Ab­
stimmung zu bringen ist, zumal auch, Herr 
Kollege Dr. Kranzlmayr - wenn wir uns an 
die Praxis der Vergangenheit erinnern -, eine 
Koppelung oder eine generelle Behandlung 
die Gefahr mit sich bringt, daß ein Jahrzehnt 
nichts geschieht. Ich darf also offen sagen: 
Ich bin bei gewissen Reformen - und das soll 
kein Vorwurf gegen den Minister sein, der in 
diesem Falle gar nichts dafür kann, weil 
einfach die politische Konstellation hier im 
Hause eher pessimistisch ist - dafür, daß wir 
uns bei einzelnen wichtigen Fragen zu Teil­
lösungen, gegen die ich an und für sich immer 
auftrete, entschließen müssen, wenn wir sie 
tatsächlich durchführen wollen. 

Der Umstand, daß in den vergangenen 
Jahren keine derartige Initiative ergriffen 
worden ist, ist mit dem damaligen politischen 
System leicht erklärbar. Wohl gab es damals 
auch Initiativanträge, aber es war ausnahms­
lose Praxis und war auch koalitionsvertraglich 
vereinbart, daß derartige Initiativanträge, wie 
es in der Vereinbarung stand, der Demon­
stration nach außen dienten, aber ausschließ­
lich alle in die Schublade kamen und im Hause 
nicht behandelt worden sind. Es war damals 
gar nicht möglich, von seiten einer Partei eine 
Initiative zu entwickeln. 

Ich habe Verständnis dafür, daß die Re­
gierungspartei im Augenblick aus einer opti­
schen Begründung heraus die Behandlung 
vielleicht nicht wünscht, weil man aus optischen 
Gründen nach außen vermeiden möchte, zu zei­
gen, daß sich nun gegenüber der Zeit der ge­
meinsamen Regierung von ÖVP und SPÖ die 
Situation so grundlegend geändert hätte. Aber 
ich glaube doch, daß wir hier nicht den Pre­
stigestandpunkt einnehmen sollen, sondern 
- das darf ich hier gleich als einen Vorschlag 
unterbreiten - daß wir uns unverzüglich an 
die Prüfung dieser Frage heranmachen sollen. 

Die Antragsteller werden Verständnis dafür 
haben, wenn wir Freiheitlichen auf dem Stand­
punkt stehen: Man kann heute, um sich nicht 
der Gefahr eines Fehlers auszusetzen, nicht ab­
schließende und ins Detail gehende Stellung­
nahmen einnehmen. Vielleicht wird es sogar 
notwendig sein - den Vorschlag möchte ich 
unterbreiten - nicht nur im Verfassungs- und 
im Justizausschuß zu beraten, sondern, wenn 
wir wirklich die Auswirkungen und alle damit 
in Zusammenhang stehenden Fragen prüfen 
wollen und wenn wir auch zu einer Lösung ohne 
Aufschub kommen wollen, der Praxis zu folgen 
und einen Unterausschuß einzusetzen, der sich 
sofort an die Arbeit machen kann, um· alle 
damit in Zusammenhang stehenden Fragen zu 

-lösen. 

Ich möchte hier ebenso wie meine Vor­
redner erklären, daß wir es als einen unbe­
friedigenden Zustand ansehen, daß die Todes­
strafe in Österreich zwar für das ordentliche 
Verfahren abgeschafft ist, aber im außerordent­
lichen Verfahren, im standrechtlichen Ver­
fahren weitergilt. Ich glaube, in dieser Frage 
herrscht Übereinstimmung zumindest der 
Sprecher und wahrscheinlich der großen Mehr­
heit aller Abgeordneten. Wir wollen hier 
gar nicht prüfen, ob damit ein Gleichheits­
grundsatz verletzt ist. Es ist einfach ein unbe­
friedigendes Gefühl für jeden Abgeordneten, 
für jeden rechtlich denkenden Menschen, wenn 
wir uns vorstellen, daß ein gemeiner Mörder, 
der größte Schuld auf sich geladen hat, niemals 
Gefahr läuft, sein Leben zu verwirken, daß 
aber aus irgendeiner Situation heraus, die 
vielleicht durch ein politisches Spannungsfeld 
besonders kritisch geworden ist, plötzlich die 
Todesstrafe letzten Endes für womöglich 
politische Delikte in Anwendung kommt. 
Dieser unbefriedigende Zustand allein be­
rechtigt die Forderung nach einer sofortigen 
Diskussion. 

Auch der Umstand, daß kein Rechtsmittel 
zulässig ist, auch der Umstand, daß die Todes­
strafe, wenn sie einmal vollzogen ist, irreparabel 
ist, all das sollte uns veranlassen, die Frage 
nicht irgendwie in eine Gesamtreform zu 
stellen, sondern so, wie der Antrag lautet, unter 
Verzicht auf Prestige - ich verzichte inso­
fern auch auf Prestige, als ja die Initiative 
nicht von meiner Partei kommt - sofort an 
die Beratung heranzutreten. Ich glaube, damit 
wären auch die Antragsteller einverstanden. 
Wir wollen das hier nicht überfahren, womit 
keine Verzögerung gemeint ist, sondern wir 
wollen den Antrag und die Auswirkungen 
prüfen, denn letzten Endes wollen wir nicht 
eine Lösung treffen, bei der hinterher dann 
wieder festgestellt wird, daß wir gegen diesen 
oder jenen Grundsatz verstoßen haben. 

Ich sage vom Standpunkt der Opposition 
aus: Wir können es uns in Österreich leisten, 
das Standrecht und vor allem die Todesstrafe 
im Standrecht abzuschaffen. Wir haben einen 
Zustand der Ruhe und Sicherheit erreicht, und, 
ich glaube, wir haben alle die berechtigte 
Hoffnung, daß nicht mehr Verhältnisse ein­
treten, welche eine Änderung dieses Stand­
punktes bedingen. 

Schließlich wollen wir doch auf dem Boden 
der Wirklichkeit bleiben: Wenn es so weit 
wäre, wird es notwendig sein, sich damit abzu­
finden. Denn die Vergangenheit hat bewiesen, 
daß das Recht letzten Endes immer der Sieger 
und nicht der Gesetzgeber bestimmt hat. Ich 
glaube daher: Da wir alle in der Sache selbst 
einer Meinung sind, darf ich hier, nicht im 
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Namen der Antragsteller, aber vom Stand­
punkt der Freiheitlichen, doch auch an die 
Herren, die Bedenken haben, in eine sofortige 
Beratung einzutreten, die Aufforderung rich­
ten: Schieben wir es nicht auf die lange Bank! 
Ich glaube, daß sich bei der Beratung keine 
weiteren Schwierigkeiten ergeben. Wollen wir 
diesen unbefriedigenden Zustand, der augen­
blicklich herrscht, durch eine klare Entschei­
dung klären! 

In diesem Sinne darf ich für die Freiheit­
lichen, die ihrerseits noch ihre Meinung bilden 
werden, erklären, daß wir unsererseits bereit 
sind, sofort in die Beratungen einzutreten. um 
eine Entscheidung herbeizuführen. ( Bei/aU 
bei der F PO.) 

schäftsordnung des Nationalrates entspricht. 
Wir werden daher auch nächsten Mittwoch 
einen anderen Initiativantrag auf strafrecht­
lichem Gebiet hier vertreten. 

Herr Kollege Kranzlmayr, ich darf nochmals 
darauf verweisen: In der vergangenen Gesetz­
gebungsperiode und in der vorvergangenen 
Gesetzgebungsperiode hatten wir im Justiz­
ministerium das Konzept der unmittelbar 
bevorstehenden Reform des gesamten Straf­
rechtes, nämlich Strafgesetz, Strafvollzug und 
Strafprozeß. Daher glaubten wird damals im 
Justizministerium sagen zu können, man möge 
mit der Aufhebung der Bestimmungen des 
standrechtlichen Verfahrens zuwarten, bis diese 
drei großen Gesetzeswerke unter einem, ein­
schließJich Militärstrafgesetz, Bewährungshilfe­

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr gesetz und Einführungsgesetz, dem Hohen 
Abgeordnete Dr. Broda. Ich erteile es ihm. Hause zugeleitet würden. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ): Herr Präsi- Der Herr Bundesminister für Justiz hat sich 
dent! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und für den andern Weg entschieden, den ich jetzt 
Herren! Im Hinblick auf die sehr sachlichen gar nicht werte, sondern ich stelle das nur fest. 
und präzisen Ausführungen des Herrn Abge- Daher glauben wir, daß es zweckmäßig und 
ordneten Dr. Kranzlmayr, der mich ja sehr zutreffend ist, so wichtige Bestimmungen wie 
ausführlich und zutreffend zitiert hat, kann ich die nunmehr in Rede stehenden zur Beratung 
mich mit einigen Feststellungen zur Sache vorzuziehen. Ich möchte, Herr Kollege Kranzl­
begnügen. mayr, gerade in Hinblick auf die von uns vor-

Herr Kollege Zeillinger! Die Antragsteller geschlagenen Beratungen nicht anstehen, hier 
vertreten ja hier in erster Lesung ihre Anträge. nochmals zu sagen, was ich in meinen Aus­
Sie behaupten in keiner Weise, daß ihre Formu- führungen feststellte: Es ist geltendes Recht, 
lierungsvorschläge abschließende sind. Sinn aber es ist totes Recht - auch totes Recht 
der Diskussion erster Lesung ist ja die Dar- heute unter der Alleinregierung der Öster­
legung der Grundsätze der Anträge, die einge- reichischen Volkspartei. Davon bin ich fest 
bracht wurden, und Sinn der Ausführungen überzeugt. Umso mehr glaubten wir aber die 
des Kollegen Kleiner und meiner Ausführungen Mehrheit einladen zu sollen, diese Geste der 
war, die Abgeordneten der übrigen Parteien, wie Gemeinsamkeit des W ollens zu machen. Viel­
Sie sehr zutreffend ausgeführt haben, Kollege leicht ist es nicht ohne Zweckmäßigkeit, wenn 
Zeillinger, einzuladen, schon jetzt Beratungen dieser Nationalrat immer wieder die Gelegenheit 
über das Problem der Abschaffung des stand- sucht, gemeinsame Beschlüsse zu fassen, wich­
rechtlichen Verfahrens, bevor noch das Straf- tige Beschlüsse zu fassen, die über den Tag 
prozeßänderungsgesetz hier im Haus einge- hinausweisen. Das ist Dienst an der Demo­
langt ist, aufzunehmen. kratie. Diesen Dienst an der Demokratie 

Ich darf dazu nur noch zwei begründende schlagen wir vor, offenbar in Übereinstimmung 
Bemerkungen machen. Herr Kollege Kranzl- mit dem Vertreter der Freiheitlichen Partei. 
mayr, Sie haben zutreffend aus der "Parla- Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
mentskorrespondenz" den Hergang der Be- Nun noch ein paar Worte zu den Ausführungen 
ratungen im Finanz- und Budgetaus8chuß des Kollegen Kranzlmayr. Im Begutachtungs­
zitiert. Einer der Kollegen der Mehrheitspartei verfahren haben alle zur Begutachtung be­
hat die Frage aktualisiert und sie neuerlich zur rufenen Stellen ihre Gutachten abgegeben. 
Diskussion gestellt. Wir haben den Weg der Soweit ich weiß, ist gegen die in Rede stehenden 
Initiativanträge aus zwei Gründen gewählt. Bestimmungen des Strafprozeßänderungsge­
Erstens hat der Herr Bundesminister für setzes kein wesentlicher Einwand erhoben 
Justiz in anderem Zusammenhang uns, näm- I worden. Im übrigen stehen die Gutachten dem 
lieh die Abgeordneten des Nationalrates, darauf Nationalrat zur Verfügung, sie sind dem Na­
verwiesen, daß man nicht immer die Initiative tionalrat im wesentlichen ohne Ausnahme zu­
der Mitglieder der Bunde~regierung abwarten geleitet worden. 
möge, sondern selbst initiativ werden möge. I Ich darf dann, Herr Kollege Kranzlmayr 
Dies hat der Herr Bundesminister Professor I und meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Klecatsky in seiner Diskussion mit der darauf verweisen, daß es durchaus möglich 
"Furche" ausgeführt. Das ist durchaus ein ist. im Rahmen der Beratung des Verfassungs­
Standpunkt, der der Verfassung und der Ge- ausschusses und des Justizausschusses rechts-
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Dr. Broda 
vergleichende Studien anzustellen. Ich habe 
mir für heute nur noch folgendes vorbereitet, 
weil die Rede darauf gekommen ist. In 
Nachbarländern vergleichbarer Regierungs- und 
Verfassungsstruktur kennt man die Möglich­
keit des standrechtlichen Verfahrens nicht 
mehr. Die Bundesverfassung der Schweizer 
Eidgenossenschaft sagt im Artikel 58 Abs. 1: 
"Niemand darf seinem verfassungsmäßigen 
Richter entzogen und es dürfen daher keine 
Ausnahmegerichte eingeführt werden." Im 
Artikel 65 Abs. 1: "Wegen politischer Vergehen 
darf kein Todesurteil gefällt werden." Das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch­
land sagt im Artikel 102: "Die Todesstrafe ist 
abgeschafft." Artikel 101 Abs. 1: "Ausnahme­
gerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem 
gesetzlichen Richter entzogen werden." Die 
Verfassung der italienischen Republik sagt in 
nichtamtlicher deutscher übersetzung: Ar­
tikel25 erster Satz: "Niemand kann dem vom 
Gesetz vorbestimmten natürlichen Richter ent­
zogen werden." Artikel 27 vierter Satz: "Die 
Todesstrafe ist nicht zugelassen, es sei denn in 
den von den militärischen Kriegsgesetzen vor­
gesehenen Fällen." Also eine viel engere 
Möglichkeit der Anwendung von standrecht­
lichen Verfassungsbestimmungen, als wir sie 
in unserer ein Jahrhundert alten Strafprozeß­
ordnung haben. 

Nun möchte ich noch ein Mißverständnis 
aufklären, das vielleicht entstanden ist. Ich 
habe ausdrücklich gemeint, daß ich mich mit 
der Frage, ob die Bestimmungen über das 
standgerichtliehe Verfahren der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, die nach dem Be­
schluß des Verfassungsgesetzgebers in Öster­
reich Verfassungsrang hat, widersprechen oder 
nicht, hier nicht beschäftigen möchte. Ich 
stimme Ihnen, Herr Kollege Kranzlmayr, zu, 
daß der Wortlaut sowohl derVorbehaltsklausel 
des Artikels 15 wie der übrigen auch von Ihnen 
zitierten Artikel dafür spricht, daß die 
Menschenrechtskonvention die Einführung 
standrechtlicher Verfahren und ganz sicher 
auch die Verhängung der Todesstrafe zuläßt. 
Was ich meinte und was ich nochmals unter­
streichen möchte,' ist allerdings, daß die 
weite Fassung der geltenden standrechtlichen 
Verfahrensbestimmungen unserer Strafprozeß­
ordnung zweifellos im Widerspruch zum Geist 
der Europäischen Menschenrechtskonvention, 
die wir alle hochhalten wollen, steht. Artikel 6 
Ahs. 2 lit. h der Menschenrechtskonvention 
sagt : "Jeder Angeklagte hat mindestens die 
folgenden Rechte: ... b) über ausreichende 
Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner 
Verteidigung zu verfügen. " Daß dies im 
standrechtlichen Verfahren nicht gegeben und 
nicht eingeräumt ist, kann wohl nicht be­
zweifelt werden. 

Artikel 13 der Menschenrechtskonvention 
sagt: "Sind die in der vorliegenden Konven­
tion festgelegten Rechte und Freiheiten ver­
letzt worden, so hat der Verletzte das Recht, 
eine wirksame Beschwerde bei einer nationalen 
Instanz einzulegen, selbst wenn die Verletzung 
von Personen begangen worden ist, die in 
amtlicher Eigenschaft gehandelt haben." Also 
der Grundsatz: es muß immer einen Rechtszug 
geben, also die Möglichkeit einer Beschwerde 
an nationale Instanzen und sogar an über­
nationale Instanzen. Das ist nach dem stand­
rechtlichen Verfahren nicht möglich. 

Und nun haben Sie zutreffend, Kollege 
Kranzlmayr, auf Artikel 15 verwiesen, wo es 
heißt: , ,Im Falle eines Krieges oder eines 
anderen öffentlichen Notstandes, der das Leben 
der Nation bedroht, kann jeder der Hohen 
Vertragschließenden Teile Maßnahmen er­
greifen, welche die in dieser Konvention vor­
gesehenen Verpflichtungen in dem Umfang, 
den die Lage unbedingt erfordert, und unter 
der Bedingung außer Kraft setzen, daß· diese 
Maßnahmen nicht im Widerspruch zu den 
sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
stehen." Zutreffend also im Falle eines 
öffentlichen Notstandes, der das Leben der 
Nation bedroht, kann man die Bestimmungen 
der Konvention sistieren, wie man im alten 
Österreich gesagt hat, außer Kraft setzen und 
auch das standrechtliche Verfahren wieder ein­
führen. Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, lesen Sie nach, wie weitgefaßt die 
Bestimmungen über das standrechtliche Ver­
fahren in der geltenden Strafprozeßordnung 
sind, sodaß man mit Fug und Recht bezweifeln 
kann, ob es sich hier wirklich nur um die 
Zulässigkeit der Verhängung standrechtlicher 
Maßnahmen handelt, wenn das Leben der 
Nation bedroht ist. 

Das zur Frage, ob und inwieweit auch eine 
Einhaltung der Bestimmungen der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention ihrem 
Geiste nach die Aufnahme der Diskussion, die 
wir vorschlagen, rechtfertigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren' 
Wir laden Sie noch einmal ein, in geeigneter Form 
die Beratungen über die beiden vorliegenden 
Initiativanträge in den zuständigen Aus­
schüssen aufzunehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Justiz. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky: 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Herren Redner Dr. Broda und Dr. Kranzlmayr 
haben die Freundlichkeit gehabt, auf meine 
Erklärungen während der Budgetdebatte zur 
Aufhebung des Standrechtes und zur Be-
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Bundesminister Dr. Klecatsky 

seitigung der Möglichkeit der Verhängung der I spruch und die "alsbaldige" - wie es dort 
T?desst~afe hier Bezug zu nehmen. Ich will I heißt - Vollstreckung der Todesstrafe. Hält 
SIe, me me sehr geehrten Damen und Herren, man sich das vor Augen - und davon ist ja 
also nicht mit Wiederholungen aufhalten. auch schon die Rede gewesen -, so fällt einem 

Mein Herr Amtsvorgänger, der Herr Abge- sofort die Spannung zur Europäischen Men­
ordnete Dr. Broda, hat mir auch die Ehre schenrechtskonvelltion auf, wie immer diese 
erwiesen, seine Rede zur Beratungsgruppe Spannung im einzelnen geartet sein mag. 
Justiz mit der Würdigung meiner Erklärung E l' t f d H d d ß d t d . ht 
zum Standrecht einzuleiten, und hat dann im . sIeg au er. ~n, a as sa.n gen? -
H ' bl' k d f kl" t d ß d T d' hche Verfahren mcht den ErfordernIssen eInes m lC arau er ar, a er ag leser f' ~T eh' d H Ab 
D b tt h t t

· E b' . alren v ena rens - WIe er err geordnete 
e a e - so a er gesag - 1m rge ms em d B d .. D D B d . 
t T f .. d' R bl'k Ö . h d un un esmmIster a. . r. ro a Ja dar-

gu er ag ur Ie epu I sterrele wer en I t h t t' ht d ß' I h V . d ge eg a - en sprlC ; a em so c es er-
WIr , fahren, wie man sich im 18. Jahrhundert aus-

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ist voll und ganz auch meine Meinung. Ich gedrückt hat, eben ein Verfahren des "ge-
gehöre einer Generation an, die mit wachen und schwinden Rechtes" ist, liegt auf der Hand, und 
kritischen Augen die Vorgänge in den dreißiger dies steht sicher nicht - darüber haben ja 
und vierziger Jahren unseres Jahrhunderts alle Redner gesprochen - mit dem Geist der 
erlebt hat, einer Generation, die schon in ihrer Europäischen Menschenrechtskonvention im 
Jugend die ganze Tragik dieser Ära, aber auch Einklang. 
das schuldhafte Dunkel der politischen Ver- Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren 
strickungen dieser Zeit in sich aufgenommen - und auch davon ist die Rede gewesen -, die 
hat. Ich habe immer und bis zum heutigen bei den Initiativanträge, die heute zur Er­
Tage gemeint, daß es besser ist, unrecht zu örterung stehen, werfen zwei Fragen auf. 
erleiden, als an der Verübung von Unrecht mit- Zunächst stellt sich die materielle Frage: Ob 
zuwirken. Meine sehr geehrten Damen und auf die Möglichkeit der Anordnung des stand­
Herren ! Ich sage das nur deshalb, weil mein gerichtlichen Verfahrens, in dem eben allein 
Abscheu vor Blutrichtern, Galgen und Henkers- heute noch die Todesstrafe verhängt werden 
~~beit nicht erst von heute ist. (Beifall bei der kann, verzichtet werden kann und soll. Meine 
OVP.) Als ehemaliger Richter, der in einer Meinung dazu habe ich ja - wie schon gesagt 
letzten Instanz zu judizieren hatte, weiß ich wurde - bereits bei der Budgetdebatte klar 
auch, was es heißt, über einen Menschen ein ausgesprochen. Ich habe - um es aber noch­
endgültiges und umviderrufliches Urteil zu mals zu sagen - auf den noch von meinem 
fällen. Man hat mir, sicherlich nicht in vollem Herrn Amtsvorgänger Dr. Broda versendeten 
Ernst, aber immerhin den Vorwurf gemacht, ich Entwurf des Strafprozeßänderungsgesetzes 
befürworte einen Richterstaat. Ich habe nie- 1965, der die Aufhebung des standgerichtlicheIl 
mals, meine sehr geehrten Damen und Herren, Verfahrens vorgesehen hat, verwiesen und ich 
auch nur die geringste Sympathie für Straf- habe durchaus erklärt, daß ich mich in diesem 
richter gehabt, die über menschliche Leben zu Pu,nkte den Vorschlägen des Entwurfes an­
Gericht sitzen, für Strafrichter, die einen schließe. Wenn ich aber in diesem Zusammen­
Menschen dem Henker überantworten. hang davon gesprochen habe, ich würde die 

An meiner Grundhaltu,ng zu der Materie, die 
in den bei den Initiativanträgen behandelt wird, 
kann also, so hoffe ich, nach all meinen Er­
klärungen kein Zweifel herrschen. Über das 
Standrecht hinau.s hat für mich immer noch 
der Gedanke Geltung, den schon Montesquieu 
geäußert hat, nämlich: die Schärfe der Strafen 
schickt sich besser zu der despotischen Re­
gieru,ng, deren Grundregel die Furcht ist, als 
zur - ich darf das ausklammern - Monarchie 
und zur Republik, welche die Ehre und die 
Tugend zum Ressort haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Davon ist ja schon die Rede gewesen: Das 
Standrecht ist durch drei Momente gekenn­
zeichnet, nämlich Vereinfachungen und Ab­
kürzungen des Verfahrens, durch den Aus­
schluß jeglichen Rechtsmittels und die Ab­
erkennung der aufschiebenden Wirkung von 
Gnadengesuchen und im Regelfall den Aus-

entsprechenden Gesetzentwürfe ausarbeiten 
lassen, so habe ich damit auf den Umstand ver­
wiesen, daß die Dinge nicht ganz so einfach 
liegen, wie der Initiativantrag der Herren 
Abgeordneten Dr. Kleiner und Genossen meint, 
sondern daß vielmehr eine Änderung des 
Strafgesetzes, des Militärstrafrechtes und eine 
weitere Änderu,ng der Strafprozeßordnung er­
forderlich sei, Aber auf diese Einzelheiten ist 
ja hier in der Debatte schon Bezug genommen 
worden. 

Zur zweiten Frage, ob die in diesem Zusam­
menhang vorzunehmenden Reformen so dring­
lich sind, daß eine legistische Sofortmaßnahme 
geboten ist, darf ich, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, nur sagen, daß ich bisher 
einen solchen Entwurf deshalb nicht aus­
arbeiten habe lassen, weil ich mich eben dem 
Zeitplan meines Herrn AmtRvorgängers ange­
schlossen habe. Ich möchte allerdings in 
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Bundesminister Dr. Klecatsky 
diesem Zusammenhang nicht verschweigen, 
daß mein Herr Amtsvorgänger, Herr Bundes­
minister a. D. Dr. Broda, die Angelegenheit 
als Justizminister, wie er selber gesagt hat, 
nicht für so absohl,t dringlich gehalten hat. 

Nur der Vollständigkeit halber darf ich sagen, 
daß mein Herr Amtsvorgänger schon gewisse 
Teile der Prozeßreform für so dringlich ge­
halten hat, daß eine Sofortmaßnahme für 
notwendig angesehen wurde. Ich darf einer­
seits auf die Strafprozeßnovelle 1962 und das 
Bundesgesetz über die Erneuerung von Be­
rufungsverfahren in Strafsachen aus dem Jahre 
1963 verweisen, andererseits aber auch auf den 
bisher nicht Gesetz gewordenen Entwurf für 
eine Strafprozeßnovelle zur Regelung der Ein­
griffe in das Fernmeldegeheimnis im Dienst der 
StrafrechtspHege. 

Aber, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren, wie immer das liegen mag, bin ich mit 
dem Hohen Haus der vollen optimistischen 
Überzeugung, daß niemand hier oder außerhalb 
dieses Hohen Hauses in Österreich die Absicht 
hat, eine Situation heraufzubeschwören, die 
nach dem heute noch geltenden Recht die Ver­
hängung des Standrechtes rechtfertigen würde. 
Ebenso bin ich der optimistischen Überzeugung, 
daß niemand in diesem Hohen Haus und nie­
mand außerhalb die Absicht hat, das Stand­
recht einzusetzen. Ich bin mit dem Hohen 
Haus der zuversichtlichen Hoffnung, daß 
Menschlichkeit und Rechtlichkeit in unserem 
Land seit den Jahren der Finsternis gewachsen 
sind und daß sie weiter wachsen werden, mit 
einem Wort: Ich behaupte, daß wir Grund 
haben, an den Menschen und sein Recht zu 
glauben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Im Sinne des gestellten Antrages nehme ich, 
falls kein Widerspruch erhoben wird, die 
sofortige Zuweisung des Antrages 32/ A an den 
Justizausschuß vor. - Widerspruch wird nicht 
erhoben. Der Antrag 32/A ist somit dem 
Justizausschuß zugewiesen. 

Ferner nehme ich gemäß dem gestellten 
Antrag, falls kein Widerspruch erhoben wird, 
auch die sofortige Zuweisung des Antrages 
34jA an den Verfassungsausschuß vor. -
Widerspruch wird nicht erhoben. Der An­
trag 34/A ist somit dem Verfassungsausschuß 
zugewiesen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die nächste Sitzung berufe ich für Mitt­
woch, den 25. Jänner, 11 Uhr, mit folgender 
Tagesordnung ein: 

1. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (286 der 
Beilagen): 19. Novelle zum Allgemeinen So­
zialversicherungsgesetz (351 der Beilagen); 

2. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (281 der 
Beilagen): 16. Novelle zum Gewerblichen 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz(352 
der Beilagen); 

3. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (301 del' 
Beilagen): 10. Novelle zum Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetz (353 
der Beilagen); 

4. Bericht des Bautenausschusses über die 
Regierungsvorlage (246 der Beilagen): Wohn­
haus-Wiederaufbaugesetz-Novelle (359 der Bei­
lagen) ; 

5. Bericht des Bautenausschusses über die 
Regierungsvorlage (247 der Beilagen): Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
Ausge~taltung des Staatlichen Wohnungsfür­
sorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds ergänzt wird (360 der Beilagen); 

6. Erste Lesung des Antrages 33/A der Abge­
ordneten Dr. Broda und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das österreichische 
Strafgesetz 1945 durch eine Strafbestimmung 
gegen Verhetzung ergänzt wird. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 20 Minuten 

Osterreichische Staatsdruckerei. 1043 67 
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